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U n t e r r i c h t u n g

durch den Präsidenten des Landtags

Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

Die Geschäftsordnung des Thüringer Landtags in der Fassung ihrer Be-
kanntmachung vom 26. September 2024 (vergleiche Drucksache 8/2 
- korrigierte Fassung -), geändert durch
1.	 Beschluss des Landtags vom 28. September 2024 (vergleiche 

Drucksache 8/32),
2.	 Beschluss des Landtags vom 7. März 2025 (vergleiche Drucksache 

8/659) und
3.	 Beschluss des Landtags vom 7. März 2025 (vergleiche Drucksache 

8/660),
wird in der sich daraus ergebenden Fassung nachstehend bekannt ge-
macht.

Der in der Fortsetzung der ersten Sitzung des Landtags der 8. Wahlpe-
riode am 28. September 2024 gefasste Beschluss auf Abweichung von 
der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags ist der betreffenden Vor-
schrift redaktionell zugeordnet.

Dr. Thadäus König 
Präsident des Landtags
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I. Konstituierung

§ 1 
Erste Sitzung des Landtags

(1) Der Landtag tritt spätestens am 30. Tage nach der Wahl 
zusammen. Zu der ersten Sitzung wird der Landtag von 
der bisherigen Präsidentin beziehungsweise dem bisheri-
gen Präsidenten einberufen.

(2) Die erste Sitzung des Landtags leitet das Mitglied des 
Landtags, das dem Landtag am längsten angehört, oder, 
wenn es ablehnt, das Mitglied des Landtags, das dem 
Landtag jeweils am nächstlängsten angehört, bis die neu 
gewählte Präsidentin beziehungsweise der neu gewählte 
Präsident das Amt übernimmt. Für die Bestimmung der Mit-
gliedschaftsdauer werden alle Mandatszeiten herangezo-
gen. Gehören mehrere Abgeordnete dem Landtag gleich 
lang an, entscheidet das Lebensalter.

(3) Die Alterspräsidentin beziehungsweise der Alterspräsi-
dent ernennt zwei Abgeordnete zu vorläufigen Schriftfüh-
rerinnen beziehungsweise Schriftführern und lässt die Na-
men der Abgeordneten aufrufen.

(4) Nach der Feststellung der Beschlussfähigkeit und ge-
gebenenfalls Änderung seiner Geschäftsordnung
1.	 wählt der Landtag

a)	 die Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten,
b)	 die Vizepräsidentinnen beziehungsweise Vizeprä-

sidenten und
c)	 die 18 Schriftführerinnen beziehungsweise Schrift-

führer
sowie

2.	 bildet der Landtag
a)	 den Wahlprüfungsausschuss nach § 82,
b)	 den Petitionsausschuss nach § 70 a,
c)	 den für Angelegenheiten der Europäischen Uni-

on zuständigen Ausschuss (Europaausschuss) 
nach § 70 b.

§ 2 
Wahl der Präsidentin beziehungsweise des 

Präsidenten und der Stellvertreterinnen 
beziehungsweise Stellvertreter

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Präsidentin be-
ziehungsweise den Präsidenten für die Dauer der Wahlpe-
riode. Die Wahl wird ohne Aussprache und geheim durch-
geführt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich keine solche Mehrheit, 
so gilt § 46 Abs. 3 Satz 2 bis 5 entsprechend.

(2) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Vizepräsiden-
tinnen beziehungsweise Vizepräsidenten in besonderen 
Wahlgängen für die Dauer der Wahlperiode. Jede Frak-

tion kann eines ihrer Mitglieder für die Wahl zur Vizeprä-
sidentin beziehungsweise zum Vizepräsidenten vorschla-
gen, sodass jede Fraktion im Vorstand des Landtags mit 
einem Mitglied vertreten sein soll. Das Vorschlagsrecht ent-
fällt, wenn eine Fraktion im Ergebnis der Wahl gemäß Ab-
satz 1 die Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten 
stellt; der Wahlvorschlag dieser Fraktion für die Wahl ei-
ner Vizepräsidentin beziehungsweise eines Vizepräsiden-
ten ist gegenstandslos. Die Wahl wird ohne Aussprache 
und geheim durchgeführt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich keine 
solche Mehrheit, können für weitere Wahlgänge neue Be-
werberinnen beziehungsweise Bewerber derselben Frak-
tion vorgeschlagen werden.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident und 
die Vizepräsidentinnen beziehungsweise Vizepräsidenten 
können vom Landtag abberufen werden. Ein dahin gehen-
der Antrag kann nur von einem Drittel der Abgeordneten 
schriftlich eingebracht werden. Die Entscheidung hierü-
ber erfolgt nach frühestens zehn und spätestens 20 Ta-
gen ohne Aussprache in geheimer Abstimmung mit Zwei-
drittelmehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Landtags.

(4) Scheidet ein Mitglied des Vorstands aus seiner Frakti-
on aus, so verliert es seine Mitgliedschaft im Vorstand. Der 
frei gewordene Sitz wird durch Nachwahl wieder besetzt.

§ 3 
Wahl der Schriftführerinnen beziehungsweise 

Schriftführer

(1) Der Landtag wählt die Schriftführerinnen beziehungs-
weise Schriftführer in einem Wahlgang aufgrund eines ge-
meinsamen Vorschlags der Fraktionen. Kommt ein solcher 
Vorschlag nicht zustande, werden diese nach den Grund-
sätzen von § 9 Abs. 2 und 3 gewählt.

(2) Die Schriftführerinnen beziehungsweise Schriftfüh-
rer können vom Landtag, auch vorläufig, abberufen wer-
den. Ein dahin gehender Antrag kann nur von einem Drit-
tel der Abgeordneten schriftlich eingebracht werden. Die 
Entscheidung hierüber erfolgt ohne Aussprache in gehei-
mer Abstimmung mit Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen 
Mitglieder des Landtags.

II. Präsidentin beziehungsweise Präsident, 
Vorstand und Schriftführerinnen beziehungsweise 

Schriftführer

§ 4 
Aufgaben der Präsidentin 

beziehungsweise des Präsidenten

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident ver-
tritt den Landtag und führt seine Geschäfte. Sie oder er 
wahrt die Würde und die Rechte des Landtags, fördert sei-
ne Arbeiten, leitet die Verhandlungen gerecht und unpar-
teiisch und wahrt die Ordnung im Hause. Sie oder er übt 
das Hausrecht, die Ordnungs- und Polizeigewalt im Land-
tagsgebäude aus und entscheidet, ob eine Durchsuchung 
oder Beschlagnahme in den Räumen des Landtags vor-
genommen werden darf. Sie oder er erlässt im Benehmen 
mit dem Ältestenrat eine Hausordnung. Die Präsidentin be-
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ziehungsweise der Präsident hat beratende Stimme in al-
len Ausschüssen.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Vorstand ein, legt die Tagesordnung fest und leitet sei-
ne Beratungen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Über die Bera-
tungen des Vorstands werden Protokolle aufgenommen, 
in denen die Namen der Anwesenden, der Umstand der 
Beratungen und die Beschlüsse festgehalten werden. Die 
Protokolle werden von der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsidenten und einer Stellvertreterin beziehungs-
weise einem Stellvertreter unterzeichnet.

§ 5 
Vorstand

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident und die 
Vizepräsidentinnen beziehungsweise Vizepräsidenten bil-
den den Vorstand des Landtags.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident setzt 
sich mit den übrigen Vorstandsmitgliedern ins Benehmen 
bei der Einstellung und Entlassung der Beamtinnen bezie-
hungsweise Beamten des höheren Dienstes und vergleich-
baren Tarifbeschäftigten der Landtagsverwaltung (Beschäf-
tigte der Landtagsverwaltung). Der Haushaltsvoranschlag 
wird von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsiden-
ten im Benehmen mit den Vorstandsmitgliedern aufgestellt.

§ 6 
Sitzungsvorstand

(1) In den Sitzungen des Landtags bilden die amtierende 
Präsidentin beziehungsweise der amtierende Präsident 
und zwei von dieser beziehungsweise diesem bestimmte 
Schriftführerinnen beziehungsweise Schriftführer den Sit-
zungsvorstand.

(2) Sind die gewählten Schriftführerinnen beziehungsweise 
Schriftführer zu einer Sitzung des Landtags nicht in aus-
reichender Zahl erschienen, bestellt die amtierende Prä-
sidentin beziehungsweise der amtierende Präsident an-
dere Abgeordnete als Stellvertreterin beziehungsweise 
als Stellvertreter.

§ 7 
Aufgaben der Schriftführerinnen beziehungsweise 

Schriftführer

Die Schriftführerinnen und Schriftführer unterstützen die 
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten bei der Lei-
tung der Sitzung. Sie haben die Schriftstücke vorzulesen, 
die Redeliste zu führen, die Namen aufzurufen, die Stim-
men zu sammeln und zu zählen und andere Angelegen-
heiten des Landtags nach den Weisungen der Präsidentin 
beziehungsweise des Präsidenten zu besorgen. Sie be-
ziehungsweise er verteilt die Geschäfte.

III. Fraktionen und Parlamentarische Gruppen

§ 8 
Bildung von Fraktionen

(1) Abgeordnete der gleichen Partei oder einer Liste kön-
nen sich zu einer Fraktion zusammenschließen, sofern die 
Anzahl der Fraktionsmitglieder mindestens fünf vom Hun-
dert der gesetzlichen Mindestzahl der Mitglieder des Land-
tags entspricht. Ein Mitglied des Landtags kann nur einer 
Fraktion angehören.

(2) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Na-
men der Mitglieder und Vorsitzenden sind der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Fraktionen regeln ihre Angelegenheiten durch Ge-
schäftsordnung oder Satzung, die den Grundsätzen die-
ser Geschäftsordnung und der Verfassung nicht wider-
sprechen darf.

§ 8 a 
Parlamentarische Gruppen

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 58 a Abs. 1 Satz 1 
des Thüringer Abgeordnetengesetzes vor, kann der Land-
tag einen Zusammenschluss von Abgeordneten als Par-
lamentarische Gruppe anerkennen. Liegen die Vor-
aussetzungen des § 58 a Abs. 1 Satz 2 des Thüringer 
Abgeordnetengesetzes vor, erkennt der Landtag einen 
Zusammenschluss von Abgeordneten als Parlamentari-
sche Gruppe an.

(2) Die Rechte und Pflichten der Fraktionen, die sich aus 
den Vorschriften dieser Geschäftsordnung ergeben, gel-
ten für Parlamentarische Gruppen entsprechend, soweit 
sie auf diese anwendbar sind.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 gelten für folgende Vor-
schriften:
1.	 Parlamentarische Gruppen erhalten kein Vorschlags-

recht gemäß § 2 Abs. 2 für die Wahl einer Vizepräsi-
dentin beziehungsweise eines Vizepräsidenten,

2.	 Parlamentarische Gruppen können keinen Antrag ge-
mäß § 17 Abs. 2 auf Ausschluss der Öffentlichkeit bei 
Sitzungen des Landtags stellen,

3.	 Parlamentarische Gruppen können kein Verlangen ge-
mäß § 19 Abs. 3 auf Einberufung zu einer außerplan-
mäßigen Sitzung des Landtags vorbringen,

4.	 Parlamentarische Gruppen können keinen Antrag ge-
mäß § 34 auf Herbeirufung eines Mitglieds der Lan-
desregierung stellen,

5.	 Parlamentarische Gruppen können keinen Antrag ge-
mäß § 48 Abs. 1 auf ein konstruktives Misstrauensvo-
tum stellen,

6.	 Parlamentarischen Gruppen steht kein Vorschlags-
recht gemäß § 71 Abs. 1 und 2 für den Ausschussvor-
sitz oder den stellvertretenden Vorsitz zu,

7.	 Parlamentarische Gruppen können keine Großen An-
fragen gemäß § 85 einbringen.
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§ 9 

Reihenfolge und Stellenanteile der Fraktionen

(1) Die Reihenfolge der Fraktionen bestimmt sich nach ih-
rer Mitgliederzahl. Bei gleicher Mitgliederzahl ist die Ge-
samtzahl der bei der letzten Landtagswahl auf die entspre-
chende Wahlvorschlagsliste entfallenen gültigen Stimmen 
maßgebend; im Übrigen entscheidet das Los, das die Prä-
sidentin beziehungsweise der Präsident in einer Sitzung 
des Ältestenrats zieht. Erloschene Mandate werden bis zur 
Neubesetzung bei der Fraktion mitgezählt, der die ausge-
schiedenen Abgeordneten angehört haben.

(2) Die Zusammensetzung der Ausschüsse, der sonstigen 
Gremien sowie die Regelung des Vorsitzes in den Aus-
schüssen ist im Verhältnis der Stärke der einzelnen Frakti-
onen vorzunehmen, das sich nach dem Rangmaßzahlver-
fahren bestimmt. Sofern nichts anderes bestimmt ist, wird 
bei Wahlen derselbe Grundsatz zur Bestimmung der auf 
eine Vorlage im Sinne des § 51 Abs. 1 Satz 2 entfallenden 
Stellenanteile angewandt (Verhältniswahl). Bei gleichen 
Rangzahlen richtet sich die Zuteilung danach, auf welche 
entsprechende Wahlvorschlagsliste mehr Landesstim-
men pro Landtagsmandat entfielen. Ist auch die Zahl der 
Landesstimmen pro Landtagsmandat identisch, entschei-
det das von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsi-
denten in einer Sitzung des Ältestenrats zu ziehende Los.

(3) Es ist zu gewährleisten, dass die Mehrheitsverhältnisse 
in den Gremien der Sitzverteilung im Landtag entsprechen, 
jede Fraktion in jedem Ausschuss vertreten ist und ein 
Ausschuss aus möglichst wenigen Abgeordneten besteht.

IV. Ältestenrat

§ 10 
Zusammensetzung des Ältestenrats

(1) Der Ältestenrat besteht aus der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten, den Vizepräsidentinnen bezie-
hungsweise Vizepräsidenten und weiteren Abgeordneten. 
Die Mitglieder des Ältestenrats verteilen sich auf die Frak-
tionen nach § 9 Abs. 2 und 3.

(2) Die Fraktionen benennen der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten schriftlich die weiteren Mitglieder 
und deren ständige Stellvertreterinnen beziehungsweise 
Stellvertreter. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent gibt die Zusammensetzung des Ältestenrats und de-
ren Änderungen dem Landtag bekannt.

(3) Die Mitglieder des Ältestenrats können sich im Einzel-
fall durch andere Mitglieder ihrer Fraktion im Ältestenrat 
vertreten lassen.1

(4) An den Sitzungen des Ältestenrats nehmen außer den 
Mitgliedern oder ihren Stellvertreterinnen beziehungswei-
se Stellvertretern andere Abgeordnete nur auf Einladung 

1	 Vergleiche Nummer 2 des Beschlusses des Landtags auf Ab-
weichung von der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 
vom 28. September 2024 (siehe Drucksache 8/38).

der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten oder 
auf Beschluss des Ältestenrats teil.2

§ 11 
Aufgaben des Ältestenrats

Der Ältestenrat unterstützt die Präsidentin beziehungs-
weise den Präsidenten bei der Führung der Geschäfte; 
sie beziehungsweise er hat insbesondere eine Verständi-
gung zwischen den Fraktionen über den Arbeitsplan des 
Landtags, über die Festlegung der Parlamentsferien so-
wie die Besetzung der Stellen der Ausschussvorsitzenden 
und ihrer Stellvertreterinnen beziehungsweise Stellvertre-
ter herbeizuführen.

§ 12 
Sitzungen des Ältestenrats

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Ältestenrat ein und leitet seine Verhandlungen. Ist sie 
oder er verhindert, vertritt sie beziehungsweise ihn eine 
Vizepräsidentin beziehungsweise ein Vizepräsident. Sind 
die Präsidentin beziehungsweise der Präsident und ihre 
beziehungsweise seine Stellvertreterinnen beziehungs-
weise Stellvertreter verhindert, leitet das älteste Mitglied 
die Verhandlungen.

(2) Der Ältestenrat muss unverzüglich einberufen werden, 
wenn es drei Mitglieder unter Angabe des Beratungsge-
genstandes verlangen; Landtagssitzungen müssen unter-
brochen werden. Er ist beratungsfähig, wenn die Mehrheit 
seiner Mitglieder anwesend ist.

(3) Über die Sitzungen wird eine Niederschrift gefertigt, 
von der die Mitglieder eine Abschrift erhalten.

V. Abgeordnete

§ 13 
Teilnahme an den Sitzungen und an der Arbeit des 

Landtags

(1) Die Abgeordneten haben das Recht und die Pflicht, 
nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung an den Sitzun-
gen des Landtags und seiner Ausschüsse sowie an der 
Arbeit des Landtags teilzunehmen.

(2) Die Abgeordneten werden zu den Sitzungen, an de-
nen sie teilzunehmen verpflichtet sind, eingeladen. Im Üb-
rigen werden ihnen regelmäßig die Terminübersichten des 
Landtags übersandt.

(3) Für die Sitzungen des Landtags und der Ausschüsse 
wird für die Dauer der Sitzung eine Anwesenheitsliste aus-
gelegt, in die sich die Abgeordneten eigenhändig eintra-
gen. Die Erfüllung dieser Pflicht wird in der Regel durch die 
Einzeichnung in die Anwesenheitslisten, durch eine Teil-
nahme an einer Abstimmung durch mündliche Erklärung 
nach Namensaufruf oder durch die aus den Niederschrif-
ten erkennbare Anwesenheit nachgewiesen.

2	 Vergleiche Nummer 3 des Beschlusses des Landtags auf Ab-
weichung von der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 
vom 28. September 2024 (siehe Drucksache 8/38).
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(4) Wer infolge Krankheit, einzuhaltender Schutzfristen vor 
oder nach der Entbindung (§ 3 des Mutterschutzgesetzes), 
eines ärztlichen Beschäftigungsverbots (§ 16 des Mutter-
schutzgesetzes) oder aus sonstigen dringenden Grün-
den verhindert ist, an einer Sitzung teilzunehmen, bezie-
hungsweise sie vorzeitig oder für einen längeren Zeitraum 
verlässt, hat dies der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten oder der Landtagsverwaltung möglichst vor 
Sitzungsbeginn mitzuteilen.

§ 14 
(aufgehoben)

§ 15 
Abgeordnetenausweis

Die Abgeordneten erhalten für die Dauer ihrer Mitglied-
schaft im Landtag einen Abgeordnetenausweis.

§ 16 
Arbeitsunterlagen

(1) Die Abgeordneten erhalten die Landtagsdrucksachen 
und die Protokolle über die Sitzungen des Landtags un-
verzüglich, grundsätzlich innerhalb von vier Wochen,  
spätestens jedoch nach acht Wochen sowie das amtli-
che Handbuch des Landtags. Die Bereitstellung der Aus-
schussprotokolle und anderer Arbeitsunterlagen erfolgt 
nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung.

(2) Die Informationsdienste des Landtags stehen jeder be-
ziehungsweise jedem Abgeordneten zur Verfügung. Die 
von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten für 
die Benutzung erlassenen Bestimmungen sind einzuhalten.

(3) Arbeitsunterlagen werden grundsätzlich über das Ab-
geordneteninformationssystem elektronisch bereitgestellt 
(Bereitstellung). Auf Antrag an die Präsidentin beziehungs-
weise den Präsidenten erhalten Abgeordnete oder Fraktio-
nen Arbeitsunterlagen in einer Druckfassung (Verteilung).

(4) Zugang zum Abgeordneteninformationssystem erhalten 
die Abgeordneten. Fraktionsbeschäftigte und persönliche 
Mitarbeiterinnen beziehungsweise Mitarbeiter der Abge-
ordneten im Sinne des § 7 des Thüringer Abgeordneten-
gesetzes (ThürAbgG) können einen Zugang zum Abgeord-
neteninformationssystem erhalten, soweit der Zugang für 
die Aufgabenerfüllung notwendig ist. Die Notwendigkeit im 
Sinne des Satzes 2 bestimmen für die Fraktionsbeschäf-
tigten die Fraktionen und für die persönlichen Mitarbeite-
rinnen beziehungsweise Mitarbeiter die Abgeordneten.

VI. Sitzungen des Landtags

§ 17 
Öffentlichkeit

(1) Der Landtag verhandelt öffentlich.

(2) Auf Antrag von einer Fraktion, zehn Abgeordneten oder 
der Landesregierung kann die Öffentlichkeit mit Zweidrit-
telmehrheit ausgeschlossen werden; über den Antrag wird 
in nicht öffentlicher Sitzung entschieden.

(3) Beschließt der Landtag den Ausschluss der Öffent-
lichkeit, dürfen nur Abgeordnete, Mitglieder der Landesre-
gierung, ihre Beauftragten sowie die von der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsidenten zugelassenen Beschäf-
tigten der Landtagsverwaltung im Sitzungssaal verbleiben. 
Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident stellt durch 
Befragen der Landesregierung fest, wer Beauftragter ist.

(4) Aufnahmen in Bild und Ton, die nicht für Zwecke des 
Landtags angefertigt werden, bedürfen für Sitzungen des 
Landtags der Einwilligung der Präsidentin beziehungs-
weise des Präsidenten. Die Einwilligung gilt als erteilt für 
Ton- und Bildaufnahmen, wenn sie von Journalistinnen 
beziehungsweise Journalisten von der Pressetribüne aus 
angefertigt werden.

(5) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt 
dem Landtag zu Beginn der Sitzung mit, dass eine Einwil-
ligung nach Absatz 4 Satz 1 erteilt wurde.

(6) Der Aufenthalt im Sitzungssaal ist anderen Personen als 
Mitgliedern des Landtags,  der Präsidentin beziehungswei-
se dem Präsidenten des Thüringer Verfassungsgerichts-
hofs, Mitgliedern und Beauftragten der Landesregierung, 
Staatssekretärinnen beziehungsweise Staatssekretären, 
grundsätzlich zwei Fraktionsbeschäftigten je Fraktion so-
wie der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten des 
Landesrechnungshofs, der beziehungsweise dem Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz, der beziehungs-
weise dem Landesbeauftragten des Freistaats Thüringen 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, der beziehungswei-
se dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen und der beziehungsweise dem Bürgerbeauftrag-
ten nur mit Zustimmung der Präsidentin beziehungsweise 
des Präsidenten gestattet.

§ 18 
Leitung

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident eröff-
net und schließt die Sitzung und leitet die Verhandlungen. 
Vor Schluss der Sitzung gibt sie beziehungsweise er den 
Termin der nächsten Sitzung bekannt.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident be-
stimmt im Benehmen mit den Vizepräsidentinnen bezie-
hungsweise Vizepräsidenten die Reihenfolge der Vertre-
tung. Sind sie verhindert, übernimmt das älteste Mitglied 
oder, wenn dieses verhindert ist oder ablehnt, das nächst-
älteste Mitglied des Landtags die Leitung.

§ 19 
Einberufung

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Landtag nach Beratung mit dem Ältestenrat oder auf-
grund des Beschlusses des Landtags ein.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident setzt 
den Zeitpunkt der Sitzung fest, wenn der Landtag sie oder 
ihn dazu ermächtigt hat oder wegen Beschlussunfähigkeit 
oder aus einem anderen Grunde nicht entscheiden kann.
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(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident muss 
den Landtag einberufen, wenn die Landesregierung oder 
eine Fraktion oder mindestens ein Fünftel der Mitglieder 
des Landtags es verlangt; die Abgeordneten müssen den 
Antrag persönlich unterzeichnen. Nach Eingang des An-
trags lädt die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
binnen drei Werktagen zu einer Sitzung ein. In der Regel 
gilt die Ladungsfrist des § 20. Die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident setzt die mit dem Einberufungsver-
langen von den Antragstellerinnen beziehungsweise An-
tragstellern angegebenen Beratungsgegenstände auf die 
Tagesordnung; der Landtag kann weitere Beratungsge-
genstände auf die Tagesordnung setzen.

(4) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident legt 
dem Landtag nach Beratung mit dem Ältestenrat einen 
mindestens halbjährlichen Arbeitsplan vor.

§ 20 
Ladungsfrist

Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident übermit-
telt jeder beziehungsweise jedem Abgeordneten die Einla-
dung mit der vorläufigen Tagesordnung grundsätzlich spä-
testens am sechsten Tag vor der Plenarsitzung.

§ 21 
Tagesordnung

(1) Die Beratungsgegenstände sollen in der vorläufigen 
Tagesordnung nach der Bedeutung, der Aktualität und un-
ter Berücksichtigung des Sachzusammenhangs geordnet 
werden. Die vorläufige Tagesordnung wird vom Ältesten-
rat aufgestellt; über neue Verhandlungsgegenstände und 
Platzierungswünsche für auf dem Entwurf der vorläufigen 
Tagesordnung stehende Verhandlungsgegenstände sollen 
die Fraktionen und die Landesregierung die Präsidentin be-
ziehungsweise den Präsidenten bis drei Stunden vor dem 
Beginn der Sitzung des Ältestenrats informieren. Kommt 
ein Beschluss des Ältestenrats nicht zustande, wird sie 
vom Vorstand aufgestellt. Für die Aufstellung gilt grund-
sätzlich die folgende Reihenfolge:
1.	 Gesetzentwürfe (dritte Beratung, zweite Beratung, ers-

te Beratung),
2.	 Unterrichtungen nach Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung 

des Freistaats Thüringen in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union,

3.	 Fraktionsanträge,
4.	 sonstige Vorlagen.
Die Aktuelle Stunde gemäß § 93 findet mittwochs nach der 
Feststellung der Tagesordnung statt und wird bei mehr als 
drei Anträgen auf eine Aktuelle Stunde nach der Regie-
rungsbefragung gemäß § 92 fortgesetzt. Die Regierungs-
befragung gemäß § 92 findet am Mittwoch nach der Ak-
tuellen Stunde beziehungsweise nach der Aussprache zu 
drei Themen in der Aktuellen Stunde statt.

(2) Zu Beginn der Sitzung fragt die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident, ob der vorläufigen Tagesordnung wi-
dersprochen wird. Erfolgt kein Widerspruch, so gilt die Ta-
gesordnung als festgestellt. Wird für mehrere unmittelbar 
aufeinander folgende Sitzungstage eine vorläufige gemein-
same Tagesordnung festgestellt, so gilt die Tagesordnung 
für den jeweils nachfolgenden Sitzungstag mit Aufruf des 

ersten Beratungspunktes in der Reihenfolge der nicht er-
ledigten Tagesordnungspunkte als festgestellt, sofern kein 
Widerspruch erfolgt.

(3) Wird der vorläufigen Tagesordnung widersprochen, 
stellt der Landtag die Tagesordnung fest. Wird die Auf-
nahme von weiteren Beratungsgegenständen beantragt, 
kann eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter das Wort 
für die Begründung der Dringlichkeit ergreifen. In diesem 
Fall erhält auch eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter, 
die beziehungsweise der gegen die Dringlichkeit sprechen 
möchte, das Wort. Es darf nur zur Dringlichkeit des Antrags 
gesprochen werden. § 36 gilt entsprechend.

§ 22 
Abweichung von der Tagesordnung

(1) Der Landtag kann auf Vorschlag der Präsidentin bezie-
hungsweise des Präsidenten oder auf Antrag einer Frak-
tion oder von mindestens zehn Abgeordneten nach Fest-
stellung der Tagesordnung (§ 21) beschließen,
1.	 dass Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung ste-

hen, beraten werden, es sei denn, dass zehn Abgeord-
nete oder eine Fraktion widersprechen,

2.	 dass die Reihenfolge der Beratungsgegenstände ge-
ändert wird,

3.	 dass verschiedene Punkte der Tagesordnung zusam-
men beraten werden,

4.	 dass ein Gegenstand von der Tagesordnung abge-
setzt wird,

5.	 dass die Sitzung vor Erledigung der Tagesordnung ge-
schlossen wird.

Wird eine Abweichung von der Tagesordnung beantragt, 
kann eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter das Wort für 
eine kurz gefasste Begründung der Abweichung ergreifen. 
In diesem Fall erhält auch eine Abgeordnete oder ein Abge-
ordneter, die beziehungsweise der gegen die Abweichung 
sprechen möchte, das Wort für eine kurz gefasste Gegen-
rede. Es darf nur zum Antrag auf Abweichung von der Ta-
gesordnung gesprochen werden. § 36 gilt entsprechend.

(2) Wird der Bericht eines Ausschusses zu einem Bera-
tungsgegenstand nicht erstattet, stellt die Präsidentin be-
ziehungsweise der Präsident den Gegenstand zurück oder 
setzt ihn von der Tagesordnung ab, es sei denn, dass der 
Landtag auf den Bericht verzichtet. Auf den Bericht kann 
nicht verzichtet werden, wenn ein Mitglied des Landtags 
widerspricht.

§ 23 
Beratung

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident hat 
jeden Gegenstand, der auf der Tagesordnung steht, zur 
Beratung aufzurufen und darüber die Aussprache zu er-
öffnen. Die Aussprache unterbleibt, wenn niemand das 
Wort wünscht.

(2) Bei der Behandlung selbständiger Anträge von Abge-
ordneten erhält bei Eintritt in die einmalige oder in die ers-
te Beratung eine der Antragstellerinnen beziehungsweise 
einer der Antragsteller das Wort zur Begründung. Nach 
Abschluss der Aussprache steht einer der Antragstellerin-
nen beziehungsweise einem der Antragsteller das Wort zu.
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(3) Absatz 2 gilt für die Begründung von Regierungsvor-
lagen entsprechend.

(4) Die Vorschriften über die Wiedereröffnung der Bera-
tung (§ 35) bleiben unberührt.

§ 24 
Vertagung oder Schluss der Beratung

(1) Ist die Redeliste erschöpft und meldet sich niemand zu 
Wort, so erklärt die Präsidentin beziehungsweise der Prä-
sident die Aussprache für geschlossen.

(2) Der Landtag kann auf Antrag einer Fraktion oder von  
zehn anwesenden Abgeordneten die Beratung vertagen 
oder schließen. Der Antrag auf Schluss der Beratung geht 
bei der Abstimmung dem Antrag auf Vertagung vor. Ein An-
trag auf Schluss der Beratung darf erst zur Abstimmung 
gestellt werden, nachdem jeder Fraktion Gelegenheit ge-
geben wurde, zur Sache zu sprechen.

(3) Der Landtag kann beschließen, die Beratung eines Ge-
genstands bis zu vier Wochen zu vertagen. Eine Verta-
gung der Beratung über mehr als vier Wochen ist nur mit 
Zustimmung der Antragstellerinnen beziehungsweise An-
tragsteller möglich.

§ 25 
Vertagung der Sitzung

Die Sitzung kann nur vertagt werden, wenn es der Land-
tag auf Vorschlag der Präsidentin beziehungsweise des 
Präsidenten oder auf Antrag einer Fraktion oder von zehn 
anwesenden Abgeordneten beschließt. Wird eine Verta-
gung durch den Landtag beschlossen, so gilt dies auch 
für alle noch auf einer gemeinsamen Tagesordnung ste-
henden Beratungsgegenstände.

§ 26 
Rederecht

(1) Sprechen darf nur, wem die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident das Wort erteilt hat. Abgeordnete, die 
zur Sache sprechen wollen, haben sich bei der Schriftfüh-
rerin beziehungsweise dem Schriftführer, die beziehungs-
weise der die Redeliste führt, zu Wort zu melden. Zur Ge-
schäftsordnung und zur Abgabe von Erklärungen können 
Wortmeldungen durch Zuruf erfolgen.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung und die Staats-
sekretärinnen beziehungsweise Staatssekretäre müssen 
auf ihr Verlangen jederzeit, auch außerhalb der Tagesord-
nung, gehört werden, jedoch nicht vor Abschluss der Aus-
führungen der Rednerin beziehungsweise des Redners, 
die beziehungsweise der das Wort hat. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

(3) Will die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
sich als Rednerin beziehungsweise Redner an der Bera-
tung beteiligen, hat sie beziehungsweise er während die-
ser Zeit den Vorsitz abzugeben.

§ 27 
Reihenfolge der Rednerinnen beziehungsweise Redner

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident be-
stimmt die Reihenfolge der Rednerinnen beziehungsweise 
Redner. Dabei soll sie beziehungsweise ihn, unbeschadet 
der §§ 23 und 26, die Sorge für sachgemäße Erledigung 
und zweckmäßige Gestaltung der Beratung, die Rücksicht 
auf unterschiedliche politische Positionen und die Stärke 
der Fraktionen leiten.

(2) Die erste Rednerin beziehungsweise der erste Redner 
in der Aussprache über Anträge soll nicht der Fraktion der 
Antragstellerin beziehungsweise des Antragstellers ange-
hören. Antragstellerin beziehungsweise Antragsteller und 
die Berichterstatterin beziehungsweise der Berichterstatter 
können sowohl zu Beginn wie nach Schluss der Ausspra-
che das Wort verlangen. Der Berichterstatterin beziehungs-
weise dem Berichterstatter ist auf Verlangen während der 
Aussprache jederzeit das Wort zu erteilen.

§ 28 
Die Rede

(1) Die Rednerinnen und Redner sprechen grundsätz-
lich in freiem Vortrag. Sie können hierbei Aufzeichnun-
gen benutzen.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident hat die 
Rednerin beziehungsweise den Redner zu mahnen, wenn 
diese beziehungsweise dieser ohne ihre beziehungsweise 
seine Einwilligung eine im Wortlaut vorbereitete Rede ver-
liest. Nach einer weiteren Mahnung soll sie beziehungs-
weise er ihm das Wort entziehen.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident darf 
eine Rednerin beziehungsweise einen Redner unterbre-
chen. Ertönt die präsidiale Glocke, hat die Rednerin be-
ziehungsweise der Redner ihre beziehungsweise seine 
Rede zu unterbrechen.

(4) Die Rednerinnen beziehungsweise Redner sprechen 
grundsätzlich vom Redepult aus. Die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident kann, insbesondere für kurze 
Bemerkungen zur Geschäftsordnung, Ausnahmen zulas-
sen; in der Regierungsbefragung und bei Zwischenfragen 
sprechen die Abgeordneten vom Saal aus.

§ 29 
Rededauer

(1) Ist zu einem Tagesordnungspunkt die Aussprache zu 
eröffnen, gelten folgende Maßgaben für die Rededauer:
1.	 Jede Fraktion erhält eine Grundredezeit von fünf Minu-

ten und eine Zusatzredezeit von zehn Sekunden je Ab-
geordneter beziehungsweise Abgeordneten;

2.	 jede Parlamentarische Gruppe erhält eine Redezeit 
von fünf Minuten;

3.	 jedes Mitglied des Landtags, das keiner Fraktion oder 
Parlamentarischen Gruppe angehört (fraktionslose Ab-
geordnete beziehungsweise fraktionsloser Abgeordne-
ter), erhält eine Redezeit von fünf Minuten.
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(2) Abweichend von der Redezeit gemäß Absatz 1 Nr. 1 
und 2 kann
1.	 der Ältestenrat im Einvernehmen festlegen, dass ein 

Tagesordnungspunkt in verlängerter Redezeit (200 
Prozent der Redezeit nach Absatz 1 Nr. 1 und 2) ver-
handelt wird;

2.	 jede Fraktion und jede Parlamentarische Gruppe pro 
Sitzungswoche einen Tagesordnungspunkt im Ältes-
tenrat nennen, der in verlängerter Redezeit (200 Pro-
zent der Redezeit nach Absatz 1 Nr. 1 und 2) verhan-
delt werden soll.

(3) Beratungen zu Regierungserklärungen, Berichten der 
Landesregierung und im Zusammenhang mit Haushalts-
beratungen erfolgen grundsätzlich in verlängerter Rede-
zeit. Abweichend davon ist für jeden im Zusammenhang 
mit der zweiten Beratung zu einem Landeshaushaltsge-
setz stehenden Verhandlungsgegenstand eine lange Re-
dezeit (400 Prozent der Redezeit nach Absatz 1 Nr. 1 und 
2) vorzusehen.

(4) Für die Begründung von Gesetzentwürfen, Regierungs-
erklärungen, Berichtsersuchen und Anträgen beträgt die 
Redezeit grundsätzlich fünf Minuten.

(5) Die Mitglieder der Landesregierung und die Staatsse-
kretärinnen beziehungsweise Staatssekretäre sollen die 
doppelte Grundredezeit nach Absatz 1 in Verbindung mit 
den Absätzen 2 und 3 nicht überschreiten. Ergreift in ei-
ner Aussprache ein Mitglied der Landesregierung oder 
eine Staatssekretärin beziehungsweise ein Staatssekretär 
über die doppelte Grundredezeit nach Absatz 1 oder die 
nach Absatz 2 beziehungsweise Absatz 3 entsprechend 
geänderte Redezeit hinaus das Wort, wird die Redezeit 
jeder Fraktion und jeder Parlamentarischen Gruppe ent-
sprechend verlängert.

(6) Spricht eine Abgeordnete beziehungsweise ein Abge-
ordneter über die Redezeit hinaus, entzieht ihr beziehungs-
weise ihm die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
nach einmaliger Mahnung das Wort.

§ 30 
Zwischenfragen

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident kann 
nach Eröffnung der Aussprache Zwischenfragen aus der 
Mitte des Hauses mit Zustimmung der Rednerin bezie-
hungsweise des Redners gestatten; dies gilt nicht für Ak-
tuelle Stunden (§ 93).

(2) Zwischenfragen müssen kurz und präzise sein. Sie 
dürfen keine eigenen Wertungen enthalten. Zwischenfra-
gen an Rednerinnen beziehungsweise Redner der eige-
nen Fraktion beziehungsweise Parlamentarischen Grup-
pe sind unzulässig.

(3) Gestattet die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent mit Zustimmung der Rednerin beziehungsweise des 
Redners eine Zwischenfrage, erhält die Rednerin bezie-
hungsweise der Redner eine Ergänzungsredezeit von ei-
ner Minute. Die Dauer der Zwischenfrage bleibt für die Re-
dezeit außer Betracht.

§ 31 
Zur Geschäftsordnung

(1) Zur Geschäftsordnung kann die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident das Wort nach freiem Ermes-
sen erteilen.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident muss 
das Wort der beziehungsweise dem Fraktionsvorsitzenden 
oder der Vertretung im Amt unverzüglich erteilen. Eine Ge-
schäftsordnungsmeldung während einer Rede kommt un-
mittelbar nach der Rede zum Aufruf.

(3) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf die 
geschäftsordnungsmäßige Behandlung der zu beraten-
den Gegenstände oder den Geschäftsplan des Hauses 
beziehen.

(4) Zur Geschäftsordnung darf die einzelne Rednerin be-
ziehungsweise der einzelne Redner nicht länger als fünf 
Minuten sprechen.

§ 32 
Persönliche Bemerkungen

(1) Zu einer persönlichen Bemerkung wird das Wort erst 
nach Schluss oder Vertagung der Aussprache, jedoch vor 
der Abstimmung erteilt; findet eine Abstimmung nicht statt, 
wird das Wort vor dem Aufruf des nächsten Tagesord-
nungspunktes erteilt. In besonderen Fällen kann die Prä-
sidentin beziehungsweise der Präsident eine persönliche 
Bemerkung bis zum Schluss der Sitzung sowie zu Beginn 
der nächsten oder zu Beginn der auf die Bereitstellung des 
Plenarprotokolls folgenden Sitzung zulassen.

(2) Die beziehungsweise der Abgeordnete darf nicht zur 
Sache sprechen, sondern nur Äußerungen, die in der Aus-
sprache in Bezug auf ihre beziehungsweise seine Per-
son vorgekommen sind, zurückweisen oder eigene Aus-
führungen richtigstellen. Spricht sie beziehungsweise er 
zur Sache, ist ihr beziehungsweise ihm durch die Präsi-
dentin beziehungsweise den Präsidenten unmittelbar das 
Wort zu entziehen.

(3) Eine persönliche Bemerkung darf nur mit Zustimmung 
der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten länger 
als fünf Minuten dauern.

§ 33 
Erklärungen außerhalb der Tagesordnung

Zu einer sachlichen oder persönlichen Erklärung, die zwar 
ein Vorkommnis außerhalb des Landtags betreffen kann, 
aber in unmittelbarem Zusammenhang mit der Arbeit des 
Landtags oder eines seiner Ausschüsse stehen muss, 
kann die Präsidentin beziehungsweise der Präsident am 
Ende der Tagesordnung das Wort erteilen. Der Inhalt der 
Erklärung ist ihr beziehungsweise ihm vorher auf Verlan-
gen bekannt zu geben.



11

Drucksache 8/800Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode 

§ 34 
Herbeirufung eines Mitglieds der Landesregierung

(1) Der Landtag kann auf Antrag beschließen, ein Mitglied 
der Landesregierung herbeizurufen. Der Antrag kann von 
einer Fraktion oder von zehn Abgeordneten gestellt wer-
den. Über den Antrag ist sofort außerhalb der Tagesord-
nung zu entscheiden.

(2) Die Ausschüsse können auf Antrag beschließen, ein 
Mitglied der Landesregierung herbeizurufen. Der Antrag 
kann von einem Drittel der Ausschussmitglieder gestellt 
werden. Über den Antrag ist sofort außerhalb der Tages-
ordnung zu entscheiden.

§ 35 
Wiedereröffnung der Beratung

(1) Ergreift nach Schluss der Aussprache oder nach Ab-
lauf der beschlossenen Redezeit ein Mitglied der Landes-
regierung oder eine Staatssekretärin beziehungsweise ein 
Staatssekretär zu dem Gegenstand das Wort, ist die Aus-
sprache wieder eröffnet.

(2) Ergreift ein Mitglied der Landesregierung oder eine 
Staatssekretärin beziehungsweise ein Staatssekretär das 
Wort außerhalb der Tagesordnung, wird auf Verlangen von 
zehn Abgeordneten oder einer Fraktion die Beratung über 
ihre beziehungsweise seine Ausführungen eröffnet. 

§ 36 
Verweisung zur Sache

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident kann 
Rednerinnen beziehungsweise Redner, die vom Verhand-
lungsgegenstand abschweifen, zur Sache verweisen.

(2) Ist eine Rednerin beziehungsweise ein Redner dreimal 
in derselben Rede zur Sache verwiesen worden, so kann 
ihr beziehungsweise ihm die Präsidentin beziehungswei-
se der Präsident das Wort entziehen. Ist einer beziehungs-
weise einem Abgeordneten das Wort entzogen worden, so 
darf sie beziehungsweise er es bis zum Schluss der Aus-
sprache nicht wieder erhalten.

§ 37 
Ordnungsruf

(1) Verletzt eine Rednerin beziehungsweise ein Redner 
die Würde oder die Ordnung des Hauses, wird sie bezie-
hungsweise er von der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten gerügt oder mit Nennung des Namens zur 
Ordnung gerufen. Der Ordnungsruf und der Anlass hier-
zu dürfen von den nachfolgenden Rednerinnen und Red-
nern nicht behandelt werden. Hat die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident einen Zwischenruf nicht gehört, 
kann sie beziehungsweise er ihn in der nächsten Sitzung 
erwähnen und rügen.

(2) Ist eine Abgeordnete beziehungsweise ein Abgeord-
neter während einer Sitzung dreimal zur Ordnung gerufen 
und beim zweiten Mal auf die Folgen hingewiesen worden 
oder verletzt eine Abgeordnete beziehungsweise ein Ab-
geordneter in einer Sitzung gröblich die Ordnung, so kann 

sie beziehungsweise ihn die Präsidentin beziehungswei-
se der Präsident von dieser Sitzung ausschließen. Die be-
ziehungsweise der ausgeschlossene Abgeordnete hat den 
Sitzungssaal sofort zu verlassen.

(3) Kommt die beziehungsweise der Abgeordnete der Auf-
forderung der Präsidentin beziehungsweise des Präsiden-
ten, den Saal zu verlassen, nicht nach, so unterbricht oder 
schließt sie beziehungsweise er die Sitzung. In diesem Fal-
le ist die beziehungsweise der Abgeordnete für die folgen-
den sechs Sitzungstage von den Sitzungen des Landtags 
ausgeschlossen. In besonders schweren Fällen oder bei 
wiederholtem Ausschluss von den Sitzungen des Land-
tags kann der Ältestenrat die Abgeordnete beziehungswei-
se den Abgeordneten durch einen mit Dreiviertelmehrheit 
gefassten Beschluss bis zu 20 Sitzungstage von den Sit-
zungen des Landtags ausschließen.

(4) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident hat den 
Ausschluss dem Landtag mitzuteilen.

(5) Bis zum Ablauf des letzten Ausschlusstags darf die be-
ziehungsweise der ausgeschlossene Abgeordnete auch 
an den Sitzungen der Ausschüsse und sonstigen Gremi-
en des Landtags nicht teilnehmen.

(6) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident hat 
Abgeordneten, die trotz ihres Ausschlusses versuchen, 
an den Sitzungen des Landtags, seiner Ausschüsse oder 
seiner anderen Gremien teilzunehmen oder sonst die Ord-
nung im Landtagsgebäude stören, bis zum Ablauf des letz-
ten Ausschlusstags den Aufenthalt im Landtagsgebäude zu 
versagen. Hiervon ist dem Landtag Mitteilung zu machen.

(7) Die beziehungsweise der Abgeordnete kann gegen den 
Ordnungsruf oder Ausschluss innerhalb von 14 Tagen Ein-
spruch einlegen, der schriftlich zu begründen ist. Der Ein-
spruch ist auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu 
setzen. Der Landtag entscheidet ohne Aussprache, nach-
dem der Ältestenrat beraten hat. Der Einspruch hat keine 
aufschiebende Wirkung. Auf Vorschlag des Ältestenrats 
kann der Landtag die Dauer des Ausschlusses abkürzen.

§ 38 
Sitzungsunterbrechung

(1) Wenn im Landtag eine störende Unruhe entsteht, die 
den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, kann die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident die Sitzung bis 
zu einer halben Stunde unterbrechen.

(2) Verlässt die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent den präsidialen Stuhl, ist die Sitzung für eine halbe 
Stunde unterbrochen.

§ 39 
Sonstige Ordnungsmaßnahmen

(1) Sitzungsteilnehmerinnen beziehungsweise Sitzungs-
teilnehmer, die nicht Abgeordnete sind, und Zuhörerinnen 
beziehungsweise Zuhörer unterstehen der Ordnungsge-
walt der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten.
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(2) Wer auf der Tribüne Beifall oder Missbilligung äußert 
oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten sofort 
entfernt werden. Sie beziehungsweise er kann die Tribü-
ne wegen störender Unruhe räumen lassen.

(3) Das Betreten der Tribüne kann vom Besitz einer Ein-
trittskarte abhängig gemacht werden. Die Eintrittskar-
ten werden im Auftrag der Präsidentin beziehungsweise 
des Präsidenten von der Landtagsverwaltung verteilt, wo-
bei jedoch die Öffentlichkeit der Sitzungen gewahrt blei-
ben muss.

§ 40 
Beschlussfähigkeit

(1) Der Landtag ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er gilt so lange als 
beschlussfähig, bis von der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsident das Gegenteil festgestellt wird.

(2) Wird vor Eröffnung der Abstimmung die Beschlussfä-
higkeit vom Sitzungsvorstand nicht einmütig bejaht oder 
von einer Fraktion bezweifelt, ist in Verbindung mit der Ab-
stimmung die Beschlussfähigkeit durch Zählung der Stim-
men festzustellen. Die Präsidentin beziehungsweise der 
Präsident kann die Abstimmung auf kurze Zeit aussetzen.

(3) Ergibt sich bei einer Abstimmung durch mündliche Er-
klärung nach Namensaufruf oder bei einer Wahl oder bei 
der Auszählung nach Absatz 2, dass die zur Beschlussfä-
higkeit erforderliche Zahl der Abgeordneten nicht erreicht 
ist, stellt die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
die Beschlussunfähigkeit des Hauses fest.

(4) Nach Feststellung der Beschlussunfähigkeit unterbricht 
die Präsidentin beziehungsweise der Präsident die Sitzung 
für 15 Minuten. Ist nach dieser Zeit die Beschlussfähigkeit 
nicht hergestellt, so vertagt sie beziehungsweise er die Sit-
zung und bestimmt den Zeitpunkt der Fortsetzung der Sit-
zung. Die Abstimmung oder die Wahl wird in der nächsten 
Sitzung ohne Aussprache vorgenommen. Das Verlangen 
einer Abstimmung durch mündliche Erklärung nach Na-
mensaufruf bleibt dabei in Kraft.

§ 41 
Abstimmung

(1) Abgestimmt wird durch Handzeichen, bei der Schluss-
abstimmung durch Aufstehen.

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, beschließt der Land-
tag mit einfacher Mehrheit. Bei der Ermittlung der einfa-
chen Mehrheit werden die Ja-Stimmen und die Nein-Stim-
men gezählt; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht mitgezählt. Stimmengleichheit gilt als Ableh-
nung. Satz 2 gilt auch, wenn die Geschäftsordnung be-
stimmt, dass der Landtag mit Zweidrittelmehrheit ohne nä-
here Bestimmung einer Bezugsgröße beschließt.

(3) Vom Beginn der Abstimmung bis zur Verkündung des 
Ergebnisses wird weder das Wort erteilt noch ein Antrag 
zugelassen.

(4) Soweit für einen Beschluss oder eine Wahl eine be-
stimmte Mehrheit vorgeschrieben ist, hat die Präsiden-
tin beziehungsweise der Präsident klarzustellen, ob diese 
Mehrheit erreicht ist.

(5) Ist der Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Ab-
stimmung nicht einig oder widerspricht eine Fraktion, wird 
die Abstimmung zur Klarstellung wiederholt. Die Stim-
men sind zu zählen. Wird auch das Ergebnis der Abstim-
mung im Sinne des Satzes 1 bezweifelt, führt die Präsi-
dentin beziehungsweise der Präsident eine Abstimmung 
durch mündliche Erklärung nach Namensaufruf im Sinne 
des § 44 durch.

(6) Vor einer Abstimmung ist eine Überlegungspause ein-
zuschalten, wenn eine Fraktion oder zehn Abgeordnete 
dies beantragen. Die Überlegungspause darf 30 Minuten 
nicht überschreiten.

§ 42 
Fragestellung bei der Abstimmung

(1) Bei der Abstimmung stellt die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident die Fragen so, dass sie sich mit Ja 
oder Nein beantworten lassen. In der Regel ist zu fragen, 
ob die Zustimmung erteilt wird. Über die Fassung ist auf 
Verlangen das Wort zur Geschäftsordnung zu erteilen. Bei 
Widerspruch gegen die vorgeschlagene Fassung entschei-
det der Landtag.

(2) Unmittelbar vor der Abstimmung ist die Frage auf Ver-
langen vorzulesen.

(3) Jede beziehungsweise jeder Abgeordnete kann die 
Teilung der Frage verlangen. Bei Widerspruch gegen die 
Teilung entscheidet bei Anträgen die Antragstellerin bezie-
hungsweise der Antragsteller, sonst der Landtag.

§ 43 
Reihenfolge der Abstimmung

(1) Über Anträge wird in folgender Reihenfolge abgestimmt:
1.	 Anträge auf Schluss der Beratung,
2.	 Anträge auf Vertagung der Beratung,
3.	 Anträge auf Aussetzung der Abstimmung,
4.	 Anträge, die, ohne die Sache selbst zu berühren, ledig-

lich Vorfragen betreffen, insbesondere Verweisung an 
einen Ausschuss, Einholung einer Auskunft und der-
gleichen,

5.	 Anträge auf Entscheidung in der Sache selbst.

(2) Im Übrigen ist über den weiter gehenden Antrag zuerst 
abzustimmen. Gehen die Anträge gleich weit, ist über den 
älteren zuerst abzustimmen.

(3) Bei verschiedenen in Frage stehenden Geldsummen ist 
die kleinere im Antrag gebrachte Einnahme- und die grö-
ßere Ausgabesumme zuerst zur Abstimmung zu bringen 
und in dieser Folge weiter. Bei Zeitbestimmungen ist über 
die längere Zeit zuerst zu entscheiden.

(4) Über Änderungsanträge ist vor den Hauptanträgen ab-
zustimmen.
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§ 44 
Abstimmung durch mündliche Erklärung nach  

Namensaufruf

(1) Abstimmung durch mündliche Erklärung nach Namens-
aufruf kann bis zur Eröffnung der Abstimmung verlangt 
werden. Sie muss stattfinden, wenn sie von einer Frak-
tion oder von mindestens zehn anwesenden Abgeordne-
ten verlangt wird.

(2) Bei einer Abstimmung durch mündliche Erklärung nach 
Namensaufruf werden die Mitglieder des Landtags in al-
phabetischer Reihenfolge ihres Namens durch die Schrift-
führerinnen beziehungsweise Schriftführer aufgerufen. 
Das aufgerufene Mitglied des Landtags stimmt durch Zu-
ruf der Erklärung „Ja“ oder „Nein“ oder „Enthaltung“ ab. 
Der Zuruf ist zulässig, bis die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident die Abstimmung für beendet erklärt. 
Ein bei der zugerufenen Erklärung auftretendes Missver-
ständnis ist unmittelbar zu beseitigen. Die Schriftführerin-
nen beziehungsweise Schriftführer erfassen die Erklärun-
gen zur Stimmabgabe in einer Übersicht. Die Präsidentin 
beziehungsweise der Präsident verkündet unter Bekannt-
gabe der Ja- und der Nein-Stimmen sowie der Enthaltun-
gen das Ergebnis.

(3) Abstimmung durch mündliche Erklärung nach Namens-
aufruf ist unzulässig über
1.	 die Stärke eines Ausschusses,
2.	 die Abkürzung der Fristen,
3.	 die Sitzungszeit,
4.	 die Tagesordnung,
5.	 die Vertagung der Sitzung,
6.	 die Vertagung der Abstimmung,
7.	 die Vertagung der Beratung,
8.	 den Schluss der Beratung,
9.	 die Teilung der Frage,
10.	die Überweisung an einen Ausschuss.
§ 41 Abs. 5 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 45 
Erklärungen zur Abstimmung

Jede beziehungsweise jeder Abgeordnete kann nach ei-
ner Abstimmung eine kurze mündliche Erklärung, die nicht 
länger als drei Minuten dauern darf, oder eine schriftliche 
Erklärung über ihre beziehungsweise seine Abstimmung 
abgeben. Schriftliche Erklärungen werden nicht verlesen. 
Sie sind dem Sitzungsvorstand zu übergeben und werden 
in das Plenarprotokoll aufgenommen. Eine Erklärung zum 
Abstimmverhalten ist unzulässig, wenn eine Aussprache 
nicht zulässig ist.

§ 46 
Wahlen

(1) Bei Wahlen findet grundsätzlich eine geheime Abstim-
mung statt. Zur Abgabe der Stimmzettel werden die Mit-
glieder des Landtags mit Namen aufgerufen. Der Landtag 
bestimmt, welche besonderen Vorkehrungen zur Gewähr-
leistung der geheimen Durchführung der Wahl zu tref-
fen sind.

(2) Wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht, kann 
durch Handzeichen abgestimmt werden. Das gilt nicht bei 
Wahlen, für welche in der Verfassung, durch Gesetz oder 
in dieser Geschäftsordnung geheime Abstimmung vorge-
schrieben ist. Eine Abstimmung durch mündliche Erklärung 
nach Namensaufruf im Sinne des § 44 ist nicht zulässig.

(3) Ist durch Gesetz Wahl durch die Mehrheit vorgeschrie-
ben und bestimmt das Gesetz nichts anderes, so ist dieje-
nige beziehungsweise derjenige gewählt, die beziehungs-
weise der die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erlangt hat. Erreicht keiner der Bewerberinnen beziehungs-
weise Bewerber die Mehrheit, so findet Stichwahl zwischen 
den zwei Bewerberinnen beziehungsweise Bewerbern 
statt, die die meisten Stimmen erlangt haben. Steht infol-
ge Stimmengleichheit nicht fest, welche Bewerberinnen be-
ziehungsweise Bewerber in die Stichwahl kommen, so gilt 
Folgendes: Erreichen mehr als zwei Bewerberinnen bezie-
hungsweise Bewerber die höchste Stimmenzahl, so wird 
unter ihnen die Wahl wiederholt. Erreichen mehr als eine 
Bewerberin beziehungsweise ein Bewerber die zweithöchs-
te Stimmenzahl, so entscheidet das Los, wer von diesen in 
die Stichwahl kommt.

§ 47 
Wahl der Ministerpräsidentin beziehungsweise des 

Ministerpräsidenten

Die Ministerpräsidentin beziehungsweise der Ministerprä-
sident wird vom Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
ohne Aussprache in geheimer Abstimmung gewählt. Erhält 
im ersten Wahlgang niemand diese Mehrheit, so findet ein 
neuer Wahlgang statt. Kommt die Wahl auch im zweiten 
Wahlgang nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem wei-
teren Wahlgang die meisten Stimmen erhält.

§ 48 
Konstruktives Misstrauensvotum, Vertrauensantrag

(1) Der Landtag kann der Ministerpräsidentin beziehungs-
weise dem Ministerpräsidenten das Misstrauen nur da-
durch aussprechen, dass er mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der eine Nachfolgerin beziehungsweise einen Nachfolger 
wählt. Den Antrag kann ein Fünftel der Abgeordneten 
oder eine Fraktion einbringen. Zwischen dem Antrag und 
der Wahl müssen mindestens drei, dürfen jedoch höchs-
tens zehn Tage liegen. Die Wahl erfolgt in geheimer Ab-
stimmung.

(2) Über den Antrag der Ministerpräsidentin beziehungs-
weise des Ministerpräsidenten, ihr beziehungsweise ihm 
das Vertrauen auszusprechen, darf frühestens am dritten 
Tag nach Schluss der Aussprache und muss spätestens 
am zehnten Tag, nachdem er eingebracht ist, abgestimmt 
werden. Der Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Zu-
stimmung der Mehrheit der Mitglieder des Landtags findet.

§ 49 
Neuwahl des Landtags 

Die Neuwahl des Landtags wird vorzeitig durchgeführt,
1.	 wenn er seine Auflösung mit der Mehrheit von zwei 

Dritteln seiner Mitglieder auf Antrag von einem Drittel 
seiner Mitglieder beschließt, 
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2.	 wenn er nach einem erfolglosen Vertrauensantrag der 

Ministerpräsidentin beziehungsweise des Ministerprä-
sidenten nicht innerhalb von drei Wochen nach der Be-
schlussfassung über den Vertrauensantrag eine neue 
Ministerpräsidentin beziehungsweise einen neuen Mi-
nisterpräsidenten gewählt hat.

Über den Antrag nach Nummer 1 darf frühestens am elf-
ten und muss spätestens am 30. Tag nach Antragstellung 
offen abgestimmt werden. Die vorzeitige Neuwahl muss 
innerhalb von 70 Tagen stattfinden.

VII. Vorlagen

§ 50  
Vorlagen

(1) Folgende Vorlagen, die eine Drucksachennummer er-
halten und somit öffentlich sind, können nach Maßgabe 
der Geschäftsordnung als Verhandlungsgegenstand auf 
die Tagesordnung gesetzt werden:
1.	 selbständige Vorlagen:

a)	 Gesetzentwürfe,
b)	 Erklärungen der Landesregierung,
c)	 Anträge,
d)	 Kleine Anfragen und ihre Beantwortung,
e)	 Große Anfragen,
f)	 Große Anfragen und ihre Beantwortung,
g)	 Wahlvorschläge,
h)	 Unterrichtungen;

2.	 unselbständige Vorlagen (Vorlagen zu Verhandlungs-
gegenständen):
a)	 Änderungsanträge,
b)	 Entschließungsanträge,
c)	 Alternativanträge,
d)	 Beschlussempfehlungen und Berichte der Aus-

schüsse.

(2) Folgende Vorlagen erhalten eine Drucksachennummer 
und sind somit öffentlich:
a)	 Dringlichkeitsanfragen,
b)	 Dringlichkeitsanfragen und ihre Beantwortung.

§ 51 
Einbringung

(1) Eine Vorlage, die keinen Wahlvorschlag enthält, ist 
grundsätzlich sieben Tage vor dem Beginn der Beratung 
einzubringen, nach ihrer Einbringung unverzüglich in elek-
tronischer Form an die Fraktionen zu deren Kenntnisnah-
me weiterzugeben und spätestens fünf Tage vor dem Be-
ginn der Beratung bereitzustellen. Eine Vorlage, die einen 
Wahlvorschlag enthält, ist spätestens 48 Stunden vor dem 
Beginn der Plenarsitzung einzubringen sowie unverzüglich 
in elektronischer Form an die Fraktionen zu deren Kennt-
nisnahme weiterzugeben und bereitzustellen.

(2) Vorlagen der Landesregierung an den Landtag wer-
den schriftlich oder elektronisch eingereicht, soweit der 
Zugang hierfür eröffnet ist; Gesetzentwürfe sind zu be-
gründen; die Begründung soll auch eine Kurzfassung des 
wesentlichen Inhalts des Gesetzes, eine Übersicht über 
seine finanziellen Auswirkungen sowie eine Erläuterung 
der verwaltungsmäßigen Abwicklung und des entstehen-
den Verwaltungsaufwands enthalten. Mit dem Gesetzent-
wurf sind die für die parlamentarische Beratung notwen-

digen Unterlagen vollständig zu übermitteln. Dazu soll die 
Landesregierung insbesondere
1.	 die Ergebnisse der Prüffragen für Thüringer Rechts-

vorschriften,
2.	 die Stellungnahme des Normenkontrollrats und die Ge-

genäußerung der Landesregierung,
3.	 die Ergebnisse der Anhörung der kommunalen Spit-

zenverbände,
4.	 elektronische Daten, soweit sie nach Einschätzung der 

Landesregierung in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Gesetzentwurf stehen, 

übermitteln.

(3) Vorlagen aus der Mitte des Landtags können, soweit 
diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt, nur von 
einer Fraktion oder von zehn Abgeordneten eingebracht 
werden. Sie sind schriftlich einzubringen. Gesetzentwür-
fe sollen schriftlich begründet werden. Bei Anträgen sollen 
Antrag und Begründung erkennbar voneinander getrennt 
werden. Die Einbringung kann auch in elektronischer Form 
erfolgen, soweit der Zugang hierfür eröffnet ist.

(4) Weitere Vorlagen können auch in elektronischer Form 
eingereicht werden, soweit der Zugang hierfür eröffnet ist.

§ 51 a 
Anforderungen an den Inhalt und die Gestaltung von 

Vorlagen

(1) Vorlagen sollen knapp, verständlich und sachlich ge-
fasst sein. Die Wortwahl hat die parlamentarische Würde zu 
beachten. Gegen die parlamentarische Würde verstoßen 
Vorlagen insbesondere, wenn sie gegen die Menschen-
würde verstoßen, entstellende, diskriminierende, rassisti-
sche oder beleidigende Meinungsäußerungen enthalten, 
zu Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten auffordern, Maß-
nahmen verlangt werden, die gegen die verfassungsmä-
ßige Ordnung verstoßen oder sich einer der parlamenta-
rischen Würde nicht angemessenen Sprache bedienen.

(2) Einem Gesetzentwurf, der Änderungen an einem gel-
tenden Gesetz in erheblichem Umfang vorsieht, soll eine 
Lesefassung mit der Gegenüberstellung des geltenden 
und des beabsichtigten künftigen Wortlauts der Vorschrif-
ten beigefügt werden. Zu diesem Zweck sind die einzelnen 
neuen, geänderten und aufzuhebenden Regelungspassa-
gen jeweils mit typografischen Stilmitteln zu kennzeichnen.

(3) Enthält eine Vorlage Bestimmungen, die das Infor-
mationsverfahren (Notifizierung) nach der Richtlinie (EU) 
2015/1535 vom 9. September 2015 auslösen, ist dies von 
der Einbringerin beziehungsweise vom Einbringer zu do-
kumentieren.

§ 52 
Vorlagen, Bereitstellung, Zugang

(1) Vorlagen werden für die Mitglieder des Landtags, die 
Fraktionen, die Landesregierung sowie den Landesrech-
nungshof, soweit § 111 Abs. 2 Satz 1 und 2 nicht entge-
gensteht, unverzüglich bereitgestellt und in mindestens ei-
nem Exemplar in Papierform bei der Landtagsverwaltung 
vorgehalten; § 114 bleibt unberührt. Die Vorlagen enthal-
ten auf ihrer ersten Seite eine Information über Datum und 
Uhrzeit der Bereitstellung. Mit der Bereitstellung gelten die 
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Vorlagen als zugegangen. Ist die Bereitstellung oder der 
Druck der Vorlage im Fall des Absatzes 2 Satz 3 vor der 
Beratung nicht möglich, kann sie vorab in anderer Weise 
als Vorabdruck bereitgestellt werden, an Plenartagen er-
folgt dies durch Verteilung solcher Vorlagen auf die Plätze 
der Abgeordneten im Plenarsaal; damit gilt die Vorlage als 
zugegangen, die Bereitstellung in Abgeordneteninformati-
onssystemen ist unverzüglich nachzuholen.

(2) Die Mitglieder des Landtags, die Fraktionen, die Lan-
desregierung sowie der Landesrechnungshof, soweit § 111 
Abs. 2 Satz 1 und 2 nicht entgegensteht, werden über die 
erfolgte Bereitstellung und den erfolgten Zugang dieser 
Dokumente informiert. Diese Information erfolgt über eine 
verpflichtende Information an alle Abgeordneten.

(3) Vorlagen, die einer beschleunigten Erledigung bedür-
fen, kann die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
auf Antrag der Antragstellerinnen beziehungsweise Antrag-
steller im Einvernehmen mit den Fraktionen bereits vor der 
ersten Beratung einem Ausschuss überweisen. Ist ein Ein-
vernehmen nicht herzustellen, entscheidet der Ältestenrat.

(4) Vorlagen der Landesregierung, die lediglich der Un-
terrichtung des Landtags dienen, diesem jedoch nicht 
in Erfüllung einer gesetzlichen Berichtspflicht oder eines 
Berichtsersuchens zugeleitet worden sind, kann die Prä-
sidentin beziehungsweise der Präsident, ohne sie auf die 
Tagesordnung zu setzen, im Benehmen mit den Fraktio-
nen einem Ausschuss überweisen. Über die Drucklegung 
und Bereitstellung dieser Vorlagen entscheidet die Präsi-
dentin beziehungsweise der Präsident. In jedem Fall gibt 
sie beziehungsweise er das Vorhandensein dieser Vorla-
gen den Abgeordneten zur Kenntnis.

(5) Die Regelungen nach Absatz 1 über die Bereitstel-
lung von Informationen und Unterlagen gelten für die im 
Hinblick auf die abschließende Beratung gemäß § 55 so-
wie nachfolgende Schlussabstimmung der Beratungsge-
genstände im Plenum notwendigen Informationen an alle 
Mitglieder des Landtags, der Fraktionen, der Landesregie-
rung sowie dem Landesrechnungshof, soweit § 111 Abs. 2 
Satz 1 und 2 nicht entgegensteht, entsprechend. Jede Vor-
lage kann bis zum Beginn der letzten Abstimmung von der 
Antragstellerin beziehungsweise dem Antragsteller zurück-
gezogen werden.

(6) Berichte und Gutachten des Landesrechnungshofs, 
von Rechnungshöfen anderer Länder oder der bezie-
hungsweise des Landesbeauftragten für den Datenschutz 
überweist die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
an den zuständigen Ausschuss. Auf Antrag einer Fraktion 
oder von zehn Abgeordneten werden die Berichte in einer 
Sitzung des Landtags beraten. Wird eine Weiterberatung 
im zuständigen Ausschuss beschlossen, hat diese inner-
halb von zwei Monaten in öffentlicher Sitzung zu erfol-
gen. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt 
das Ergebnis der Beratung den Mitgliedern des Landtags 
und der Landesregierung mit. Auf Verlangen einer Frak-
tion oder von mindestens zehn Abgeordneten findet eine 
weitere Beratung im Landtag statt; ein Antrag zur Sache 
kann gestellt werden.

(7) Die Regelungen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 gel-
ten entsprechend für die Landesbeauftragte beziehungs-
weise den Landesbeauftragten für den Datenschutz, soweit 
§ 112 Abs. 2 nicht entgegensteht, und die Landesbeauf-
tragte beziehungsweise den Landesbeauftragten des Frei-
staats Thüringen zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, die 
Landesbeauftragte beziehungsweise den Landesbeauf-
tragten für Menschen mit Behinderungen sowie die Bür-
gerbeauftragte beziehungsweise den Bürgerbeauftragten, 
soweit nicht die Ausnahmevorschrift des § 112 Abs. 2 in 
analoger Anwendung entgegensteht. Ebenfalls ausgenom-
men sind Vorlagen zur Beratung von Petitionen.

§ 53 
Gemeinschaftsaufgaben

(1) Vorlagen der Landesregierung, die der Unterrichtung 
des Landtags über die beabsichtigten Anmeldungen zu 
den Rahmenplänen nach Artikel 91 a des Grundgesetzes 
oder über beabsichtigte Vereinbarungen nach Artikel 91 b 
des Grundgesetzes dienen, werden für die Mitglieder des 
Landtags und für die Fraktionen bereitgestellt.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident über-
weist die Vorlagen dem Haushalts- und Finanzausschuss 
als federführendem Ausschuss und den betreffenden Fach-
ausschüssen als mitberatenden Ausschüssen zu getrenn-
ter Beratung.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt 
das Ergebnis der Beratung den Mitgliedern des Landtags 
sowie der Landesregierung mit.

(4) Auf Verlangen einer Fraktion oder von zehn Abgeord-
neten findet eine Beratung im Landtag statt; sie können 
einen Antrag zur Sache stellen.

§ 54 
Unterrichtungen nach Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung 

des Freistaats Thüringen

(1) Bei Unterrichtungen über Vorgänge im Sinne des Ar-
tikels 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen 
bestimmt die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
im Einvernehmen mit den Fraktionen die zuständigen Aus-
schüsse, sofern nicht § 54 a oder § 54 b einschlägig sind. 
Ist ein Einvernehmen nicht herzustellen, entscheidet der 
Ältestenrat.

(2) § 53 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 54 a 
Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der  

Europäischen Union nach Artikel 67 Abs. 5 der  
Verfassung des Freistaats Thüringen

(1) Unterrichtungen zur Beteiligung des Landtags in An-
gelegenheiten der Europäischen Union nach Artikel 67 
Abs.  5 der Verfassung des Freistaats Thüringen über-
weist die Präsidentin beziehungsweise der Präsident fe-
derführend an den für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union zuständigen Ausschuss (Europaausschuss), 
sofern nicht § 54 b einschlägig ist. Im Einvernehmen mit 
den Fraktionen überweist die Präsidentin beziehungswei-
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se der Präsident die Vorlage zudem weiteren Ausschüssen 
zur Mitberatung. Ist ein Einvernehmen nicht herzustellen, 
entscheidet der Ältestenrat. Die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident des Landesrechnungshofs und die 
beziehungsweise der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz werden unterrichtet.

(2) Unterrichtet die Landesregierung den Landtag in An-
gelegenheiten der Europäischen Union gemäß Artikel 67 
Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen über an-
dere Sachverhalte, gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Der Europaausschuss kann weitere Ausschüsse um 
Mitberatung ersuchen oder ihnen das Ergebnis seiner Be-
ratung zur Kenntnis übermitteln. 

(4) Die mitberatenden Ausschüsse unterrichten den feder-
führenden Ausschuss über das Ergebnis ihrer Beratung. 
Dabei berücksichtigen sie insbesondere die Grundsätze 
der Subsidiarität, der Verhältnismäßigkeit und die Auswir-
kungen des Vorhabens auf die kommunale Selbstverwal-
tung. Die Ausschüsse können zur Vorbereitung ihrer Stel-
lungnahme Anhörungen durchführen.

(5) Der Europaausschuss beschließt über Stellungnahmen 
zu Unterrichtungen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2. 
Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident unterrich-
tet die Mitglieder des Landtags und die Landesregierung. 
Der Beschluss ist abschließend, sofern nicht auf Verlan-
gen einer Fraktion oder mindestens zehn Abgeordneter 
die Beratung im Plenum erfolgt.

(6) Informationen der Landesregierung über aktuelle eu-
ropapolitische Entwicklungen und eigene Initiativen leitet 
die Präsidentin beziehungsweise der Präsident dem Eu-
ropaausschuss und den Fraktionen zu. Auf Verlangen ei-
ner Fraktion leitet die beziehungsweise der Vorsitzende sie 
auch einem weiteren Ausschuss zu. Auf Vorschlag der be-
ziehungsweise des Vorsitzenden oder auf Verlangen einer 
Fraktion beziehungsweise eines Mitglieds des Ausschus-
ses findet eine Beratung im Europaausschuss statt. Die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident des Landes-
rechnungshofs und die beziehungsweise der Landesbe-
auftragte für den Datenschutz werden unterrichtet. Die Ab-
sätze 3 bis 5 gelten entsprechend.

§ 54 b 
Beteiligung des Landtags nach Artikel 67 Abs. 5 der  

Verfassung des Freistaats Thüringen im Rahmen des  
Subsidiaritätsfrühwarnsystems

(1) Unterrichtungen über Vorhaben im Rahmen des Subsi-
diaritätsfrühwarnsystems (Frühwarndokumente) überweist 
die Präsidentin beziehungsweise der Präsident dem Euro-
paausschuss und unterrichtet die Fraktionen. Die Präsiden-
tin beziehungsweise der Präsident des Landesrechnungs-
hofs und die beziehungsweise der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz werden unterrichtet. Die beziehungswei-
se der Vorsitzende des Europaausschusses kann weitere 
Ausschüsse um Mitberatung ersuchen; sie beziehungswei-
se er soll dies tun, wenn dem Ausschuss eine Stellung-
nahme nach § 54 a Abs. 4 vorliegt oder ein Mitglied des 
Ausschusses oder eine Fraktion dies verlangt. Weitere Un-
terlagen in der gleichen Sache leitet sie beziehungsweise 
er den bestimmten Adressaten zu. 

(2) Die beziehungsweise der Vorsitzende des Europaaus-
schusses setzt den Zeitpunkt der Sitzung zur Beratung der 
Unterrichtung durch den Ausschuss so fest, dass eine Be-
ratung und Beschlussfassung unter Beachtung der Fris-
ten des Subsidiaritätsfrühwarnsystems und der Beratun-
gen im Bundesrat erfolgen kann. An die Regelung des § 75 
Abs. 1 Satz 2 ist sie beziehungsweise er insoweit nicht ge-
bunden. Sie beziehungsweise er hat die Unterrichtungen 
auf die Tagesordnung zu setzen, wenn das Vorhaben die 
Gesetzgebungsbefugnisse oder sonstige Interessen des 
Landes oder das Recht der kommunalen Selbstverwal-
tung der Gemeinden und Gemeindeverbände wesentlich 
betrifft, die Beachtung des Subsidiaritätsprinzips zweifel-
haft erscheint oder sie beziehungsweise er die Beratung 
aus sonstigen Gründen für geboten erachtet. Sie bezie-
hungsweise er hat die Unterrichtung auf die Tagesord-
nung zu setzen, wenn dies ein Mitglied des Ausschusses 
oder eine Fraktion verlangen. Im Übrigen unterrichtet sie 
beziehungsweise er die Mitglieder des Ausschusses über 
den Ablauf der Frist zur Erhebung der Subsidiaritätsrüge. 
Frühwarndokumente, die nicht beraten werden, gelten mit 
Ablauf der Frist als erledigt.

(3) Der Europaausschuss beschließt über Stellungnahmen 
im Rahmen der Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeits-
prüfung. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
unterrichtet die Mitglieder des Landtags und die Landesre-
gierung. Der Beschluss ist abschließend, sofern nicht auf 
Verlangen einer Fraktion, mindestens zehn Abgeordneter 
oder der Landesregierung die Beratung im Plenum erfolgt. 

(4) Für Berichte der Landesregierung über ein gegen-
über einer Stellungnahme des Landtags abweichendes 
Stimmverhalten im Bundesrat beziehungsweise Berichte 
über Subsidiaritätsrügen und Subsidiaritätsklagen gilt Ab-
satz 1 entsprechend, soweit nicht eine Fraktion die Bera-
tung im Plenum verlangt. In diesem Fall gelten § 86 und 
§ 87 entsprechend. 

§ 54 c 
Unterrichtungen in Angelegenheiten der Europäischen  
Union, die keine Unterrichtungen zur Beteiligung des  

Landtags oder über andere Sachverhalte im Sinne des  
Artikels 67 Abs. 4 und 5 der Verfassung des  

Freistaats Thüringen sind

(1) Über Vorgänge in Angelegenheiten der Europäischen 
Union, die keine Unterrichtungen über Vorgänge im Sin-
ne des Artikels 67 Abs. 4 oder 5 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen sind, unterrichtet die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident die Mitglieder des Landtags. 
Sie beziehungsweise er kann die Vorlage dem Europa-
ausschuss federführend überweisen. Die Präsidentin be-
ziehungsweise der Präsident des Landesrechnungshofs 
und die beziehungsweise der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz werden unterrichtet. Über die Drucklegung 
und Bereitstellung dieser Vorlagen entscheidet die Präsi-
dentin beziehungsweise der Präsident.

(2) § 54 a Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.
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§ 54 d 
Prälegislatives Konsultationsverfahren

Wendet sich die Landesregierung mit einem Regelungsvor-
haben zum Zweck der Durchführung eines prälegislativen 
Konsultationsverfahrens an den Landtag, leitet die Präsi-
dentin beziehungsweise der Präsident das Regelungs-
vorhaben an die Fraktionen mit der Gelegenheit zur Stel-
lungnahme weiter. Nimmt eine Fraktion Stellung, leitet die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident die Stellung-
nahme an die Landesregierung weiter. Das Nähere wird in 
einer Vereinbarung zwischen dem Landtag und der Lan-
desregierung geregelt, die als Anlage zur Geschäftsord-
nung genommen wird.

§ 55 
Beratungen

(1) Gesetzentwürfe auf Änderung der Verfassung werden 
in drei Beratungen, sonstige Gesetzentwürfe in der Regel 
in zwei Beratungen, alle anderen Vorlagen grundsätzlich 
in einer Beratung erledigt. 

(2) Die erste Beratung muss grundsätzlich innerhalb von 
sechs Plenarsitzungswochen nach Bereitstellung der Vor-
lage beginnen. Die Frist kann mit Zustimmung der Antrag-
stellerinnen beziehungsweise Antragsteller überschritten 
werden. Wurde eine Vorlage von der Antragstellerin bezie-
hungsweise vom Antragsteller gemäß § 52 Abs. 5 zurück-
gezogen, kann eine gleichlautende selbstständige Vorlage 
nach der erneuten Einbringung durch dieselbe Antragstelle-
rin beziehungsweise denselben Antragsteller frühestens in 
der übernächsten Plenarsitzungswoche, die auf die Rück-
nahme folgt, wieder aufgerufen werden.

§ 56 
Erste Beratung

In der ersten Beratung werden nur die Grundsätze der 
Vorlagen besprochen. Die Beratung kann nach einzel-
nen Abschnitten getrennt werden. Abgestimmt wird nur 
über Anträge auf Ausschussüberweisung. Wird die Aus-
schussüberweisung abgelehnt, tritt der Landtag bei Zu-
stimmung von zwei Dritteln am gleichen Tag in die zwei-
te Beratung ein.

§ 57 
Ausschussüberweisung

(1) Am Schluss der ersten Beratung kann die Vorlage ei-
nem Ausschuss oder mehreren Ausschüssen zu getrennter 
Beratung überwiesen werden. Wird vom Landtag kein fe-
derführender Ausschuss bestimmt, entscheidet darüber die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident des Landtags.

(2) Dem federführenden Ausschuss obliegt die endgültige 
Beschlussfassung über die dem Landtag vorzulegende Be-
schlussempfehlung. Bei haushaltsrelevanten Änderungen 
der Vorlage in den Ausschüssen entscheidet der federfüh-
rende Ausschuss nach Beteiligung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses. § 81 gilt entsprechend.

(3) Die Ausschussüberweisung kann auf Antrag von zehn 
Abgeordneten oder einer Fraktion zurückgenommen wer-
den.

(4) Der federführende Ausschuss kann weitere Ausschüsse 
um Mitberatung der überwiesenen Vorlage oder von Teilen 
derselben ersuchen. Die Weitergabe der Vorlage an einen 
anderen Ausschuss zur endgültigen Beschlussfassung ist 
nur mit Zustimmung des Ältestenrats zulässig.

(5) Selbständige Vorlagen können mit Zustimmung der 
Antragstellerinnen beziehungsweise Antragsteller auch 
durch den Ältestenrat an Ausschüsse zur Beratung über-
wiesen werden.

§ 58 
Zweite Beratung

(1) Die zweite Beratung findet frühestens am zweiten Werk-
tage nach Schluss der ersten Beratung oder Bereitstellung 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses statt (§§ 116 
und 117); sie hat spätestens zwei Monate nach Bereitstel-
lung der Beschlussempfehlung zu beginnen. § 56 Satz 2 
gilt entsprechend.

(2) Werden in der zweiten Beratung alle Teile eines Ge-
setzentwurfs abgelehnt, unterbleibt jede weitere Beratung 
und Abstimmung.

§ 59 
Erneute oder erstmalige Ausschussüberweisung

(1) Bis zur letzten Einzelabstimmung kann die Vorlage ganz 
oder teilweise an Ausschüsse erneut oder erstmalig über-
wiesen werden. Dies gilt auch für bereits erledigte Teile 
der Vorlage. § 79 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Mit der Überweisung nach Absatz 1 ist eine dritte Be-
ratung beschlossen.

§ 60 
Abstimmungen in der zweiten Beratung

(1) Über mehrere oder alle Teile eines Gesetzentwurfs 
kann gemeinsam abgestimmt werden, wenn nicht zehn an-
wesende Abgeordnete oder eine Fraktion widersprechen.

(2) Enthält die Beschlussempfehlung die unveränderte An-
nahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfs, wird nur über 
den Gesetzentwurf abgestimmt. Enthält die Beschlussemp-
fehlung die Neufassung des Gesetzentwurfs, so wird über 
die Neufassung abgestimmt.

§ 60 a 
Informationsverfahren (Notifizierung)

(1) Stimmt der Landtag in der zweiten Beratung einem Ge-
setzentwurf zu, der Bestimmungen enthält, die das Infor-
mationsverfahren (Notifizierung) nach der Richtlinie (EU) 
2015/1535 vom 9. September 2015 auslösen, wird der Ge-
setzentwurf vor der Schlussabstimmung erneut an den fe-
derführenden Ausschuss zur Durchführung der Notifizie-
rung überwiesen. Satz 1 gilt nicht für Gesetzentwürfe, die 
vollständig oder deren notifizierungspflichtigen Teile be-
reits nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 vom 9. Septem-
ber 2015 notifiziert worden sind. § 59 Abs. 1 Satz 2 und 3 
sowie Abs. 2 gelten entsprechend. Werden dem Landtag 
keine Bedenken oder andere Äußerungen mitgeteilt, die 
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Anlass für eine Änderung des Gesetzentwurfs oder von 
Teilen des Gesetzentwurfs geben könnten, gilt die Aus-
schussüberweisung als zurückgenommen.

(2) Die dritte Beratung oder die Schlussabstimmung im 
Fall von Absatz 1 Satz 4 erfolgt nach Ablauf der Stillhalte-
frist gemäß Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2015/1535 vom 
9. September 2015.

§ 61 
Dritte Beratung

(1) Grundlage der dritten Beratung bilden die Beschlüsse 
der zweiten Beratung.

(2) Die dritte Beratung findet frühestens am zweiten 
Werktage nach Bereitstellung oder Schluss der zweiten 
Beratung statt. Wurden in der zweiten Beratung Ände-
rungsanträge angenommen, beginnt die Frist erst nach 
Bereitstellung der entsprechenden Drucksache (§§ 116 
und 117).

(3) § 59 Abs. 1 und § 60 gelten entsprechend.

§ 62 
(aufgehoben)

§ 63 
Schlussabstimmung

(1) Nach Schluss der letzten Aussprache wird über die 
Annahme oder Ablehnung der Vorlage im Ganzen abge-
stimmt; § 58 Abs. 2 bleibt unberührt. Wurden in der letz-
ten Beratung Änderungsanträge angenommen, wird die 
Schlussabstimmung auf Antrag von zehn Abgeordneten 
oder einer Fraktion ausgesetzt, bis die Beschlüsse über-
sichtlich zusammengestellt und bereitgestellt sind.

(2) Die Vorlage kann zur redaktionellen und sprachlichen 
Überarbeitung vor der Schlussabstimmung an einen Aus-
schuss überwiesen werden.

§ 64 
Änderungsanträge

(1) Zur einmaligen und zweiten Beratung kann jede bezie-
hungsweise jeder Abgeordnete Änderungsanträge stellen. 
Wird eine Ausschussüberweisung nach § 57 oder § 59 be-
schlossen, werden die Änderungsanträge ebenfalls an die 
Ausschüsse überwiesen.

(2) Änderungsanträge zur dritten Beratung können nur 
von einer Fraktion oder von mindestens zehn Abgeordne-
ten gestellt werden.

(3) Änderungsanträge zu selbständigen Vorlagen, die kei-
nen Gesetzentwurf enthalten, sind nur mit Zustimmung der 
Antragstellerinnen beziehungsweise Antragsteller zulässig. 
Zu dem gleichen Beratungsgegenstand können jedoch Al-
ternativanträge gestellt werden. Über die Vorlagen ist in der 
Reihenfolge ihrer Einbringung abzustimmen. Dies gilt auch 
im Falle einer Zurückziehung oder Erledigung des Antrags.

(4) Änderungsanträge zu Entschließungsanträgen sind nur 
mit Zustimmung der Antragstellerinnen beziehungsweise 
Antragsteller zulässig.

(5) Änderungsanträge und Alternativanträge sind zuläs-
sig, so lange die Aussprache des Gegenstands, auf den 
sie sich beziehen, noch nicht geschlossen ist. Sie müssen 
schriftlich abgefasst und sollen bereitgestellt sein. Sofern 
sie noch nicht bereitgestellt sind, können sie verlesen wer-
den, es sei denn, dass eine Abgeordnete oder ein Abge-
ordneter der Verlesung widerspricht.

§ 65 
Entschließungsanträge

(1) Entschließungsanträge können nur zu Gesetzentwür-
fen, Anträgen, Regierungserklärungen, Unterrichtungen 
sowie Berichten der Untersuchungsausschüsse und En-
quetekommissionen eingebracht werden.

(2) Entschließungsanträge sind zulässig, solange die Aus-
sprache des Gegenstandes, auf den sie sich beziehen, 
noch nicht geschlossen ist. Sie können nur von einer Frak-
tion oder von zehn Abgeordneten gestellt werden. § 64 
Abs. 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Über diese Ent-
schließungsanträge wird nach Schluss der Beratung des 
Gegenstandes, bei Entschließungsanträgen zu Gesetz-
entwürfen nach der Schlussabstimmung abgestimmt; § 67 
Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 66 
Kürzung der Fristen

(1) Der Landtag kann beschließen, die Fristen vor der ein-
maligen und vor der ersten Beratung, zwischen der ersten 
und der zweiten Beratung sowie zwischen der zweiten und 
der dritten Beratung abzukürzen. Für die erste und zwei-
te Beratung am gleichen Tag gilt § 56 Satz 4. Das Gleiche 
gilt für die Fristen zwischen der Bereitstellung einer Vorla-
ge und ihrer Beratung.

(2) Eine Kürzung der Fristen vor der einmaligen oder der 
ersten Beratung kann, wenn Einspruch erhoben wird, nur 
mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden.

(3) Drei Beratungen eines Gesetzentwurfs dürfen nicht an 
einem Tage stattfinden.

§ 67 
Haushaltsvorlagen

(1) Über Haushaltsvorlagen wird erst abgestimmt, wenn der 
Haushalts- und Finanzausschuss sie vorberaten hat. Haus-
haltsvorlagen zum Verfassungsschutz berät der Haushalts- 
und Finanzausschuss in vertraulicher Sitzung, an der die 
Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission mit 
beratender Stimme teilnehmen können.

(2) Über Entschließungsanträge zum Haushaltsplan oder 
zu einzelnen seiner Kapitel wird nach der Abstimmung über 
den entsprechenden Einzelplan oder nach der Schlussab-
stimmung in der zweiten Beratung abgestimmt.
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(3) Die Haushaltsrechnung sowie die Anträge auf Entlas-
tung der Landesregierung und des Landesrechnungshofs 
werden durch die Präsidentin beziehungsweise den Präsi-
denten vorab in den Haushalts- und Finanzausschuss über-
wiesen. Die Bemerkungen des Landesrechnungshofs und 
die Stellungnahme der Landesregierung sowie ergänzen-
de Vorlagen zur Entlastung sind von der Präsidentin be-
ziehungsweise vom Präsidenten grundsätzlich ohne ers-
te Beratung an den Haushalts- und Finanzausschuss zu 
überweisen. Die Beratungen zur Entlastung beginnen im 
Haushalts- und Finanzausschuss dann, wenn sowohl die 
Haushaltsrechnung als auch die Entlastungsanträge so-
wie die Bemerkungen des Landesrechnungshofs und die 
Stellungnahme der Landesregierung überwiesen wurden.

(4) Befindet sich das Haushaltsgesetz mit dem Haushalts-
plan in der parlamentarischen Beratung, werden ergänzen-
de Vorlagen hierzu durch die Präsidentin beziehungsweise 
den Präsidenten grundsätzlich ohne erste Beratung in den 
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.

(5) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident über-
weist Unterrichtungen der Landesregierung zu über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss.

§ 68 
Staatsverträge

Bei der Beratung von Entwürfen von Gesetzen, mit denen 
die Zustimmung des Landtags zu Staatsverträgen erteilt 
werden soll, sind Beschlussempfehlungen von Ausschüs-
sen und Änderungsanträge nur zum Entwurf des Zustim-
mungsgesetzes zulässig.

§ 69 
Allgemeine Bestimmungen für Anträge

(1) Ein Antrag, der noch nicht bereitgestellt ist, darf nicht be-
raten werden, wenn eine anwesende Abgeordnete bezie-
hungsweise ein anwesender Abgeordneter oder die Antrag-
stellerin beziehungsweise der Antragsteller widerspricht.

(2) Der Landtag kann einen Antrag mit Zustimmung der 
Antragstellerin beziehungsweise des Antragstellers für 
erledigt erklären. Der federführende Ausschuss kann mit 
Zustimmung der Antragstellerinnen beziehungsweise An-
tragsteller die Erledigung erklären.

(3) Anträge und andere Erklärungen, die eine Abgeord-
nete beziehungsweise ein Abgeordneter ausdrücklich im 
Namen und ohne Widerspruch seiner Fraktion abgibt, be-
dürfen keiner weiteren Unterschrift oder Unterstützung.

VIII. Ausschüsse

§ 70 
Bildung der Fachausschüsse

Der Landtag bildet ständige Ausschüsse. Für besondere 
Angelegenheiten kann er zeitweilige Ausschüsse bestellen.

§ 70 a 
Bildung des Petitionsausschusses

(1) Unbeschadet der Bildung der Ausschüsse nach § 70 
bildet der Landtag in seiner ersten Sitzung einen Petiti-
onsausschuss.

(2) Die Zusammensetzung des Petitionsausschusses ist 
so zu wählen, dass alle Fraktionen mindestens mit einer 
beziehungsweise einem Abgeordneten vertreten sind und 
sich die Stärkeverhältnisse der Fraktionen im Landtag im 
Petitionsausschuss widerspiegeln. Für die Zusammenset-
zung des Petitionsausschusses und die Sitzverteilung zwi-
schen den Fraktionen gilt § 9 Abs. 2 und 3.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Petitionsausschuss spätestens vier Wochen nach sei-
ner Bildung zu seiner ersten Sitzung ein. In dieser Sitzung 
werden die beziehungsweise der Vorsitzende und die be-
ziehungsweise der stellvertretende Vorsitzende gewählt. 
Die Wahl der beziehungsweise des Vorsitzenden und der 
beziehungsweise des stellvertretenden Vorsitzenden er-
folgt vorläufig bis zur Bildung der Ausschüsse nach § 70 
und der Benennung der Vorsitzenden nach § 71. Vor-
schlagsberechtigt für diese Vorsitzende beziehungswei-
se diesen Vorsitzenden ist die stärkste Fraktion, für die-
se stellvertretende Vorsitzende beziehungsweise diesen 
stellvertretenden Vorsitzenden die zweitstärkste Fraktion.

(4) Die Fraktionen benennen der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten spätestens 14 Tage nach der Bil-
dung des Petitionsausschusses die Ausschussmitglieder 
und eine entsprechende Anzahl Stellvertreterinnen bezie-
hungsweise Stellvertreter.

(5) In der ersten Sitzung soll auch mit der inhaltlichen  
Sacharbeit begonnen werden. In der Sache eilbedürftige 
Petitionen sind vorrangig zu bearbeiten.

§ 70 b 
Bildung des für Angelegenheiten der Europäischen  

Union zuständigen Ausschusses (Europaausschuss)

(1) Unbeschadet der Bildung der Ausschüsse nach § 70 
bildet der Landtag in seiner ersten Sitzung einen für An-
gelegenheiten der Europäischen Union zuständigen Aus-
schuss (Europaausschuss).

(2) Die Zusammensetzung des Europaausschusses ist so 
zu wählen, dass alle Fraktionen mindestens mit einer be-
ziehungsweise einem Abgeordneten vertreten sind und 
sich die Stärkeverhältnisse der Fraktionen im Landtag im 
Europaausschuss widerspiegeln. Für die Zusammenset-
zung des Europaausschusses und die Sitzverteilung zwi-
schen den Fraktionen gilt § 9 Abs. 2 und 3.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Europaausschuss spätestens 14 Tage nach seiner Bil-
dung zu seiner ersten Sitzung ein.

(4) Die Fraktionen benennen der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten spätestens bis vier Tage vor der 
ersten Sitzung des Europaausschusses die Ausschussmit-
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glieder und eine entsprechende Anzahl Stellvertreterinnen 
beziehungsweise Stellvertreter.

(5) In der ersten Sitzung des Europaausschusses werden 
die beziehungsweise der Vorsitzende und die beziehungs-
weise der stellvertretende Vorsitzende gewählt. Die Sach-
arbeit wird aufgenommen.

(6) Der Europaausschuss wählt mit Stimmenmehrheit aus 
seiner Mitte die Vorsitzende beziehungsweise den Vorsit-
zenden und deren beziehungsweise dessen Stellvertre-
terin beziehungsweise Stellvertreter. Die Stellvertreterin 
beziehungsweise der Stellvertreter darf nicht derselben 
Fraktion angehören wie die beziehungsweise der Vorsit-
zende. Bei Stimmengleichheit gilt § 46 Abs. 3 Satz 2 bis 4.

(7) Die Wahl der beziehungsweise des Vorsitzenden und 
deren beziehungsweise dessen Stellvertreterin bezie-
hungsweise Stellvertreter steht einer Bestellung gemäß 
§ 71 Abs. 1 Satz 1 beziehungsweise Abs. 2 Satz 1 gleich 
und ist bei der Bestellung der Vorsitzenden weiterer Aus-
schüsse nach § 71 zu berücksichtigen.

§ 71 
Bestellung der Vorsitzenden

(1) Die Fraktionen bestimmen der Reihe nach die Aus-
schüsse, deren Vorsitzende sie stellen wollen. Wird zwi-
schen den Fraktionen Einigkeit hierüber nicht erzielt, be-
stimmt sich die Reihenfolge nach § 9 Abs. 2 und 3.

(2) Entsprechendes gilt für die Stellvertreterin beziehungs-
weise den Stellvertreter der beziehungsweise des Vorsit-
zenden. Die Stellvertreterin beziehungsweise der Stellver-
treter darf jedoch nicht derselben Fraktion angehören wie 
die beziehungsweise der Vorsitzende.

(3) Die beziehungsweise der Vorsitzende eines Ausschus-
ses oder deren Stellvertreterin beziehungsweise Stellver-
treter beziehungsweise dessen Stellvertreterin beziehungs-
weise Stellvertreter kann mit der Mehrheit der Mitglieder 
des Ausschusses abberufen werden. Ein Antrag auf Abbe-
rufung kann nur von mindestens einem Drittel der Mitglie-
der des Ausschusses eingebracht werden. Die Entschei-
dung über den Antrag darf frühestens zwei Wochen nach 
Eingang des Antrags erfolgen. Sie erfolgt in nicht öffentli-
cher Sitzung in geheimer Abstimmung. Die nach Absatz 1 
vorschlagsberechtigte Fraktion hat dann unverzüglich eine 
andere Vorsitzende beziehungsweise einen anderen Vor-
sitzenden oder Stellvertreterin beziehungsweise Stellver-
treter vorzuschlagen.

§ 72 
Benennung der Mitglieder

(1) Die Fraktionen benennen der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten die Ausschussmitglieder und eine 
entsprechende Anzahl Stellvertreterinnen beziehungswei-
se Stellvertreter.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident gibt 
die Vorsitzenden, die übrigen Mitglieder der Ausschüsse 
sowie die späteren Änderungen dem Landtag bekannt.

(3) Jede Fraktion hat den Wechsel von Ausschussmitglie-
dern der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten 
schriftlich mitzuteilen.

(4) Die Ausschussmitglieder können sich bei Verhinde-
rung der benannten Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
im Einzelfall von anderen Mitgliedern ihrer Fraktion ver-
treten lassen.

(5) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident be-
nennt fraktionslose Abgeordnete nach Beratung im Ältes-
tenrat als beratende Ausschussmitglieder.

§ 73 
Erste Einberufung

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
die Ausschüsse zu ihrer ersten Sitzung ein. In dieser Sit-
zung werden die Vorsitzenden und deren Stellvertreterin-
nen beziehungsweise Stellvertreter gewählt; die Kandidatin 
beziehungsweise der Kandidat der nach § 71 Abs. 1 vor-
schlagsberechtigten Fraktion darf nur aus wichtigem Grund 
abgelehnt werden. Der Ausschuss gilt auch dann als kon-
stituiert, wenn entweder die Wahl zum Vorsitz oder für die 
Stellvertretung erfolgreich war. Ist die Wahl entweder zum 
Vorsitz oder für die Stellvertretung nicht erfolgreich, ist die-
se unmittelbar für die folgende Sitzung erneut anzusetzen.

(2) Sind seit der ersten Sitzung des Landtags 14 Tage ver-
gangen, kann die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent die Ausschüsse einberufen, auch ohne dass sämtliche 
Mitglieder benannt sind. In diesem Fall ist der Ausschuss 
beschlussfähig, wenn die Mehrheit der benannten Mitglie-
der anwesend ist.

§ 74 
Aufgaben

(1) Die Ausschüsse sind verpflichtet, die ihnen vom Land-
tag, der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten, 
dem Ältestenrat oder einem anderen Ausschuss überwie-
senen Aufgaben unverzüglich zu erledigen. Gesetzentwür-
fe haben Vorrang. Als vorbereitende Beschlussorgane ha-
ben sie die Pflicht, dem Landtag bestimmte Beschlüsse zu 
empfehlen, die sich nur auf die ihnen überwiesenen Auf-
gaben oder auf mit diesen in unmittelbarem Sachzusam-
menhang stehende Fragen beziehen dürfen.

(2) Die Ausschüsse müssen sich auf Antrag eines Mit-
glieds oder einer Fraktion mit Unterstützung eines Drittels 
der Ausschussmitglieder auch mit nicht überwiesenen An-
gelegenheiten befassen, soweit sie zu ihrem Aufgaben-
bereich gehören und die Aufgaben nach Absatz 1 termin-
gemäß abgearbeitet werden können. Die Anträge haben 
den Beratungsgegenstand konkret zu bezeichnen und sol-
len, soweit erforderlich, schriftlich begründet werden. Wird 
der Antrag außerhalb einer Ausschusssitzung gestellt, soll 
der Gegenstand in der nächsten Sitzung beraten werden, 
wenn der Antrag eine Woche vor der Sitzung bei der Prä-
sidentin beziehungsweise dem Präsidenten eingegangen 
ist. Ist bei Aufruf in der Sitzung die Unterstützung durch 
ein Drittel der Ausschussmitglieder nicht gegeben, unter-
bleibt eine weitere Beratung. Für Anträge, die während 
der Sitzung gestellt werden, gilt § 75 Abs. 1 entsprechend.
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(3) Die Ausschüsse können sich auch mit Angelegenhei-
ten ihres Aufgabenbereiches befassen, mit denen die Lan-
desregierung oder die zuständige Ministerin beziehungs-
weise der zuständige Minister an sie herantritt.

(4) Anträge zur Sache sind nur zu überwiesenen Aufga-
ben zulässig.

§ 75 
Sitzungen

(1) Die beziehungsweise der Vorsitzende setzt den Zeit-
punkt der Sitzung fest, soweit der Ausschuss hierüber nicht 
bestimmt hat. Die Sitzungen sollen im Rahmen des Arbeits-
plans des Landtags stattfinden. Sitzungen zu nicht über-
wiesenen Angelegenheiten werden, wenn keine anderen 
Beratungsgegenstände anstehen, nur anberaumt, wenn 
das Unterstützungsquorum gemäß § 74 Abs. 2 Satz 1 vor-
liegt. Die beziehungsweise der Vorsitzende ist zur Einberu-
fung des Ausschusses verpflichtet, wenn dies von mindes-
tens einem Drittel der Ausschussmitglieder unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes verlangt wird; kommt sie be-
ziehungsweise er dieser Verpflichtung nicht unverzüglich 
nach, beruft die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent den Ausschuss ein. Außerplanmäßig einberufene Sit-
zungen sollen grundsätzlich terminlich nicht mit anderen 
Pflichtsitzungen des Landtags, die die Ausschussmitglie-
der wahrzunehmen haben, zusammenfallen.

(2) Beabsichtigt ein Ausschuss, außerhalb des Landtags-
gebäudes zu tagen, hat die beziehungsweise der Vorsit-
zende vor der endgültigen Beschlussfassung die Zustim-
mung der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten 
herbeizuführen. Will die Präsidentin beziehungsweise der 
Präsident die Zustimmung verweigern, so hat sie bezie-
hungsweise er vor ihrer beziehungsweise seiner Entschei-
dung den Ältestenrat zu hören.

§ 76 
Verfahren

(1) Der beziehungsweise dem Vorsitzenden obliegen die 
Vorbereitung und Leitung der Ausschuss-Sitzungen. Feh-
len die beziehungsweise der Vorsitzende und ihre bezie-
hungsweise seine Stellvertreterin beziehungsweise ihr 
beziehungsweise sein Stellvertreter, wählt der Ausschuss 
eine Verhandlungsleiterin beziehungsweise einen Ver-
handlungsleiter aus den anwesenden Mitgliedern. Wäh-
rend der Ausschuss-Sitzung übt die beziehungsweise der 
Vorsitzende Befugnisse entsprechend § 37 Abs. 1 und 7, 
§§ 38 und 39 aus.

(2) Die Ausschüsse sind beschluss- und beratungsfähig, 
wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Für die 
Beratungen gelten die Grundsätze dieser Geschäftsord-
nung, soweit nichts anderes bestimmt ist. Sind dem Aus-
schuss mehrere Vorlagen zum selben Gegenstand über-
wiesen, beschließt der Ausschuss, welche Vorlage als 
Verhandlungsgegenstand für die Einzelberatung dient; sei-
ne Pflicht, Beschlussempfehlungen zu allen überwiesenen 
Vorlagen zu fassen (§ 74 Abs. 1 Satz 3), bleibt unberührt.

(3) Die Ausschüsse bestimmen die Form ihrer Beratun-
gen selbst. Anträge bedürfen keiner Unterstützung. Anträ-
ge, die umfangreiche Änderungen von Beratungsgegen-

ständen vorsehen, sollen schriftlich eingebracht werden. 
Das Wort wird in der Regel in der Reihenfolge der Wort-
meldungen erteilt. 

(4) Die Ausschüsse können zur Vorbereitung ihrer Be-
schlüsse Unterausschüsse einsetzen. Dem Unteraus-
schuss soll die beziehungsweise der Ausschussvorsitzen-
de angehören. Jede Fraktion hat das Recht, mindestens 
ein Mitglied in den Unterausschuss zu entsenden.

(5) Der Schriftverkehr des Ausschusses sowie die Weiter-
leitung von Beschlüssen und Berichten erfolgen über die 
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten oder ihre 
beziehungsweise seine Beauftragte beziehungsweise ih-
ren beziehungsweise seinen Beauftragten im Benehmen 
mit der beziehungsweise dem Vorsitzenden.

(6) Die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftrag-
ten unterstehen der Ordnungsgewalt der beziehungswei-
se des Vorsitzenden.

(7) Die Beratungsunterlagen der Ausschüsse werden für 
die Mitglieder des Landtags, die Fraktionen, die Landes-
regierung sowie den Landesrechnungshof, soweit § 111 
Abs. 2 Satz 1 und 2 nicht entgegensteht, unverzüglich  be-
reitgestellt; § 114 bleibt unberührt. Satz 1 gilt entsprechend 
für die Datenschutzbeauftragte beziehungsweise den Da-
tenschutzbeauftragten, soweit § 112 Abs. 2 nicht entgegen-
steht, und die Landesbeauftragte beziehungsweise den 
Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen DDR, die Landesbeauftragte 
beziehungsweise den Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen sowie die Bürgerbeauftragte bezie-
hungsweise den Bürgerbeauftragten, soweit nicht die Aus-
nahmevorschrift des § 112 Abs. 2 in analoger Anwendung 
entgegensteht. Ebenfalls ausgenommen sind Beratungs-
unterlagen zur Beratung von Petitionen.§ 52 Abs. 1 und 4 
gelten entsprechend.

§ 77 
Berichterstattung

(1) Zu Beginn der Beratung bestellt der federführende Aus-
schuss für jeden Beratungsgegenstand aus dem Kreis der 
Ausschussmitglieder und deren benannten Stellvertrete-
rinnen beziehungsweise Stellvertretern eine Berichterstat-
terin beziehungsweise einen Berichterstatter oder mehre-
re Berichterstatterinnen beziehungsweise Berichterstatter.

(2) Die Berichterstatterin beziehungsweise der Berichter-
statter hat das Recht, an den Sitzungen der mitberaten-
den Ausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen; 
sie beziehungsweise er erstattet den Bericht über die Ge-
samtberatung.

(3) Der Bericht ist mündlich zu erstatten, sofern der Land-
tag oder der Ausschuss nicht etwas anderes beschließt. 
Die Berichte sollen die wesentlichen Ansichten des feder-
führenden Ausschusses sowie die Stellungnahmen der 
Minderheit und der beteiligten Ausschüsse enthalten; so-
fern Anhörungen durchgeführt wurden, sollen die Berich-
te die wesentlichen Ansichten der Auskunftspersonen wie-
dergeben.
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(4) Antragstellerinnen beziehungsweise Antragsteller aus 
der Mitte des Landtags können sechs Monate nach Über-
weisung des von ihnen eingebrachten Antrags verlangen, 
dass der Ausschuss durch die Vorsitzende beziehungs-
weise den Vorsitzenden oder die Berichterstatterin be-
ziehungsweise den Berichterstatter dem Landtag einen 
Bericht über den Stand der Beratungen erstattet. Der Be-
richt ist auf Verlangen der Antragstellerinnen beziehungs-
weise Antragsteller auf die Tagesordnung des Landtags 
zu setzen.

(5) § 52 Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 78 
Öffentliche, nicht öffentliche und vertrauliche Sitzungen

(1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind, soweit ein Gesetz 
oder diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt, 
nicht öffentlich. Abgeordnete, die dem Ausschuss nicht 
angehören, können an den nicht öffentlichen Sitzungen 
als Zuhörerinnen beziehungsweise Zuhörer teilnehmen; 
der Ausschuss kann sie in besonderen Fällen mit beraten-
der Stimme hinzuziehen oder zulassen. Zwei Fraktions-
beschäftigten jeder Fraktion ist die Anwesenheit gestat-
tet, soweit die Sitzung nicht für vertraulich erklärt wurde.

(2) Beratungsgegenstand und -ergebnis nicht öffentli-
cher Sitzungen dürfen der Presse und anderen Außen-
stehenden mitgeteilt werden, nicht jedoch die Äußerun-
gen einzelner Sitzungsteilnehmerinnen beziehungsweise 
Sitzungsteilnehmer und das Abstimmungsverhalten ein-
zelner Abgeordneter. Die Verschwiegenheitspflicht gemäß 
§ 19 Thüringer Gesetz über das Petitionswesen bleibt un-
berührt.

(3) Der Ausschuss kann für einzelne Beratungsgegenstän-
de oder Teile derselben mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
die öffentliche Beratung beschließen. Öffentliche Sitzun-
gen sind nicht zulässig bei Haushaltsberatungen und in 
allen Angelegenheiten, die in vertraulicher Sitzung zu be-
handeln sind.

(3 a) Die Beratung folgender Gegenstände findet in öffent-
licher Sitzung statt:
1.	 die Behandlung von Vorlagen der Landesregierung, die 

lediglich der Unterrichtung des Landtags dienen, die-
sem jedoch nicht in Erfüllung einer gesetzlichen Be-
richtspflicht oder eines Berichtsersuchens zugeleitet 
worden sind (§ 52 Abs. 4),

2.	 die Behandlung von Vorlagen der Landesregierung, 
die der Unterrichtung des Landtags über die beab-
sichtigten Anmeldungen zu den Rahmenplänen nach 
Artikel 91 a des Grundgesetzes oder über beabsich-
tigte Vereinbarungen nach Artikel 91 b des Grundge-
setzes dienen (§ 53),

3.	 die Behandlung von Unterrichtungen über Vorgänge 
im Sinne des Artikels 67 Abs. 4 und 5 der Verfassung 
des Freistaats Thüringen (§§ 54, 54 a, 54 b) und von 
Unterrichtungen über Vorgänge im Sinne des § 54 c,

4.	 die Beratung oder Fortsetzung der Beratung über die 
Große Anfrage und die Antwort der Landesregierung im 
entsprechenden Fachausschuss (§ 86 Abs. 3 Satz 1),

5.	 die Fortsetzung der Beratung über einen Bericht der 
Landesregierung im entsprechenden Fachausschuss 

(§ 106 Abs. 1 in Verbindung mit § 86 Abs. 2 Satz 3) oder 
die Fortsetzung der Beratung gemäß § 52 Abs. 6 Satz 3,

6.	 Einwilligungen gemäß § 36 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 22 Satz 3, § 64 Abs. 2 Satz 1, § 65 Abs. 7 Satz 1 der 
Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) und die 
Zustimmung gemäß § 42 Abs. 1 Satz 2 ThürLHO, so-
weit sie im für Haushalts- und Finanzfragen zuständi-
gen Ausschuss beraten werden,

7.	 die Beratung des für Bildung zuständigen Ausschusses 
zur Herstellung des Benehmens gemäß § 60 Satz 2 
des Thüringer Schulgesetzes und § 26 des Thüringer 
Förderschulgesetzes.

Auf Antrag eines Ausschussmitglieds oder der Landesre-
gierung kann der Ausschuss mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln die Nichtöffentlichkeit der Sitzung beschließen. 
Über den Antrag beschließt der Ausschuss in nicht öffent-
licher Sitzung.

(4) Zu den öffentlichen Sitzungen sind die Presse und sons-
tige Zuhörerinnen beziehungsweise Zuhörer, soweit die 
Raumverhältnisse es gestatten, zugelassen. Aufnahmen 
in Bild und Ton sind zulässig; sie können vom Ausschuss 
im Einzelfall insbesondere beschränkt oder untersagt wer-
den, wenn durch die Aufnahmen der ordnungsgemäße 
Verlauf der Sitzung oder sonstige schutzwürdige Belange 
gefährdet würden. § 10 Abs. 3 Satz 2 des Untersuchungs-
ausschußgesetzes bleibt unberührt. Ort und Zeit der Sit-
zungen werden im Landtag durch Aushang öffentlich be-
kannt gemacht.

(5) Die Ausschüsse beschließen die Vertraulichkeit ihrer 
Beratungen, soweit dies zum Schutz der Grundrechte oder 
wegen sonstiger Geheimhaltungsbestimmungen geboten 
ist; die Bestimmungen der Geheimschutzordnung (§ 115) 
bleiben unberührt. An den vertraulichen Sitzungen dürfen 
außer den Ausschussmitgliedern nur Abgeordnete teil-
nehmen, die ein Ausschussmitglied vertreten sowie unter 
den Voraussetzungen des § 5 Abs. 5 der Geheimschutz-
ordnung (Anlage 2 zu § 115) je eine Fraktionsbeschäftigte 
beziehungsweise ein Fraktionsbeschäftigter jeder Frakti-
on. Der Ausschuss kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
den Ausschluss der Fraktionsbeschäftigten beschließen.

(6) Über vertrauliche Sitzungen haben alle Sitzungsteil-
nehmerinnen beziehungsweise Sitzungsteilnehmer Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Mitteilungen an die Presse 
und andere Außenstehende dürfen nur auf Beschluss des 
Ausschusses gemacht werden; den Wortlaut der Mittei-
lung legt der Ausschuss fest. Die Vorsitzenden der Frakti-
onen dürfen unterrichtet werden; in besonderen Fällen darf 
auch, soweit dies aus Gründen der parlamentarischen Ar-
beit erforderlich ist, im Einvernehmen mit der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsidenten eine von einer Frakti-
on benannte Fraktionsbeschäftigte beziehungsweise ein 
von einer Fraktion benannter Fraktionsbeschäftigter un-
terrichtet werden; Satz 1 gilt entsprechend.

(7) Über den Zeitpunkt der Beratung eines Antrags ist die 
Antragstellerin beziehungsweise der Antragsteller, bei An-
trägen mit mehreren Unterschriften die Erstunterzeichne-
rin beziehungsweise der Erstunterzeichner, wenn sie nicht 
Mitglieder des Ausschusses sind, vorher rechtzeitig schrift-
lich zu benachrichtigen.
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§ 79 
Anhörungsverfahren

(1) Der federführende Ausschuss hat das Recht und bei 
Anträgen auf schriftliche Anhörungen auf Verlangen ei-
nes Drittels seiner Mitglieder die Pflicht, zu den überwie-
senen Aufgaben Sachverständige, Interessenvertrete-
rinnen beziehungsweise Interessenvertreter und andere 
Auskunftspersonen anzuhören; bei nicht überwiesenen 
Angelegenheiten ist eine Anhörung nur mit Zustimmung 
des Ältestenrats zulässig. Die Anhörung findet in öffentli-
cher Sitzung statt, wenn nicht der Ausschuss auf Antrag ei-
nes Ausschussmitglieds oder der Landesregierung mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder die Öffentlichkeit ausschließt; 
über den Antrag beschließt der Ausschuss in nicht öffent-
licher Sitzung.

(2) Bevor aufgrund eines Gesetzes allgemeine Fragen ge-
regelt werden, die die Gemeinden und Gemeindeverbän-
de betreffen, erhalten diese oder ihre Zusammenschlüs-
se grundsätzlich Gelegenheit zur Stellungnahme. Dies gilt 
insbesondere bei Entwürfen von Gesetzen oder zustim-
mungsbedürftigen Rechtsverordnungen, die ganz oder 
teilweise von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
auszuführen sind, ihre Finanzen betreffen oder auf ihre 
Verwaltungsorganisation einwirken. Zum Abschluss einer 
mündlichen Anhörung erhalten die kommunalen Spitzen-
verbände die Gelegenheit, zu allen während der Anhörung 
geäußerten Änderungsvorschlägen Stellung zu nehmen, 
soweit die Gemeinden und Gemeindeverbände durch die 
Änderungsvorschläge in ihren rechtlich geschützten Inte-
ressen betroffen sind.

(3) Wird ein Gesetzentwurf oder eine zustimmungsbedürfti-
ge Rechtsverordnung im Laufe der parlamentarischen Be-
ratungen verändert, nachdem bereits eine Anhörung dazu 
stattgefunden hat, so ist eine erneute Anhörung im Sinne 
des Absatzes 2 vorzunehmen. Hiervon kann abgesehen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, das Vorhaben 
eine nur unwesentliche Änderung erfährt, wenn die vorge-
sehene Regelung bereits Gegenstand einer früheren An-
hörung war oder wenn die kommunalen Spitzenverbände 
auf eine erneute Anhörung verzichten.

(4) Die einzuladenden Auskunftspersonen bestimmt der 
Ausschuss nach Anhörung der Antragstellerinnen bezie-
hungsweise Antragsteller. Wird gemäß Absatz 1 die Durch-
führung einer Anhörung von einer Minderheit der Mitglieder 
des Ausschusses verlangt, müssen die von ihr benannten 
Auskunftspersonen gehört werden. Beschließt der Aus-
schuss die Zahl der anzuhörenden Personen, kann von der 
Minderheit nur der ihrem Stärkeverhältnis im Ausschuss 
entsprechende Anteil an der Gesamtzahl der anzuhören-
den Auskunftspersonen benannt werden. Zur Vorbereitung 
der Anhörung übermittelt der Ausschuss den Auskunftsper-
sonen die jeweilige Fragestellung; er kann sie zur Einrei-
chung einer schriftlichen Stellungnahme auffordern.

(5) Der Ausschuss kann beschließen, in eine allgemeine 
Aussprache mit den Auskunftspersonen einzutreten, so-
weit dies zur Klärung des Sachverhalts erforderlich er-
scheint. Bei der allgemeinen Aussprache kann die Rede-
zeit begrenzt werden.

§ 79 a 
Verhältnismäßigkeitsprüfung

(1) Bevor aufgrund eines Gesetzes der Zugang zu regle-
mentierten Berufen oder deren Ausübung beschränkt oder 
eine bestehende gesetzliche Beschränkung geändert wird, 
erhalten die von der Regelung betroffenen Interessenträger 
im Sinne des Artikels 8 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2018/958 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Zudem ist die Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung nach Maßgabe der Anlage 5 (Richtli-
nie über die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen im Sinne 
der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018 gemäß 
§ 79 a Abs. 1 Satz 2 der Geschäftsordnung des Thüringer 
Landtags) als Teil der Geschäftsordnung durchzuführen.

(2) § 79 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 80 
Sitzungsprotokolle

(1) Über die Verhandlungen der Ausschüsse wird ein Sit-
zungsprotokoll gefertigt. Dieses muss die in der Sitzung 
gefassten Beschlüsse enthalten und soll die wesentlichen 
sonstigen Ergebnisse der Verhandlungen wiedergeben; 
der Ausschuss kann bei Verhandlungen von besonderer 
Bedeutung deren wörtliche Protokollierung beschließen. 
In der Sitzung nach Bereitstellung des Sitzungsprotokolls 
kann eine Berichtigung verlangt werden.

(2) Die Sitzungsprotokolle sowie deren Beratungsgrund-
lagen und alle weiteren zu dem jeweiligen Beratungsge-
genstand und den dazu durchgeführten Beratungen ge-
hörenden Dokumente werden spätestens drei Wochen 
nach der betreffenden Ausschuss-Sitzung den Mitgliedern 
des Landtags, den Fraktionen, der Landesregierung so-
wie dem Landesrechnungshof, soweit § 111 Abs. 2 Satz 1 
und 2 nicht entgegensteht, bereitgestellt; § 114 bleibt un-
berührt. Die Vorlagen enthalten auf ihrer ersten Seite eine 
Information über Datum und Uhrzeit der Bereitstellung. In 
Ausnahmefällen können die Ausschüsse eine Verkürzung 
der Frist nach § 80 Abs. 2 Satz 1 beschließen. In diesem 
Fall wird ein vorläufiges Sitzungsprotokoll erstellt und in-
nerhalb der vom Ausschuss beschlossenen Frist bereitge-
stellt. Die aufgrund einer Anhörung abgegebenen Stellung-
nahmen werden für alle Abgeordneten und die Fraktionen 
sowie den Landesrechnungshof, soweit § 111 Abs. 2 Satz 1 
und 2 nicht entgegensteht, bereitgestellt. Mit ihrer Bereit-
stellung gelten die Ausschussprotokolle und Stellungnah-
men als zugegangen. Darüber hinaus werden die Aus-
schussprotokolle und Stellungnahmen auf Antrag an die 
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten an einzel-
ne Abgeordnete oder Fraktionen gedruckt verteilt. Zusätz-
lich werden die Mitglieder des Landtags, die Fraktionen, 
die Landesregierung sowie der Landesrechnungshof, so-
weit § 111 Abs. 2 Satz 1 und 2 nicht entgegensteht, über 
die Bereitstellung und den Zugang dieser Dokumente in-
formiert; § 52 Abs. 1 und 4 gelten entsprechend. Die Sät-
ze 1, 5 und 8 gelten entsprechend für die Landesbeauf-
tragte beziehungsweise den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz, soweit § 112 Abs. 2 nicht entgegensteht, und 
die Landesbeauftragte beziehungsweise den Landesbe-
auftragten des Freistaats Thüringen zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur, die Landesbeauftragte beziehungsweise den 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen so-
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wie die Bürgerbeauftragte beziehungsweise den Bürgerbe-
auftragten, soweit nicht die Ausnahmevorschrift des § 112 
Abs. 2 in analoger Anwendung entgegensteht. Ebenfalls 
ausgenommen sind Sitzungsprotokolle und Stellungnah-
men zur Beratung von Petitionen.

(3) Über vertrauliche Verhandlungen wird das Sitzungspro-
tokoll in einem Exemplar zur Verwahrung durch die Land-
tagsverwaltung und in einem weiteren Exemplar für die 
Landesregierung hergestellt. Die Sitzungsteilnehmerinnen 
beziehungsweise Sitzungsteilnehmer, die Ausschussmit-
glieder und die Fraktionsvorsitzenden können in die Sit-
zungsprotokolle Einsicht nehmen; in besonderen Fällen 
darf auch, soweit dies aus Gründen der parlamentarischen 
Beratung erforderlich ist, im Einvernehmen mit der Präsi-
dentin beziehungsweise dem Präsidenten des Landtags 
eine von einer Fraktion benannte Fraktionsbeschäftigte 
beziehungsweise ein von einer Fraktion benannter Frak-
tionsbeschäftigter Einsicht nehmen. Über die Einsichtnah-
me ist Verschwiegenheit zu bewahren. 

(4) Protokolle über öffentliche Ausschuss-Sitzungen sowie 
dazugehörige Beratungsgrundlagen können von allen ein-
gesehen werden und werden als allgemein zugängliche 
elektronische Dokumente in der vom Landtag eingerichte-
ten Parlamentsdokumentation zur Verfügung gestellt. Für 
die Einsichtnahme und Bereitstellung von Zuschriften und 
Vorlagen Dritter bedarf es deren Zustimmung. Die Zustim-
mung im Sinne des Satzes 2 gilt für in öffentlicher Sitzung 
übergebene Unterlagen als erteilt, sofern nicht zur Auf-
nahme ins Sitzungsprotokoll ein Widerspruch erklärt wird.

(5) In die Protokolle nicht öffentlicher oder vertraulicher 
Ausschuss-Sitzungen sowie dazugehörige Beratungs-
grundlagen kann bei berechtigtem Interesse Einsicht ge-
währt werden, sofern gesetzliche Vorschriften oder schutz-
würdige Interessen Dritter nicht entgegenstehen. Bei 
Einsicht in die Protokolle nicht öffentlicher Ausschuss-Sit-
zungen ist die Zustimmung des zuständigen Ausschusses 
erforderlich; über die Einsicht in die Protokolle vertrauli-
cher Ausschuss-Sitzungen entscheidet der für Geschäfts-
ordnungsrecht zuständige Ausschuss im Benehmen mit 
dem zuständigen Ausschuss in jeweils vertraulicher Sit-
zung. Bei Zweifel über die Zuständigkeit bestimmt der für 
Geschäftsordnungsrecht zuständige Ausschuss den zu-
ständigen Ausschuss. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Die Einsichtnahme in Ausschussprotokolle, die zur Ver-
schlusssache erklärt sind, richtet sich nach der Geheim-
schutzordnung (§ 115).

§ 81 
Beteiligung mehrerer Ausschüsse

(1) Sind Vorlagen mehreren Ausschüssen überwiesen, 
findet die Beratung in der Regel zuerst im federführenden 
Ausschuss statt. Ausschüsse können zu gemeinsamen Sit-
zungen zusammentreten. Die beziehungsweise der Vorsit-
zende des federführenden Ausschusses leitet den Vorsitz. 
Über Sachfragen ist nach Ausschüssen getrennt abzu-
stimmen. Jeder einzelne Ausschuss kann jederzeit das 
Ausscheiden aus der gemeinsamen Sitzung beschließen.

(2) Die beteiligten Ausschüsse unterrichten sich gegensei-
tig über das Ergebnis ihrer Beratungen.

(3) Soweit mitberatende Ausschüsse Änderungen emp-
fohlen haben, verhandelt der federführende Ausschuss 
erneut über die Sache. Dies gilt nicht, soweit die Ände-
rungen lediglich redaktioneller Art sind oder der federfüh-
rende Ausschuss einen mitberatenden Ausschuss in be-
stimmten Einzelfragen zur endgültigen Beschlussfassung 
ermächtigt hat. 

(4) Empfiehlt der federführende Ausschuss die Ablehnung, 
findet eine Beratung in den mitberatenden Ausschüssen 
nur statt, wenn dies von den Antragstellerinnen bezie-
hungsweise Antragstellern oder einer Fraktion innerhalb 
von zwei Wochen nach der ablehnenden Beschlussfas-
sung beantragt wird. Empfiehlt der federführende Aus-
schuss mit Zustimmung der Antragstellerinnen beziehungs-
weise Antragsteller die Erledigung, findet eine Beratung in 
den mitberatenden Ausschüssen nicht statt; § 69 Abs. 2 
Satz 2 bleibt unberührt.

§ 82 
Wahlprüfungsausschuss

(1) Der Wahlprüfungsausschuss wird in der ersten Sitzung 
des Landtags gebildet.

(2) Für die Einsetzung und das Verfahren des Wahlprü-
fungsausschusses gelten die Bestimmungen des Thürin-
ger Landeswahlgesetzes.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident beruft 
den Wahlprüfungsausschuss zu seiner ersten Sitzung ein. 
In dieser Sitzung werden die beziehungsweise der Vorsit-
zende und deren beziehungsweise dessen Stellvertrete-
rin beziehungsweise Stellvertreter gewählt.

(4) Soweit das Thüringer Landeswahlgesetz nichts ande-
res vorschreibt, sind die Verhandlungen des Wahlprüfungs-
ausschusses vertraulich.

(5) Die Vorschriften der §§ 76 Abs. 6, 78 Abs. 6 und 80 
Abs. 3 gelten entsprechend.

§ 83 
Untersuchungsausschüsse 

(1) Die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungs-
ausschüssen richten sich nach dem Untersuchungsaus-
schußgesetz.

(2) Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses, mit denen das verfassungsmäßige Recht auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses geltend gemacht 
wird (Minderheitenantrag), müssen bei ihrer Einreichung 
die dem verfassungsmäßigen Quorum entsprechende An-
zahl von Unterschriften tragen. 

(3) Anträge auf Einsetzung von Untersuchungsausschüs-
sen werden auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Landtags gesetzt, wenn sie mindestens eine Woche 
vor der Sitzung schriftlich eingereicht worden sind. Mit Zu-
stimmung der Antragstellerinnen beziehungsweise Antrag-
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steller kann die Beratung auf einen späteren Zeitpunkt ver-
schoben werden.

(4) Der Untersuchungsausschuss erstattet dem Landtag 
nach Maßgabe des § 28 des Untersuchungsausschußge-
setzes einen schriftlichen Bericht. Über den Bericht findet 
auf Verlangen einer Fraktion oder von mindestens zehn 
Abgeordneten eine Beratung in einer Sitzung des Land-
tags statt.

§ 84 
Enquetekommissionen

(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangrei-
che und bedeutsame Sachverhalte kann der Landtag eine 
Enquetekommission einsetzen. Der Antrag muss den Auf-
trag der Enquetekommission bezeichnen.

(2) Der Enquetekommission können auch Personen ange-
hören, die nicht Mitglieder des Landtags sind.

(3) Die Mitglieder und deren Stellvertreterinnen beziehungs-
weise Stellvertreter in der Enquetekommission, die dem 
Landtag angehören, werden von den Fraktionen benannt. 
Die Benennung der übrigen Mitglieder und deren Stellver-
treterinnen beziehungsweise Stellvertreter erfolgt im Ein-
vernehmen der Fraktionen; wird ein Einvernehmen nicht 
erzielt, so werden sie auf Vorschlag der Fraktionen von 
den Mitgliedern nach Satz 1 bestimmt. Die Benennung 
der Stellvertreterinnen beziehungsweise Stellvertreter der 
übrigen Mitglieder erfolgt im Einvernehmen zwischen dem 
zu vertretenden Mitglied und der benennenden Fraktion. 
§ 9 Abs. 2 und 3 sowie § 71 Abs. 1 gelten entsprechend.

(4) Die Stellvertreterinnen beziehungsweise Stellvertreter 
können an den Sitzungen als Zuhörerinnen beziehungs-
weise Zuhörer teilnehmen. Ein Rede-, Beratungs- und 
Stimmrecht haben sie nur, wenn sie ein abwesendes Mit-
glied der Enquetekommission vertreten.

(5) Die Enquetekommission erstattet dem Landtag einen 
schriftlichen Bericht. Jedes Mitglied kann seine abweichen-
de Meinung darlegen; seine Stellungnahme ist dem Bericht 
anzuschließen. Über den Bericht findet auf Verlangen ei-
ner Fraktion oder von mindestens zehn Abgeordneten eine 
Beratung in einer Sitzung des Landtags statt.

(6) Die Vorschriften über die Arbeit der Ausschüsse (§§ 70 
bis 81) gelten entsprechend, soweit sich aus der Verfas-
sung und dieser Vorschrift nichts anderes ergibt; § 80 gilt 
mit der Maßgabe, dass auch die sachverständigen Mit-
glieder diese Auskunfts- und Einsichtsrechte in Anspruch 
nehmen können.

IX. Anfragen, Regierungsbefragung und  
Aktuelle Stunde

§ 85 
Große Anfragen

(1) Große Anfragen an die Landesregierung können von 
einer Fraktion oder von mindestens zehn Abgeordneten 
eingebracht werden.

(2) Große Anfragen sind der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsidenten schriftlich einzureichen. Sie sollen knapp 
und bestimmt gefasst und kurz begründet sein; sie müs-
sen im Auftrag einer Fraktion oder von mindestens zehn 
Abgeordneten unterzeichnet sein.

(3) Verstoßen die Großen Anfragen gegen Bestimmungen 
des Absatzes 2 Satz 2, kann die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident sie zurückweisen.

(4) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident leitet 
der Landesregierung die Großen Anfragen unverzüglich 
mit dem Ersuchen um Beantwortung zu.

(5) Für die Großen Anfragen und die Antworten der Lan-
desregierung gilt § 52 Abs. 1 entsprechend.

§ 86 
Beratung der Großen Anfrage und der Antwort

(1) Über die Große Anfrage und die Antwort der Landes-
regierung findet eine Beratung in einer Sitzung des Land-
tags (Absatz 2) oder in den zuständigen Ausschüssen (Ab-
satz 3) statt, soweit dies von den Anfragenden oder einer 
Fraktion schriftlich bei der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsidenten verlangt wird. Hierbei geht das Verlan-
gen auf Beratung im Landtag dem Verlangen auf Bera-
tung im Ausschuss vor. §§ 57 und 81 gelten entsprechend.

(2) Die Große Anfrage und die Antwort werden zur Bera-
tung auf die Tagesordnung des Landtags gesetzt, wenn 
das Verlangen mindestens eine Woche vor der Sitzung 
eingegangen ist. Die Beratung kann verschoben werden. 
Der Landtag kann auch beschließen, dass die Beratung 
im entsprechenden Fachausschuss fortgesetzt wird. § 24 
Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Die Beratung im Ausschuss und die Fortsetzung der 
Beratung werden in öffentlicher Sitzung durchgeführt. Auf 
Antrag eines Ausschussmitglieds oder der Landesregie-
rung kann der Ausschuss mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der die Öffentlichkeit ausschließen; über den Antrag be-
schließt der Ausschuss in nicht öffentlicher Sitzung.

(4) An den Beratungen nach Absatz 3 kann, soweit die 
Große Anfrage nicht von einer Fraktion eingebracht ist, 
eine Beauftragte beziehungsweise ein Beauftragter der 
Anfragenden mit beratender Stimme teilnehmen. Die Be-
auftragte beziehungsweise der Beauftragte kann Anträge 
zur Sache stellen. Sie beziehungsweise er ist der Präsi-
dentin beziehungsweise dem Präsidenten rechtzeitig zu 
benennen.

(5) Der Ausschuss kann eine Anhörung nach den §§ 78 
und 79 durchführen; er kann auch andere Ausschüsse um 
Mitberatung ersuchen.

(6) Der Ausschuss erstattet dem Landtag über die Bera-
tung einen Bericht, es sei denn, er erklärt die Große An-
frage für erledigt. In dem Bericht kann der Ausschuss dem 
Landtag bestimmte Beschlüsse empfehlen; § 74 Abs. 1 
Satz 3 gilt entsprechend. Wird der Beratungsgegenstand 
der Großen Anfrage im Ausschuss für erledigt erklärt, un-
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terrichtet die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
den Landtag darüber.

§ 87 
Anträge zu Großen Anfragen

Wird bei der Beratung im Landtag ein Antrag zur Sache 
gestellt, muss er von den Anfragenden, einer Fraktion 
oder zehn anwesenden Abgeordneten unterstützt wer-
den. Der Antrag kann einem Ausschuss überwiesen wer-
den; die Abstimmung kann auf den nächsten Sitzungstag 
verschoben werden.

§ 88 
Beantwortung von Großen Anfragen

(1) Große Anfragen sind innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang bei der Landesregierung von dieser zu beantwor-
ten. Diese Frist kann durch eine Vereinbarung zwischen 
den Anfragenden und der Landesregierung oder auf Ersu-
chen der Landesregierung durch den Ältestenrat bis längs-
tens sechs Monate verlängert werden.

(2) Wird eine Große Anfrage nicht fristgerecht beantwortet, 
kann der Landtag die Große Anfrage zur Beratung auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung setzen. Dies muss er-
folgen, wenn die Anfragenden oder eine Fraktion es schrift-
lich bei der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten 
verlangen. Vor der Aussprache erhält eine beziehungs-
weise einer der Anfragenden das Wort zur Begründung.

(3) Gehen Große Anfragen sehr zahlreich ein, entscheidet 
der Ältestenrat auf Antrag der Landesregierung über die 
Reihenfolge der Beantwortung mit dem Ziel, dass grund-
sätzlich ein Ministerium nur eine Große Anfrage gleichzei-
tig beantwortet. Dabei ist die Reihenfolge des Eingangs 
zu berücksichtigen.

(4) Wird die Beantwortung der Großen Anfrage oder von 
Teilen der Beantwortung durch die Fragestellerinnen be-
ziehungsweise Fragesteller beanstandet, ist die begrün-
dete Beanstandung innerhalb von sechs Monaten an die 
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten zu richten 
(Konfrontationsobliegenheit bei parlamentarischen Anfra-
gen). Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident lei-
tet die Beanstandung an die Landesregierung weiter und 
informiert die Fraktionen. Nimmt die Landesregierung zu 
der Beanstandung Stellung, leitet die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident die Stellungnahme der Landes-
regierung an die Fragestellerinnen beziehungsweise Fra-
gesteller weiter und informiert die Fraktionen.

§ 89 
Beschränkung der Verhandlung über Große Anfragen

Gehen Große Anfragen so zahlreich ein, dass sie die 
ordnungsgemäße Erledigung der Geschäfte gefährden, 
kann der Landtag zeitweilig die Verhandlungen darüber 
auf bestimmte Stunden eines monatlichen Sitzungstags 
beschränken. Auch in diesem Falle kann der Landtag die 
Verhandlungen über einzelne Große Anfragen an einem 
anderen Sitzungstag beschließen.

§ 90 
Kleine Anfragen

(1) Kleine Anfragen an die Landesregierung können von 
jeder beziehungsweise jedem Abgeordneten gestellt wer-
den; sie sind bei der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten einzureichen.

(2) Die Anfragen dürfen sich nur auf einen bestimmten 
Sachverhalt beziehen und müssen so formuliert sein, dass 
sie von der Landesregierung in kurzer Form beantwortet 
werden können. Sie dürfen nicht mehr als 15 Fragen ein-
schließlich Unterfragen umfassen. Eine kurze und knappe 
Darstellung der zur Begründung notwendigen Tatsachen 
ist zulässig. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsi-
dent kann Anfragen, die gegen diese Bestimmungen ver-
stoßen, zurückweisen.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt die 
Anfragen unverzüglich der Landesregierung mit, spätes-
tens jedoch mit Ablauf des 7. Werktages nach Eingang. 
§ 52 Abs. 1 gilt für die Kleine Anfrage und die Antwort der 
Landesregierung entsprechend.

(4) Kleine Anfragen sind innerhalb von sechs Wochen nach 
Eingang bei der Landesregierung von dieser zu beantwor-
ten. Die Fragestellerin beziehungsweise der Fragesteller 
ist über den Fristbeginn (Eingang bei der Landesregie-
rung) zu informieren. Diese Frist kann durch eine Verein-
barung zwischen Fragestellerin beziehungsweise Frage-
steller und Landesregierung verlängert werden.

(5) § 88 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 91 
Dringlichkeitsanfragen

(1) Jede beziehungsweise jeder Abgeordnete ist berech-
tigt, pro Kalendermonat eine Dringlichkeitsanfrage über 
die Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten an die 
Landesregierung zu richten.

(2) Dringlichkeitsanfragen dürfen nicht mehr als drei Fra-
gen einschließlich Unterfragen umfassen. Sie dürfen kei-
ne unsachlichen Wertungen enthalten. § 90 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt 
die Dringlichkeitsanfrage unverzüglich der Landesregie-
rung mit. § 52 Abs. 1 gilt für die Dringlichkeitsanfrage und 
die Antwort der Landesregierung entsprechend.

(4) Dringlichkeitsanfragen sind innerhalb von zehn Werk-
tagen nach Eingang bei der Landesregierung von dieser 
zu beantworten.

(5) § 88 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 92 
Regierungsbefragung

(1) In jeder Plenarsitzungswoche findet eine Befragung der 
Landesregierung (Regierungsbefragung) statt.
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(2) Die Regierungsbefragung dauert nicht länger als 90 
Minuten.

(3) An der Regierungsbefragung sollen mindestens zwei 
Mitglieder der Landesregierung und mindestens zwei Mal 
im Kalenderjahr die Ministerpräsidentin beziehungsweise 
der Ministerpräsident teilnehmen, um Fragen zu aktuellen 
Themen von landespolitischem Interesse aus ihrem jewei-
ligen Verantwortungsbereich zu beantworten. Die Landes-
regierung soll in der Sitzung des Ältestenrats, in der die 
vorläufige Tagesordnung für Plenarsitzungen aufgestellt 
wird, die an der Regierungsbefragung teilnehmenden Mit-
glieder der Landesregierung nennen.

(4) Zu Beginn der Regierungsbefragung erhält die Lan-
desregierung auf ihr Verlangen das Wort für eine Vorbe-
merkung. Die Vorbemerkung soll nicht länger als fünf Mi-
nuten dauern.

(5) Jedes Mitglied des Landtags kann eine Frage an die 
Landesregierung richten, die im Verantwortungsbereich 
der anwesenden Mitglieder der Landesregierung liegt und 
von aktuellem landespolitischem Interesse ist. Die §§ 51 a 
Abs. 1, 90 Abs. 2 und 91 Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend.

(6) Abgeordnete, die eine Frage stellen wollen, melden sich 
bei der Schriftführerin beziehungsweise dem Schriftführer, 
die beziehungsweise der die Redeliste führt. Die Präsiden-
tin beziehungsweise der Präsident erteilt das Wort zur Fra-
gestellung unter Beachtung der Maßgabe des § 27 Abs. 1 
in Verbindung mit § 9 Abs. 2.

(7) Die Frage kann durch eine kurze Vorbemerkung einge-
leitet werden. Die Frage muss kurzgefasst sein und muss 
der Landesregierung eine kurze Antwort ermöglichen.

(8) Die Fragestellerin beziehungsweise der Fragesteller 
kann eine im Sachzusammenhang mit der Antwort der Lan-
desregierung stehende und kurzgefasste Zusatzfrage stel-
len, die eine kurze Antwort ermöglicht. Auch aus der Mitte 
des Landtags kann eine im Sachzusammenhang mit der 
Antwort der Landesregierung stehende Zusatzfrage ge-
stellt werden, die eine kurze Antwort ermöglicht.

(9) Zwischenfragen und Anträge zur Sache sind nicht zu-
lässig.

§ 93 
Aktuelle Stunde

(1) Auf Antrag einer Fraktion findet über ein bestimmt be-
zeichnetes Thema, das von aktuellem und allgemeinem In-
teresse ist, eine Aussprache statt. Der Antrag ist bis spätes-
tens 48 Stunden vor Beginn der nächsten Landtagssitzung 
und mit einer kurzen Begründung zum Thema des Antrags 
versehen schriftlich bei der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsidenten einzureichen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
können die Fraktionen auch die Änderung des Themas 
beantragen; eine Themenänderung führt zu einem neuen 
parlamentarischen Vorgang. Die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident unterrichtet unverzüglich die Fraktio-
nen und die Landesregierung. Eine Aktuelle Stunde ist in 
einer Sitzungswoche nur einmal zulässig. Jede Fraktion 

kann nur ein Thema je Sitzungswoche beantragen, höchs-
tens jedoch zwei Themen pro Kalenderhalbjahr.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident setzt 
den Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung, wenn sie 
beziehungsweise er den Antrag für zulässig hält. Hält sie 
beziehungsweise er ihn nicht für zulässig, entscheidet der 
Landtag zu Beginn der nächsten Sitzung. Vor der Abstim-
mung kann eine Rednerin beziehungsweise ein Redner für 
und eine Rednerin beziehungsweise ein Redner gegen die 
Zulässigkeit sprechen. Erklärt der Landtag den Antrag für 
zulässig, wird er in der gleichen Sitzung behandelt.

(3) Die Aktuelle Stunde wird nach Maßgabe des § 21 Abs. 1 
Satz 5 durchgeführt.

(4) Anträge zur Sache können nicht gestellt werden.

(5) Sind mehrere Anträge auf eine Aktuelle Stunde zu un-
terschiedlichen Themen gestellt, so entscheidet die Rei-
henfolge des Eingangs. Jede Fraktion hat in der Aus-
sprache eine Redezeit von fünf Minuten für jedes Thema. 
Bei fraktionslosen Abgeordneten beträgt die Redezeit in 
der Aussprache insgesamt fünf Minuten; diese Redezeit 
kann bei mehreren beantragten Themen durch die frakti-
onslosen Abgeordneten aufgeteilt werden. Die Redezeit 
der Landesregierung beträgt grundsätzlich zehn Minuten 
für jedes Thema. Hat die Landesregierung in einer ersten 
Wortmeldung eine Redezeit von mehr als zehn Minuten 
in Anspruch genommen beziehungsweise ergreift sie er-
neut das Wort, so erhält jede Fraktion jeweils zwei Minu-
ten Verlängerungsredezeit. Die Verlesung von Erklärun-
gen oder Reden ist unzulässig.

X. Öffentlichkeitsbeteiligung

§ 94 
Parlamentsdokumentation

(1) Der Landtag richtet eine Parlamentsdokumentation auf 
seiner Internetseite ein.

(2) Die Parlamentsdokumentation enthält Vorlagen im 
Sinne des § 50 (Drucksachen), Kleine Anfragen, Anfra-
gen an die Landesbeauftragte beziehungsweise den Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz, Plenarprotokolle 
und Protokolle über öffentliche Ausschuss-Sitzungen so-
wie deren Beratungsgrundlagen gemäß § 80 Abs. 4, Ge-
setz- und Verordnungsblätter sowie die Nachweise über 
Vorlagen und Ausschussprotokolle mit ihren parlamenta-
rischen Vorgängen.

§ 95 
Landtag live

Die öffentlichen Sitzungen des Landtags und der Aus-
schüsse zu öffentlichen Anhörungsverfahren gemäß der 
§§ 79 und 79 a werden auf seiner Internetseite unter An-
gabe der Tagesordnung zum jeweiligen Beratungsgegen-
stand live übertragen. Die Aufzeichnungen zum jeweiligen 
Beratungsgegenstand der vergangenen Sitzungen kön-
nen auf der Internetseite des Landtags aufgerufen werden.
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§ 96 

Online-Diskussionsforum

(1) Der Landtag richtet ein Online-Diskussionsforum auf 
seiner Internetseite ein. Es dient der Verbreiterung des 
parlamentarischen Diskussionsprozesses und der Infor-
mation der Abgeordneten sowie der Information über den 
Fortgang der parlamentarischen Beratung.

(2) Gegenstand einer Online-Diskussion können vom 
Landtag zur weiteren Beratung überwiesene Gesetzent-
würfe sein. § 78 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Soweit 
eine Anhörung gemäß § 79 oder § 79 a zu einem Gesetz-
entwurf durchgeführt wird, soll auch eine Online-Diskus-
sion erfolgen.

(3) Über die Durchführung einer Online-Diskussion be-
schließt der federführende Ausschuss. Er präzisiert den 
Diskussionsgegenstand und legt den Diskussionszeit-
raum fest.

(4) Abweichend von Absatz 3 kann der Landtag zum Ge-
setzentwurf die Durchführung und den Zeitraum einer On-
line-Diskussion bereits mit der Überweisung beschließen.

(5) Das Ergebnis der Online-Diskussion wird den beteilig-
ten Ausschüssen, der Landesregierung, dem Landesrech-
nungshof und im Falle des Absatzes 4 allen Abgeordneten 
zur Verfügung gestellt. Der federführende Ausschuss kann 
auf Antrag eines Ausschussmitglieds mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder eine Beratung des Ergebnisses der Online-
Diskussion in öffentlicher Sitzung beschließen.

(6) Die Verfahrens- und Benutzungsregeln des Online-Dis-
kussionsforums erlässt die Präsidentin beziehungsweise 
der Präsident im Benehmen mit den Vorstandsmitgliedern. 
Die Datenschutzbestimmungen erlässt die Präsidentin be-
ziehungsweise der Präsident im Einvernehmen mit dem 
Ältestenrat. Die Verfahrens- und Benutzungsregeln sowie 
die Datenschutzbestimmungen werden auf der Internet-
seite des Landtags veröffentlicht.

XI. Petitionen

§ 97 
Zuständigkeit des Petitionsausschusses

(1) Dem Petitionsausschuss obliegt die Entscheidung über 
die an den Landtag gerichteten Petitionen. Der Landtag 
kann diese Entscheidung nach § 100 Abs. 2 dieser Ge-
schäftsordnung aufheben.

(2) Das Nähere regelt das Thüringer Gesetz über das Pe-
titionswesen.

§ 98 
Einladung

Zwischen der Einladung und der Sitzung des Petitionsaus-
schusses sollen mindestens fünf Werktage liegen; der Ein-
ladung ist die Tagesordnung beizufügen.

§ 99 
(aufgehoben)

§ 100 
Mitteilung und Aufhebung der Beschlüsse des  

Petitionsausschusses

(1) Die Beschlüsse des Petitionsausschusses zu Petitio-
nen werden in der Regel nach jeder Sitzung in eine Sam-
melübersicht aufgenommen, die für alle Abgeordneten be-
reitgestellt wird. 

(2) Jede beziehungsweise jeder Abgeordnete kann inner-
halb von sieben Werktagen nach Bereitstellung oder Ver-
teilung der Sammelübersicht (§§ 116 und 117) beantragen, 
einen Beschluss des Petitionsausschusses aufzuheben. 
Über den Antrag entscheidet der Landtag.

(3) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 2 hat die Petentin 
beziehungsweise der Petent Anspruch auf begründeten 
Bescheid in angemessener Frist.

§ 101 
(aufgehoben)

§ 102 
(aufgehoben)

§ 103 
Bericht des Petitionsausschusses

Der Petitionsausschuss soll mindestens einmal im Jahr 
dem Landtag einen Bericht über seine Arbeit erstatten.

XII. Immunitätsangelegenheiten, Genehmigungen 
zur Zeugenvernehmung gemäß § 50 Abs. 3 StPO  

und § 382 Abs. 3 ZPO und Beteiligung an  
verfassungsgerichtlichen Verfahren

§ 104 
Behandlung von Immunitätsangelegenheiten und  

Genehmigung zur Zeugenvernehmung gemäß § 50 
Abs. 3 der Strafprozessordnung (StPO) und § 382 

Abs. 3 der Zivilprozessordnung (ZPO)

(1) Der Landtag überträgt die Entscheidungen in Immuni-
tätsangelegenheiten und zur Genehmigung zu einer Ab-
weichung von § 50 Abs. 1 StPO und § 382 Abs. 2 ZPO 
für Vernehmungen von Abgeordneten außerhalb des Sit-
zes der Versammlung auf den für Immunitätsangelegen-
heiten und Zeugenvernehmungsgenehmigungen zustän-
digen Ausschuss. Betroffene Abgeordnete dürfen an den 
Entscheidungen des für Immunitätsangelegenheiten und 
Zeugenvernehmungsgenehmigungen zuständigen Aus-
schusses nicht mitwirken, sie können aber angehört wer-
den. Immunitätsangelegenheiten sind vertraulich.

(2) Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind von der 
Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten dem für 
Immunitätsangelegenheiten zuständigen Ausschuss zu-
zuleiten, der über sie entscheidet.

(3) Einer Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 Variante 2 
bedarf es nicht, wenn der Termin zur Vernehmung außer-
halb der Sitzungstage des Plenums sowie der Ausschüs-
se und weiteren Gremien des Landtags, denen die bezie-
hungsweise der Abgeordnete angehört, liegt.
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§ 104 a 
Beteiligung an verfassungsgerichtlichen Verfahren

(1) Wird in einem Verfahren vor dem Thüringer Verfas-
sungsgerichtshof oder vor dem Bundesverfassungsgericht 
dem Landtag vom Gericht Gelegenheit zur Äußerung (Stel-
lungnahme) oder zum Verfahrensbeitritt gegeben, unter-
richtet die Präsidentin beziehungsweise der Präsident un-
verzüglich und umfassend die Fraktionen und überweist 
ebenso unverzüglich die Vorlage unmittelbar an den für 
die Beteiligung an verfassungsgerichtlichen Verfahren zu-
ständigen Ausschuss.

(2) Der für die Beteiligung an verfassungsgerichtlichen Ver-
fahren zuständige Ausschuss hat hinsichtlich der nach Ab-
satz 1 überwiesenen Vorlage die Aufgabe, der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten Empfehlungen in 
dem jeweiligen verfassungsgerichtlichen Verfahren durch 
Beschluss zu übermitteln. Die Empfehlungen können da-
rauf gerichtet sein,
1.	 ob eine Stellungnahme abgegeben oder
2.	 dem Verfahren beigetreten werden soll.
Soweit eine Stellungnahme nach Satz 2 Nr. 1 abgegeben 
werden soll, fasst der für die Beteiligung an verfassungs-
gerichtlichen Verfahren zuständige Ausschuss einen aus-
führlich begründeten Beschluss als Empfehlung an die 
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten. Auf Ver-
langen eines Mitglieds oder einer Fraktion ist bei Unter-
stützung durch ein Drittel der Ausschussmitglieder in dem 
Beschluss auch der von dem Mitglied oder der Fraktion 
zur Beschlussfassung gestellte Antrag als abweichende 
Rechtsauffassung wiederzugeben. Der für die Beteiligung 
an verfassungsgerichtlichen Verfahren zuständige Aus-
schuss kann weiterhin eine Empfehlung gegenüber der 
Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten darüber 
beschließen, ob und welche Abgeordneten die Präsiden-
tin beziehungsweise den Präsidenten in mündlichen Ver-
handlungen vor dem jeweiligen Verfassungsgericht in be-
ratender Funktion begleiten. Soweit der Beschluss über die 
Stellungnahme die abweichende Rechtsauffassung eines 
Mitglieds oder einer Fraktion wiedergibt, hat der für die Be-
teiligung an verfassungsgerichtlichen Verfahren zuständi-
ge Ausschuss auch dieses Mitglied oder eine Abgeordnete 
beziehungsweise einen Abgeordneten dieser Fraktion für 
die Begleitung nach Satz 5 zu benennen. Über die Emp-
fehlungen des für die Beteiligung an verfassungsgerichtli-
chen Verfahren zuständigen Ausschusses unterrichtet die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident den Landtag.

(3) In dem jeweiligen verfassungsgerichtlichen Verfahren 
hat die Präsidentin beziehungsweise der Präsident die 
Fraktionen und den für die Beteiligung an verfassungsge-
richtlichen Verfahren zuständigen Ausschuss fortlaufend 
über den Verfahrensstand zu informieren und ihnen den 
Schriftverkehr zum jeweiligen Verfahren unverzüglich zur 
Verfügung zu stellen.

XIII. Regierungserklärungen, Berichte der 
Landesregierung und deren Beratung

§ 105 
Berichte der Landesregierung

Die Landesregierung erstattet dem Landtag über die Aus-
führung der Beschlüsse, die ein Berichtsersuchen an die 

Landesregierung zum Gegenstand haben, innerhalb von 
sechs Monaten einen schriftlichen Bericht, sofern keine 
andere Form oder Frist bestimmt ist. 

§ 106 
Beratung der Berichte der Landesregierung

(1) Über eine Regierungserklärung oder einen Bericht der 
Landesregierung findet auf Verlangen einer Fraktion oder 
von mindestens zehn Abgeordneten eine Beratung in ei-
ner Sitzung des Landtags statt; § 86 gilt für Berichte der 
Landesregierung entsprechend. Satz 1 gilt für Berichte auf-
grund gesetzlicher Vorschriften entsprechend.

(2) Hat die Landesregierung bei der Beratung eines An-
trags, der ein Berichtsersuchen zum Gegenstand hat, den 
Bericht mündlich erstattet, so gilt dies als Erfüllung des 
Berichtsersuchens. Bei Widerspruch entscheidet hierü-
ber der Landtag.

XIV. Beurkundung der Verhandlungen und  
Ausfertigung der Beschlüsse des Landtags

§ 107 
Sitzungsprotokoll, Beschlussprotokoll

(1) Über jede Sitzung des Landtags wird ein Sitzungspro-
tokoll angefertigt.

(2) Die Sitzungsprotokolle über öffentliche Sitzungen wer-
den für die Abgeordneten, die Fraktionen, die Landesre-
gierung sowie den Landesrechnungshof, die Landesbe-
auftragte beziehungsweise den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz, die Landesbeauftragte beziehungswei-
se den Landesbeauftragten des Freistaats Thüringen zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur, die Landesbeauftragte be-
ziehungsweise den Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen und die Bürgerbeauftragte beziehungs-
weise den Bürgerbeauftragten bereitgestellt; § 114 bleibt 
unberührt. Die Vorlagen enthalten auf ihrer ersten Seite 
eine Information über Datum und Uhrzeit der Bereitstel-
lung. Mit ihrer Bereitstellung gelten die Sitzungsprotokol-
le als zugegangen. Darüber hinaus werden die Sitzungs-
protokolle auf Antrag an die Präsidentin beziehungsweise 
den Präsidenten an einzelne Abgeordnete oder Fraktio-
nen gedruckt verteilt.

(3) Der Landtag kann auf Verlangen von zehn Abgeordne-
ten, einer Fraktion oder der Landesregierung mit Zweidrit-
telmehrheit beschließen, dass auch das Sitzungsprotokoll 
über eine Geheimsitzung bereitgestellt wird. Ist die Sitzung 
auf Verlangen der Landesregierung für geheim erklärt wor-
den, darf das Sitzungsprotokoll nur mit Zustimmung der 
Landesregierung veröffentlicht werden.

(4) Über die wesentlichen Ergebnisse der Verhandlun-
gen des Landtags wird ein Beschlussprotokoll gefertigt, 
das unverzüglich den Fraktionen und der Landesregie-
rung zugeleitet wird.

(5) Für die Fristen zur Bereitstellung von Sitzungsproto-
kollen gilt § 16 Abs. 1 Satz 1.
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§ 108 

Prüfung der Niederschrift von Reden

(1) Jede Rednerin beziehungsweise jeder Redner erhält die 
Niederschrift ihrer beziehungsweise seiner Rede vor ihrer 
Aufnahme in das Sitzungsprotokoll zur Durchsicht und Be-
richtigung. Die Niederschrift ist innerhalb von drei Werkta-
gen zurückzugeben; § 117 Abs. 4 findet keine Anwendung. 
Gibt die Rednerin beziehungsweise der Redner die Nieder-
schrift nicht fristgemäß zurück, so gilt sie als genehmigt.

(2) Niederschriften von Reden dürfen vor ihrer Prüfung 
durch die Rednerin beziehungsweise den Redner einer 
anderen Person als der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten nur mit Zustimmung der Rednerin beziehungs-
weise des Redners zur Einsicht überlassen werden. Die 
Zustimmung der Rednerin beziehungsweise des Redners 
wird durch die der Präsidentin beziehungsweise des Prä-
sidenten ersetzt, wenn eine Ministerin beziehungsweise 
ein Minister oder eine Abgeordnete beziehungsweise ein 
Abgeordneter aus berechtigtem Interesse die alsbaldige 
Einsicht verlangt.

(3) Die Berichtigung darf den Sinn der Rede oder ihrer 
einzelnen Teile nicht ändern. Wird die Berichtigung be-
anstandet, entscheidet die Präsidentin beziehungsweise 
der Präsident. Sie beziehungsweise er kann alle Beweis-
mittel heranziehen.

§ 109 
Niederschrift von Zwischenrufen

Ein Zwischenruf, der im Sitzungsprotokoll festgestellt wor-
den ist, bleibt Bestandteil des Sitzungsprotokolls, es sei 
denn, dass mit Zustimmung der Präsidentin beziehungs-
weise des Präsidenten und der Beteiligten eine Strei-
chung erfolgt.

§ 110 
Ausfertigung und Übersendung der Beschlüsse

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident fertigt 
die Beschlüsse aus und verkündet die vom Landtag be-
schlossenen Gesetze binnen eines Monats im Gesetz- 
und Verordnungsblatt.

(2) Druckfehler oder andere offenbare Unrichtigkeiten 
sind vor der Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes 
zu berichtigen.

(3) Beschlüsse, die nicht Gesetzesbeschlüsse sind, wer-
den den Fraktionen und der Landesregierung zugeleitet.

XV. Landesrechnungshof und Landesbeauftragte  
beziehungsweise Landesbeauftragter für den  

Datenschutz

§ 111 
Landesrechnungshof

(1) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident des 
Landesrechnungshofs oder ein von ihr beziehungsweise 
ihm beauftragtes Mitglied des Kollegiums haben Zutritt zu 
allen nicht öffentlichen Sitzungen des Landtags.

(2) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident des 
Landesrechnungshofs oder ein von ihr beziehungsweise 
ihm beauftragtes Mitglied des Kollegiums können an den 
Sitzungen der Ausschüsse des Landtags teilnehmen, so-
weit es sich nicht um Immunitätsangelegenheiten, nicht öf-
fentliche oder vertrauliche Sitzungen von Untersuchungs-
ausschüssen oder vertrauliche Sitzungen handelt. Mit 
der Mehrheit der Ausschussmitglieder können sie von der 
Teilnahme an nicht öffentlichen Sitzungen ausgeschlos-
sen werden.

(3) Der Landtag und seine Ausschüsse können die Anwe-
senheit der Präsidentin beziehungsweise des Präsiden-
ten des Landesrechnungshofs oder eines von ihr bezie-
hungsweise ihm beauftragten Mitglieds des Kollegiums 
verlangen.

(4) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident des 
Landesrechnungshofs oder ein von ihr beziehungsweise 
ihm beauftragtes Mitglied des Kollegiums haben das Recht 
und auf Verlangen des Landtags oder eines Ausschusses 
die Pflicht, sich in den Ausschuss-Sitzungen im Rahmen 
der Zuständigkeit des Landesrechnungshofs zu äußern.

§ 112 
Landesbeauftragte beziehungsweise  

Landesbeauftragter für den Datenschutz

(1) Die beziehungsweise der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz oder ihre beziehungsweise seine Vertre-
tung im Amt hat Zutritt zu allen nicht öffentlichen Sitzun-
gen des Landtags.

(2) Die beziehungsweise der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz oder ihre beziehungsweise seine Vertre-
tung im Amt kann an den Sitzungen der Ausschüsse des 
Landtags teilnehmen, soweit es sich nicht um Immunitäts-
angelegenheiten, nicht öffentliche Sitzungen von Unter-
suchungsausschüssen oder vertrauliche Sitzungen han-
delt. Mit der Mehrheit der Ausschussmitglieder können sie 
von der Teilnahme an nicht öffentlichen Sitzungen ausge-
schlossen werden.

(3) Der Landtag und seine Ausschüsse können die Anwe-
senheit der beziehungsweise des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz oder ihrer beziehungsweise seiner Ver-
tretung im Amt verlangen. Auf Verlangen eines Ausschus-
ses kann die beziehungsweise der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz zu vertraulichen Sitzungen hinzugezo-
gen werden.

(4) Die beziehungsweise der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz oder ihre beziehungsweise seine Vertretung 
im Amt hat das Recht und auf Verlangen des Landtags oder 
eines Ausschusses die Pflicht, sich in den Ausschuss-Sit-
zungen im Rahmen seiner Zuständigkeit zu äußern.

§ 112 a 
Anfragen an die Landesbeauftragte beziehungsweise  

den Landesbeauftragten für den Datenschutz

(1) Anfragen an die Landesbeauftragte beziehungsweise 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz können von 
jeder beziehungsweise jedem Abgeordneten gestellt wer-
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den; sie sind bei der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten in Textform einzureichen.

(2) Die Anfragen dürfen sich nur auf einen bestimmten 
Sachverhalt beziehen und müssen so formuliert sein, dass 
sie von der beziehungsweise dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz in kurzer Form beantwortet werden kön-
nen. Eine kurze und knappe Darstellung der zur Begrün-
dung notwendigen Tatsachen ist zulässig. Die Präsidentin 
beziehungsweise der Präsident kann Anfragen, die gegen 
diese Bestimmungen verstoßen, zurückweisen.

(3) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident teilt 
die Anfragen unverzüglich der beziehungsweise dem Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz in Textform mit. § 52 
Abs. 1 gilt für die Anfrage an die Landesbeauftragte bezie-
hungsweise den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Antwort der beziehungsweise des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz entsprechend.

(4) Anfragen an die Landesbeauftragte beziehungsweise 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz sollen inner-
halb von sechs Wochen nach Eingang bei der beziehungs-
weise dem Landesbeauftragten für den Datenschutz von 
dieser beziehungsweise diesem beantwortet werden. Die 
Fragestellerin beziehungsweise der Fragesteller ist über 
den Fristbeginn (Eingang bei der beziehungsweise dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz) zu informieren. 
Über Gründe, die eine Beantwortung innerhalb von sechs 
Wochen nicht ermöglichen, ist die Fragestellerin bezie-
hungsweise der Fragesteller zu informieren. Die Frist nach 
Satz 1 kann auch durch eine Vereinbarung zwischen der 
Fragestellerin beziehungsweise dem Fragesteller und der 
beziehungsweise dem Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz unter Angabe von Gründen verlängert werden.

XVI. Allgemeine Bestimmungen

§ 113 
Verkehr mit der Landesregierung

(1) Der Landtag verkehrt durch die Präsidentin beziehungs-
weise den Präsidenten oder deren beziehungsweise des-
sen Beauftragte beziehungsweise Beauftragten mit der 
Landesregierung.

(2) Akten der Landesregierung oder der Ministerien wer-
den durch die Präsidentin beziehungsweise den Präsiden-
ten oder deren beziehungsweise dessen Beauftragte be-
ziehungsweise Beauftragten angefordert.

§ 114 
Akteneinsicht

(1) Jede beziehungsweise jeder Abgeordnete ist berechtigt, 
die Akten des Landtags einzusehen, die über Gegenstän-
de der parlamentarischen Beratungen im Plenum sowie in 
Ausschüssen und den sonstigen Gremien des Landtags 
angelegt sind, soweit nicht die Einsicht aufgrund gesetz-
licher Vorschriften oder dieser Geschäftsordnung, insbe-
sondere aus Gründen der Geheimhaltung, eingeschränkt 
ist. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident oder 
deren beziehungsweise dessen Beauftragte beziehungs-
weise Beauftragter kann in besonderen Fällen die Akten-

einsicht durch eine von einer Fraktion benannte Fraktions-
beschäftigte beziehungsweise einen von einer Fraktion 
benannten Fraktionsbeschäftigten zulassen.

(2) Zur Einsicht außerhalb des Landtagsgebäudes wer-
den Akten nur an die Vorsitzenden und Berichterstatterin-
nen beziehungsweise Berichterstatter der Ausschüsse ab-
gegeben. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
kann Ausnahmen zulassen.

(3) Durch die Akteneinsicht dürfen die Arbeiten des Land-
tags, seiner Ausschüsse und sonstigen Gremien sowie der 
Ausschussvorsitzenden und der Berichterstatterinnen be-
ziehungsweise Berichterstatter nicht behindert werden. Die 
Präsidentin beziehungsweise der Präsident kann die Ent-
scheidung über die Akteneinsicht mit Auflagen verbinden.

(4) Einsicht in die Personalakten von Abgeordneten oder 
ehemaligen Abgeordneten kann die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident mit deren Einwilligung zulassen.

(5) Die Einsicht in die Personalakten der Beschäftigten 
der Landtagsverwaltung richtet sich nach den dienstrecht-
lichen Vorschriften.

§ 115 
Geheimschutzordnung

Die Behandlung aller Angelegenheiten, die durch beson-
dere Sicherungsmaßnahmen gegen die Kenntnis durch 
Unbefugte geschützt werden müssen, regelt die als Anla-
ge 2 abgedruckte Geheimschutzordnung, die Bestandteil 
dieser Geschäftsordnung ist.

§ 116 
Verteilung der Landtagsdrucksachen

(1) An Plenartagen werden die Vorlagen (Landtagsdruck-
sachen) auch auf die Plätze der Fraktionsbeschäftigten im 
Plenarsaal gelegt; § 52 Abs. 1 bleibt davon unberührt. Die 
Landtagsdrucksachen werden, soweit die Abgeordneten 
von der Möglichkeit des § 52 Abs. 2 Satz 3 Gebrauch ge-
macht haben, in die Postfächer der Abgeordneten gelegt.

(2) Auf Antrag werden den Abgeordneten die aus den Post-
fächern nicht entnommenen Landtagsdrucksachen einmal 
wöchentlich, in der Regel freitags, im Rahmen des allge-
meinen Postversands übermittelt.

§ 117 
Fristenberechnung

(1) Ist für den Anfang einer Frist die Bereitstellung einer 
amtlichen Drucksache maßgebend, so wird bei der Be-
rechnung der Frist der Tag der Bereitstellung nicht mitge-
rechnet. Bei Drucksachen, die an Plenarsitzungstagen bis 
zum Ende der Sitzung in die Postfächer oder auf die Plät-
ze der Abgeordneten bereitgestellt worden sind, beginnt 
die Frist mit der Bereitstellung.

(2) Ist eine Frist nach Werktagen bemessen, wird bei der 
Berechnung der Frist der Samstag nicht mitgerechnet.
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(3) Die Fristen gelten auch dann als gewahrt, wenn einzel-
ne Abgeordnete infolge technischer Schwierigkeiten oder 
aus ähnlichen Gründen eine Vorlage erst nach der allge-
meinen Verteilung in das Postfach erhalten haben.

(4) Fristen, die nach dieser Geschäftsordnung von den 
Fraktionen und Abgeordneten des Landtags einzuhal-
ten sind, werden durch die Parlamentsferien unterbro-
chen und beginnen mit dem Ende der Parlamentsferien 
neu zu laufen.

§ 118 
Wahrung der Frist

Ist innerhalb einer bestimmten Frist gegenüber dem Land-
tag eine Erklärung abzugeben oder eine Leistung zu bewir-
ken, so ist die Frist gewahrt, wenn die Erklärung oder die 
Leistung am letzten Tage der Frist an die Landtagsverwal-
tung gelangt. Fällt der letzte Tag auf einen Samstag, einen 
Sonntag oder auf einen am Sitz des Landtags staatlich an-
erkannten Feiertag, tritt an die Stelle des Samstags, Sonn-
tags oder Feiertags der nächstfolgende Werktag.

§ 119 
Ende der Wahlperiode

(1) Am Ende der Wahlperiode gelten alle Vorlagen als erle-
digt. In der nachfolgenden Wahlperiode fortgeführt werden
1.	 eingegangene und nicht abschließend beschiedene 

Petitionen,
2.	 Anträge auf Entlastung der Landesregierung,
3.	 Anträge auf Entlastung des Landesrechnungshofs,
4.	 Vorlagen im Sinne der §§ 54 a, 54 b und 54 c, die der 

Beteiligung an der Willensbildung der Landesregierung 
dienen oder die fristgebunden sind.

(2) Das Ende der Wahlperiode beendet auch die Tätigkeit 
der Ausschüsse des Landtags.

§ 120 
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Der Landtag kann im Einzelfall von den Vorschriften die-
ser Geschäftsordnung abweichen; zu dem Beschluss ist 
die Zustimmung von zwei Dritteln, mindestens jedoch der 
Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl, erforderlich.

§ 121 
Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall

(1) Während einer Sitzung auftauchende Zweifel über die 
Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet die Präsi-
dentin beziehungsweise der Präsident.

(2) Erheben mindestens zehn Abgeordnete oder eine Frak-
tion Einspruch gegen die Entscheidung, beschließt nach 
Prüfung durch den für Geschäftsordnungsrecht zuständi-
gen Ausschuss der Landtag.

§ 122 
Grundsätzliche Auslegung der Geschäftsordnung

Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 
Auslegung einer Vorschrift der Geschäftsordnung kann 

nur der Landtag nach Prüfung durch den für Geschäftsord-
nungsrecht zuständigen Ausschuss beschließen.

§ 123 
Rechte des für Geschäftsordnungsrecht zuständigen  

Ausschusses

Der für Geschäftsordnungsrecht zuständige Ausschuss 
kann Fragen, die sich auf die Geschäftsordnung des Land-
tags und der Ausschüsse sowie auf die Würde des Hauses 
beziehen, erörtern und dem Landtag oder der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten darüber Vorschlä-
ge machen.

§ 124 
Landtagsverwaltung

(1) Die Unterstützung der Präsidentin beziehungsweise 
des Präsidenten bei der Durchführung ihrer beziehungs-
weise seiner Verwaltungsaufgaben, die Vorbereitung der 
Sitzungen des Landtags und der Ausschüsse, die Entge-
gennahme von Vorlagen, Petitionen und anderen an den 
Landtag gerichteten Schriftstücken und deren vorberei-
tende Bearbeitung ist Aufgabe der Landtagsverwaltung.

(2) Die Direktorin beziehungsweise der Direktor beim Land-
tag ist die ständige Vertretung der Präsidentin beziehungs-
weise des Präsidenten in der Verwaltung.

§ 125 
Wissenschaftlicher Dienst

(1) In der Landtagsverwaltung wird ein ständiger Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienst (Wissenschaftlicher Dienst) 
gebildet. Die Mitglieder des Wissenschaftlichen Dienstes 
werden von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsi-
denten im Benehmen mit dem Vorstand bestimmt, dazu 
sind die Vizepräsidentinnen beziehungsweise Vizepräsi-
denten von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsi-
denten rechtzeitig zu informieren und anzuhören. Er ist 
in seiner Tätigkeit unabhängig und insbesondere bei der 
Erstattung von Gutachten und bei der Abgabe von Stel-
lungnahmen keinen Weisungen unterworfen und in sei-
ner Arbeit zu parteipolitischer Neutralität verpflichtet. Er 
untersteht der Aufsicht der Präsidentin beziehungsweise 
des Präsidenten nur in dienstrechtlicher und organisato-
rischer Hinsicht. Näheres regelt Anlage 4 (Richtlinie über 
die Grundsätze des Wissenschaftlichen Dienstes) als Teil 
der Geschäftsordnung.

(2) Die Ausarbeitungen nach § 1 der Anlage 4 dieser Ge-
schäftsordnung "Richtlinie über die Grundsätze des Wis-
senschaftlichen Dienstes" sind den Mitgliedern des Land-
tags, den Gremien des Landtags sowie den Fraktionen zur 
Verfügung zu stellen. Unter Beachtung der datenschutz-
rechtlichen Vorgaben, insbesondere Einwilligungserforder-
nissen, sind die Ausarbeitungen spätestens einen Monat, 
nachdem sie landtagsintern zur Verfügung gestellt wur-
den, auf der Internetseite des Landtags zu veröffentlichen.
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§ 126 
Durchführung von Sitzungen der Ausschüsse und 

weiterer Gremien des Landtags mittels 
Videokonferenztechnik

(1) Öffentliche Sitzungen der Fachausschüsse, der Unter-
ausschüsse, des Petitionsausschusses und der Enquete-
kommissionen sowie nicht öffentliche Sitzungen dieser 
Gremien, soweit sie nicht die Beratung von Petitionen zum 
Gegenstand haben, werden mittels von der Landtagsver-
waltung bereitgestellter Videokonferenztechnik durchge-
führt, wenn aufgrund von Regelungen zur Absonderung 
oder weiterer Maßnahmen zum Infektionsschutz die Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder im Sinne des § 72 
Abs. 1, die derselben Fraktion oder Parlamentarischen 
Gruppe angehören, sämtlich an einer Präsenzteilnahme an 
einer Sitzung dieser Gremien gehindert sind. Gleiches gilt 
für eine Verhinderung aufgrund einzuhaltender Schutzfris-
ten vor oder nach der Entbindung (§ 3 des Mutterschutz-
gesetzes) oder bei Bestehen eines ärztlichen Beschäfti-
gungsverbots (§ 16 des Mutterschutzgesetzes).

(2) Die Landesregierung und die weiteren Teilnahmebe-
rechtigten im Sinne der §§ 111 und 112 können ungeach-
tet von Absatz 1 für einzelne Tagesordnungspunkte die 
Zuschaltung von Beauftragten aus dem jeweils eigenen 
Zuständigkeitsbereich mittels von der Landtagsverwal-
tung bereitgestellter Videokonferenztechnik bei der be-
ziehungsweise dem Vorsitzenden beantragen. Satz 1 gilt 
auch für Beschäftigte der Fraktionen und Parlamentari-
schen Gruppen.

(3) Zu öffentlichen Anhörungsverfahren im Sinne der §§ 79 
und 79 a sowie öffentlichen Anhörungen im Sinne des § 16 
des Thüringer Gesetzes über das Petitionswesen in der je-
weils geltenden Fassung können ungeachtet von Absatz 1 
Sachverständige, Interessenvertreterinnen beziehungs-
weise -vertreter und sonstige Auskunftspersonen mittels 
von der Landtagsverwaltung bereitgestellter Videokonfe-
renztechnik geschaltet werden, sofern sie es verlangen.

(4) Sitzungen des Vorstands und des Ältestenrats können 
mittels von der Landtagsverwaltung bereitgestellter Video-
konferenztechnik durchgeführt werden.

(5) Eine mittels Videokonferenztechnik zugeschaltete Per-
son gilt als anwesend im Sinne dieser Geschäftsordnung.

(6) Näheres regelt die Richtlinie über die Durchführung 
von Sitzungen der Ausschüsse und weiterer Gremien des 
Landtags mittels Videokonferenztechnik als Anlage 6 zu 
dieser Geschäftsordnung. 
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Anlage 2

GEHEIMSCHUTZORDNUNG

Richtlinien für den Umgang mit Verschlusssachen im Be-
reich des Thüringer Landtags (- VS-Richtlinien Landtag -)

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinien gelten für Verschlusssachen, die in-
nerhalb des Landtags entstehen oder dem Landtag, sei-
nen Ausschüssen oder Mitgliedern des Landtags zuge-
leitet wurden.

(2) Verschlusssachen sind Angelegenheiten aller Art, die 
Unbefugten nicht mitgeteilt werden dürfen und die durch 
besondere Sicherheitsmaßnahmen gegen die Kenntnis 
durch Unbefugte geschützt werden müssen.

(3) Verschlusssachen können das gesprochene Wort und 
alle anderen Formen der Darstellung von Kenntnissen und 
Erkenntnissen sein. Zwischenmaterial (z. B. Vorentwürfe, 
Aufzeichnungen auf Tonträger, Stenogramme, Kohlepa-
pier, Schablonen, Fehldrucke) ist wie eine Verschlusssa-
che zu behandeln.

(4) Für den Bereich der Verwaltung des Landtags gelten 
die Vorschriften der Verschlusssachenanweisung für die 
Landesbehörden (VSA), soweit sich aus den folgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt.

§ 2 
Grundsätze

(1) Jede beziehungsweise jeder ist verpflichtet, über Ver-
schlusssachen Verschwiegenheit zu wahren. Sie dürfen 
nicht an Unbefugte weitergegeben werden.

(2) Jede beziehungsweise jeder, der beziehungsweise dem 
eine Verschlusssache zugänglich gemacht worden ist, und 
jede beziehungsweise jeder, die beziehungsweise der von 
ihr Kenntnis erhalten hat, trägt neben der persönlichen Ver-
antwortung für die Geheimhaltung die Verantwortung für 
die vorschriftsmäßige Behandlung und Aufbewahrung ent-
sprechend den Vorschriften dieser Richtlinien.

(3) In Gegenwart Unbefugter darf über den Inhalt von Ver-
schlusssachen nicht gesprochen werden.

(4) Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch für die Zeit nach 
dem Ausscheiden aus dem Landtag.

§ 3 
Geheimhaltungsgrade

(1) Verschlusssachen sind je nach dem Schutz, dessen sie 
bedürfen, in folgende Geheimhaltungsgrade einzustufen:
1.	 STRENG GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch 

Unbefugte den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder gefährden kann;

2.	 GEHEIM,wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 

eines ihrer Länder gefährden, ihren Interessen oder ih-
rem Ansehen schweren Schaden zufügen kann;

3.	 VS-VERTRAULICH, wenn die Kenntnisnahme durch 
Unbefugte für die Interessen oder das Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
schädlich sein kann;

4.	 VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH, wenn die 
Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen 
oder das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann.

(2) Protokolle über Ausschuss-Sitzungen sind nicht allein 
deshalb als Verschlusssachen im Sinne dieser Richtlini-
en einzustufen, weil die Beratung nicht öffentlich stattfand.

(3) Die Kennzeichnung von Verschlusssachen erfolgt un-
ter entsprechender Anwendung der Verschlusssachenan-
weisung für die Landesbehörden.

§ 4 
Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt notwen-
dige Gebrauch zu machen. Verschlusssachen sind nicht 
höher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert.

(2) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache rich-
tet sich nach dem Inhalt des Teiles der Verschlusssache, 
der den höchsten Geheimhaltungsgrad erfordert.

(3) Schriftstücke, die sich auf eine Verschlusssache bezie-
hen, aber selbst keinen entsprechenden geheimhaltungs-
bedürftigen Inhalt haben, wie z. B. Erinnerungsschreiben, 
sind nach ihrem Inhalt einzustufen, nicht nach dem der 
veranlassenden Verschlusssache.

(4) Den Geheimhaltungsgrad der Verschlusssache be-
stimmt die herausgebende Stelle.

(5) Die herausgebende Stelle kann bestimmen, dass Ver-
schlusssachen von einem bestimmten Zeitpunkt an oder 
mit dem Eintritt eines bestimmten Ereignisses niedriger 
einzustufen oder offen zu behandeln sind. Sie teilt die Än-
derung oder Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer 
Verschlusssache den Empfängerinnen beziehungsweise 
Empfängern mit.

(6) Herausgebende Stellen sind bei Verschlusssachen, die 
innerhalb des Landtags entstehen, die Präsidentin bezie-
hungsweise der Präsident und weitere von ihr beziehungs-
weise ihm ermächtigte Stellen.

§ 5 
Kenntnis und Weitergabe einer Verschlusssache

(1) Mitglieder des Landtags können von Verschlusssachen 
Kenntnis erhalten, soweit es zur Erfüllung ihrer parlamen-
tarischen Aufgaben erforderlich ist.
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(2) Über den Inhalt einer Verschlusssache des Geheim-
haltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher darf nicht 
umfassender und früher unterrichtet werden, als dies aus 
Gründen der parlamentarischen Arbeit unerlässlich ist.

(3) Soll ein Mitglied des Landtags Zugang zu Verschluss-
sachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH 
oder höher erhalten, die nicht amtlich als geheimhaltungs-
bedürftig gekennzeichnet sind und zu deren Geheimhal-
tung das Mitglied auch nicht aufgrund eines Beschlusses 
des Landtags oder eines Ausschusses verpflichtet ist, so 
soll es unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnis-
verletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet werden.

(4) Ein Mitglied des Landtags, dem eine Verschlusssache 
des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder hö-
her zugänglich gemacht worden ist, darf nur die Vorsit-
zenden der Fraktionen unterrichten; in besonderen Fällen 
darf im Einvernehmen mit der Präsidentin beziehungswei-
se dem Präsidenten auch eine von einer Fraktion benann-
te Fraktionsbeschäftigte beziehungsweise ein von einer 
Fraktion benannter Fraktionsbeschäftigter unterrichtet wer-
den, soweit dies aus Gründen der parlamentarischen Ar-
beit unerlässlich ist. Die beziehungsweise der Unterrich-
tete ist auf die Pflicht zur Geheimhaltung hinzuweisen; sie 
beziehungsweise er ist hieran gebunden.

(5) Fraktionsbeschäftigten dürfen Verschlusssachen des 
Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher 
nach Absatz 4 nur zugänglich gemacht werden, wenn sie 
von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten 
zum Umgang mit Verschlusssachen schriftlich ermäch-
tigt und unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnis-
verletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet sind.

(6) Anderen Personen dürfen Verschlusssachen des Ge-
heimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher nur 
mit Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich 
gemacht werden, wenn sie zum Umgang mit Verschluss-
sachen schriftlich ermächtigt und unter Hinweis auf die 
Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung 
förmlich verpflichtet sind.

(7) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident kann 
die Befugnis, Ermächtigungen zu erteilen und Verpflich-
tungen vorzunehmen, übertragen.

(8) Die für Angehörige des öffentlichen Dienstes geltenden 
Bestimmungen über die Voraussetzungen einer Ermäch-
tigung (insbesondere Vorschriften über die Überprüfung) 
und über die sich aus einer Ermächtigung ergebenden Ver-
pflichtungen (insbesondere Reisebeschränkungen) und 
über die Belehrung gelten bei Ermächtigungen nach den 
Absätzen 5 bis 7 entsprechend.

§ 6 
Fernmündliche Gespräche über Verschlusssachen

(1) Über Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades 
VS-VERTRAULICH und höher sollen fernmündliche Ge-
spräche nur in dringenden Fällen geführt werden. Die Ge-
spräche sind so vorsichtig zu führen, dass der Sachverhalt 
Dritten nicht verständlich wird. Ist die Gesprächspartne-

rin beziehungsweise der Gesprächspartner nicht mit Si-
cherheit festzustellen, so ist ein Kontrollanruf erforderlich.

(2) Besondere Vorsicht ist bei fernmündlichen Gesprä-
chen auf dem Funkwege (zum Beispiel Autotelefon) und 
bei fernmündlichen Gesprächen mit Teilnehmerinnen be-
ziehungsweise Teilnehmern außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland geboten.

§ 7 
Behandlung von Verschlusssachen in Ausschüssen

(1) Die Ausschüsse können für einen Beratungsgegen-
stand oder für Teile desselben einen Geheimhaltungsgrad 
nach § 3 beschließen. Wird über Verschlusssachen der 
Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher be-
raten, führt die beziehungsweise der Vorsitzende die Be-
schlussfassung unverzüglich herbei und stellt vor Beginn 
der Beratungen fest, dass sich keine unbefugten Perso-
nen im Sitzungssaal aufhalten. Der Beschluss über die 
Geheimhaltung verpflichtet auch Sitzungsteilnehmerin-
nen beziehungsweise Sitzungsteilnehmer, die nicht dem 
Ausschuss angehören.

(2) Bei Beratungen über STRENG GEHEIM- oder GE-
HEIM-Angelegenheiten dürfen nur die Beschlüsse proto-
kolliert werden. Der Ausschuss kann beschließen, dass die 
Beratungen dem Inhalt nach festgehalten werden. Die Ver-
nehmung von Zeuginnen beziehungsweise Zeugen und die 
Anhörung von Sachverständigen kann auf Beschluss des 
Ausschusses auch bei Angelegenheiten mit dem Geheim-
haltungsgrad STRENG GEHEIM und GEHEIM im Wort-
protokoll festgehalten werden (z. B. bei Untersuchungs-
ausschüssen).

(3) Bei Beratungen über VS-VERTRAULICH-Angelegen-
heiten kann der Ausschuss beschließen, dass nur die Be-
schlüsse festgehalten werden.

(4) Das Protokoll über die Beratung von VS-Angelegen-
heiten wird entsprechend seinem Inhalt in einen Geheim-
haltungsgrad nach § 3 eingestuft. In Protokolle, die als 
VS-VERTRAULICH oder höher eingestuft sind, darf nur 
entsprechend § 5 Einsicht gewährt werden.

(5) Werden Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades 
VS-VERTRAULICH oder höher einem Ausschuss zugelei-
tet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens für deren 
Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbrechung der Sitzung 
kann die Rückgabe unterbleiben, wenn die Überwachung 
des Sitzungsraumes sichergestellt ist. Die beziehungswei-
se der Ausschussvorsitzende kann bestimmen, dass Ver-
schlusssachen der Geheimhaltungsgrade GEHEIM oder 
VS-VERTRAULICH an die Berichterstatterinnen bezie-
hungsweise Berichterstatter des Ausschusses und in be-
sonderen Fällen anderen Mitgliedern des Ausschusses bis 
zum Abschluss der Ausschussberatungen über den Bera-
tungsgegenstand, auf den sich die Verschlusssache be-
zieht, ausgegeben und in den dafür zulässigen VS-Behält-
nissen aufbewahrt werden.

(6) Für Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-
VERTRAULICH kann der Ausschuss in Fällen des Absat-
zes 5 anders beschließen.
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(7) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-
VERTRAULICH und GEHEIM können, sofern sie im Aus-
schuss entstanden sind, mit Genehmigung der beziehungs-
weise des Ausschussvorsitzenden nach Registrierung bei 
der von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsiden-
ten bestimmten Stelle in den dafür vorgesehenen VS-Be-
hältnissen des Ausschusses zeitweilig aufbewahrt werden. 
Sie sind an die von der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten bestimmte Stelle zurückzugeben, sobald sie 
im Ausschuss nicht mehr benötigt werden.

(8) Stellt sich erst im Laufe oder nach Abschluss der Be-
ratungen heraus, dass die Beratungen als VS-VERTRAU-
LICH oder höher zu bewerten sind, kann der Ausschuss 
die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich 
beschließen.

(9) Genehmigt die beziehungsweise der Ausschussvor-
sitzende während der Sitzung, in der VS-STRENG GE-
HEIM oder VS-GEHEIM behandelt werden, Sitzungsno-
tizen zu fertigen, so sind diese am Ende der Sitzung zur 
Aufbewahrung oder Vernichtung an die von der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten bestimmte Stelle ab-
zugeben oder in dafür zulässigen VS-Behältern aufzube-
wahren. Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Ausschuss, 
spätestens mit der Wahl eines neuen Ausschusses, sind 
alle gefertigten Sitzungsnotizen in der von der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten bestimmten Stelle 
zur Vernichtung abzugeben.

§ 8 
Herstellung von Duplikaten

Die Empfängerin beziehungsweise der Empfänger von 
Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VER-
TRAULICH und höher darf weitere Exemplare (Abschrif-
ten, Abdrucke, Ablichtungen und dergleichen) sowie Auszü-
ge nur von der von der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten bestimmten Stelle herstellen lassen; für Ver-
schlusssachen des Geheimhaltungsgrades STRENG GE-
HEIM ist außerdem die Zustimmung der herausgebenden 
Stelle erforderlich. Weitere Exemplare sind wie die Origi-
nal-Verschlusssachen zu behandeln.

§ 9 
Registrierung und Verwaltung von Verschlusssachen

(1) Alle dem Landtag zugehenden oder im Landtag entste-
henden Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-
VERTRAULICH oder höher sind der von der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsidenten bestimmten Stelle zur 
Registrierung und Verwaltung zuzuleiten.

(2) Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VER-
TRAULICH und höher sind in der von der Präsidentin be-
ziehungsweise dem Präsidenten bestimmten Stelle auf-
zubewahren.

(3) STRENG GEHEIM- und GEHEIM-Verschlusssachen 
dürfen nur mit Genehmigung der Präsidentin beziehungs-
weise des Präsidenten und in einem von der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten bestimmten Raum 
eingesehen oder bearbeitet werden. Notizen verbleiben 
bis zur Behandlung durch die Ausschüsse in der von der 

Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten bestimm-
ten Stelle; sie sind nach Abschluss der Beratungen von 
ihr zu vernichten.

(4) Der Empfang von Verschlusssachen der Geheimhal-
tungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sowie ihre Ein-
sichtnahme in der von der Präsidentin beziehungsweise 
dem Präsidenten bestimmten Stelle ist schriftlich zu be-
stätigen.

(5) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR 
FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluss auf-
zubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn sie in Räu-
men aufbewahrt werden, zu denen Außenstehende kei-
nen Zugang haben.

(6) Tonträger sind nach bestimmungsgemäßer Auswertung 
des Inhalts sofort zu löschen.

§ 10 
Weiterleitung von Verschlusssachen

(1) Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG 
GEHEIM und GEHEIM sind bei Beförderung innerhalb des 
Hauses grundsätzlich über die von der Präsidentin bezie-
hungsweise dem Präsidenten bestimmte Stelle zu leiten. 
Sie dürfen nur durch entsprechend ermächtigte Personen 
weitergeleitet werden. Ist aus dringendem Grund eine Von-
Hand-zu-Hand-Übergabe erfolgt, ist die von der Präsiden-
tin beziehungsweise dem Präsidenten bestimmte Stelle un-
verzüglich in Kenntnis zu setzen.

(2) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-
VERTRAULICH können unter Benachrichtigung der von 
der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten be-
stimmten Stelle von Hand zu Hand an zum Empfang be-
rechtigte Personen weitergegeben werden.

§ 11 
Mitnahme von Verschlusssachen

(1) Die Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhal-
tungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den der 
Verwaltung des Landtags unterstehenden Räumen ist un-
zulässig. Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident 
kann die Mitnahme zulassen, wenn unabweisbare Grün-
de dies erfordern. Sie beziehungsweise er kann Aufla-
gen festlegen.

(2) Bei der Mitnahme von Verschlusssachen der Geheim-
haltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher ist für die 
ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sorgen. Steht 
für Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG 
GEHEIM und GEHEIM kein Stahlschrank mit Kombina-
tions- und Sicherheitsschloss zur Verfügung, muss die 
Inhaberin beziehungsweise der Inhaber die Verschluss-
sachen ständig bei sich führen. Die Zurücklassung in Kraft-
wagen, die Verwahrung in Hotelsafes oder auf Bahnhöfen 
und dergleichen ist unzulässig. Bei Aufenthalten im Aus-
land ist die Verschlusssache nach Möglichkeit bei den deut-
schen Vertretungen aufzubewahren.
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(3) In der Öffentlichkeit dürfen Verschlusssachen der Ge-
heimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher nicht 
gelesen und erörtert werden.

§ 12 
Mitteilungspflicht

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, 
der auf Anbahnungsversuche fremder Nachrichtendiens-
te oder darauf schließen lässt, dass Unbefugte Kenntnis 
vom Inhalt von Verschlusssachen erhalten haben, sowie 
der Verlust von Verschlusssachen der Geheimhaltungs-
grade VS-VERTRAULICH oder höher oder der Verlust von 
Sicherheitsschlüsseln ist unverzüglich der Präsidentin be-
ziehungsweise dem Präsidenten oder der beziehungswei-
se dem Geheimschutzbeauftragten der Verwaltung des 
Landtags mitzuteilen.
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Anlage 3

Vereinbarung über die Unterrichtung und Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten  
der Europäischen Union

Auf der Grundlage des Artikels 48 Abs. 2 in Verbindung 
mit Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen schließen der Thüringer Landtag - vertreten durch 
die Präsidentin - und die Thüringer Landesregierung - ver-
treten durch den Ministerpräsidenten - folgende Neufas-
sung der Vereinbarung vom 19. Mai 2011 in der Fassung 
vom 16. April 2014:

I.	 Allgemeine Beteiligung des Landtags in Angele-
genheiten der Europäischen Union

1.	 Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
frühzeitig über alle Angelegenheiten der Euro-
päischen Union, soweit diese für das Land von 
grundsätzlicher Bedeutung sind.

a)	 Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
insbesondere über alle Vorhaben der Europä-
ischen Union, die Gesetzgebungsbefugnis-
se oder sonstige Interessen des Landes oder 
das Recht der kommunalen Selbstverwaltung 
der Gemeinden und Gemeindeverbände so-
wie Fragen der kommunalen Daseinsvorsor-
ge wesentlich betreffen.

b)	 Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
frühestmöglich insbesondere auch über Initia-
tiven, die eine Verlagerung von Kompetenzen 
der Länder auf die Europäische Union zur Fol-
ge hätten.

c)	 Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
frühestmöglich über beabsichtigte Vertragsän-
derungen im Rahmen von Regierungskonfe-
renzen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die die Zuständigkeiten des Freistaats 
berühren.

2.	 Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
über alle Grünbücher und Weißbücher der Euro-
päischen Kommission. Sie informiert den Landtag 
über alle Mitteilungen der Europäischen Kommis-
sion sowie über alle vom Bundesrat hierzu be-
schlossenen Stellungnahmen.

3.	 Die Landesregierung informiert den Landtag über 
alle von der Europäischen Kommission gestarte-
ten öffentlichen Konsultationen unter Angabe des 
Konsultationszeitraums sowie des federführen-
den Ressorts. Sie unterrichtet den Landtag frü-
hestmöglich über eigene Konsultationsbeiträge, 
die Gegenstand einer Kabinettsbefassung waren.

4.	 Die Landesregierung nimmt gegenüber dem Land-
tag frühestmöglich eine Bewertung des aktuellen 
Arbeitsprogramms der Kommission vor.

5.	 Die Landesregierung informiert den Landtag zeit-
nah über die Ergebnisse der Europaministerkon-
ferenzen und der Plenarsitzungen des Ausschus-

ses der Regionen, soweit diese für das Land von 
Bedeutung sind.

6.	 Die Landesregierung berichtet dem Landtag min-
destens alle zwei Jahre über die Schwerpunkte 
ihrer europäpolitischen Aktivitäten.

7.	 Die Landesregierung informiert den Landtag fort-
laufend über aktuelle europapolitische Entwick-
lungen und eigene Initiativen, soweit sie für die 
politische Meinungsbildung des Landes von Be-
deutung sind.

II.	 Beteiligung des Landtags im Rahmen des Subsidi-
aritätsfrühwarnsystems

1.	 Die Landesregierung leitet dem Landtag frühest-
möglich alle von der Kommission im Rahmen des 
Subsidiaritätsfrühwarnsystems an den Bundesrat 
übermittelten Dokumente in elektronischer Form 
zu (Frühwarndokumente). Dabei wird der voraus-
sichtliche Zeitpunkt der abschließenden Beratung 
im Bundesrat benannt. Zudem stellt die Landesre-
gierung alle zu einem Vorhaben gehörenden Do-
kumente und Informationen bereit.

2. a)	Die Landesregierung übermittelt zu bedeutsamen 
Vorhaben nach Ziffer 1 frühestmöglich schriftlich 
zusätzliche Informationen über den wesentlichen 
Inhalt und die Zielsetzung des Vorhabens sowie 
eine erste Bewertung hinsichtlich seiner landespo-
litischen Bedeutung und seiner Vereinbarkeit mit 
den Grundsätzen der Subsidiarität und Verhält-
nismäßigkeit sowie gegebenenfalls weitere rele-
vante Dokumente. Bedeutsam sind insbesondere 
Vorhaben, die die Gesetzgebungsbefugnisse oder 
sonstige Interessen des Landes oder das Recht 
der kommunalen Selbstverwaltung der Gemein-
den und Gemeindeverbände oder die kommuna-
le Daseinsvorsorge wesentlich betreffen oder die 
die Beachtung des Subsidiaritätsprinzips zweifel-
haft erscheinen lassen.

    b)	Zu allen Frühwarndokumenten, die im Europa-
ausschuss beraten werden, legt die Landesregie-
rung in der Regel spätestens eine Woche vor Sit-
zungsbeginn zusätzliche Informationen i. S. von 
Ziffer 2 a sowie den Berichtsbogen der Bundes-
regierung vor.

3.	 Die Landesregierung berücksichtigt Stellungnah-
men des Landtags im Rahmen der Subsidiari-
täts- und Verhältnismäßigkeitsprüfung bei ihrer 
Willensbildung. In Fällen, in denen durch eine Ge-
setzgebungsinitiative der Europäischen Union Ge-
setzgebungsbefugnisse des Landes berührt wer-
den, wird die Landesregierung - unbeschadet ihrer 
sich aus Bundes- und Landesverfassungsrecht er-
gebenden Rechtsstellung - bei der Erhebung ei-
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ner Subsidiaritätsrüge nicht entgegen dem Par-
lamentsvotum entscheiden. Für Stellungnahmen 
des Landtags im Rahmen der Subsidiaritätskla-
ge gegen Rechtsetzungsakte der Europäischen 
Union gilt dies entsprechend.

4.	 Hat der Landtag eine Stellungnahme abgegeben, 
informiert ihn die Landesregierung über ihr Stimm-
verhalten im Bundesrat. Weicht die Landesregie-
rung von einer Stellungnahme des Landtags ab, 
teilt sie dem Landtag die maßgeblichen Gründe 
für ihr abweichendes Stimmverhalten mit. Sie in-
formiert den Landtag, nach Möglichkeit bereits im 
Vorfeld der Bundesratssitzung, über ein beabsich-
tigtes abweichendes Stimmverhalten.

5.	 Die Landesregierung informiert den Landtag über 
die Zustimmung zu Subsidiaritätsrügen und Sub-
sidiaritätsklagen im Bundesrat. Der Landtag wird 
zudem frühestmöglich über alle vom Bundesrat 
festgestellten Verstöße gegen das Subsidiaritäts-
prinzip informiert.

6.	 Die Landesregierung informiert den Landtag über 
Verlauf und Ergebnis des Gesetzgebungsverfah-
rens auf Ebene der EU-Institutionen zu allen Früh-
warndokumenten, zu denen der Landtag eine Stel-
lungnahme abgegeben hat.

III.	 Europaausschuss

Der Europaausschuss im Landtag ist der Ansprechpart-
ner der Landesregierung für alle unter I. und II. verein-
barten Regelungen.

IV.	 Evaluierungsklausel

Die Vertragsparteien kommen überein, die Vereinba-
rung spätestens vier Jahre nach der Unterzeichnung 
der Neufassung auf der Grundlage von Erfahrungsbe-
richten zu überprüfen und gegebenenfalls in eine ge-
setzliche Grundlage münden zu lassen.
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Anlage 4

Richtlinie über die Grundsätze des Wissenschaftlichen Dienstes

§ 1 
Aufgaben

(1) Der Wissenschaftliche Dienst hat die Aufgabe,
a)	 Gutachten zu Gesetzentwürfen, Anträgen, Anfragen 

und sonstigen Vorlagen, insbesondere in rechtlicher 
und wissenschaftlicher Hinsicht, zu erstatten,

b)	 die Erarbeitung von Entwürfen für Gesetze, Anträge, 
Anfragen und sonstige Vorlagen durch beratende Tä-
tigkeiten zu unterstützen,

c)	 in Fragen des Verfassungs-, Verwaltungs- und Ge-
schäftsordnungsrechts Auskunft zu erteilen,

d)	 Gesetzentwürfe und andere Angelegenheiten im Ein-
zelfall in den Ausschüssen juristisch zu begleiten und 
dabei Material zu den jeweiligen Beratungspunkten 
zusammenzustellen und die Vorsitzende beziehungs-
weise den Vorsitzenden in Abstimmung mit dem Aus-
schussdienst während der Sitzung zu unterstützen,

e)	 die Rechtsentwicklung in Bund und Ländern sowie der 
Europäischen Union, soweit dies für das Land von Be-
deutung ist, zu beobachten und rechtsvergleichend 
darzustellen,

f)	 Informationen zu erarbeiten, wenn zu vermuten ist, 
dass Ereignisse oder Gerichtsentscheidungen einen 
allgemeinen Informationsbedarf auslösen,

g)	 bei der Sammlung und Beschaffung von Material über 
Verfassungs- und Parlamentsrecht durch die Biblio-
thek mitzuwirken,

h)	 inhaltliche Ausarbeitungen und Informationen zu The-
menfeldern im Zuständigkeitsbereich des Landtags und 
seiner Ausschüsse zu liefern.

(2) Die Beauftragung muss einen erkennbaren Bezug zur 
Wahrnehmung von parlamentarischen Aufgaben haben.

(3) Folgende Tätigkeiten gehören ausdrücklich nicht zu den 
Aufgaben des Wissenschaftlichen Dienstes:

a)	 die Erarbeitung von Redeentwürfen oder Formulie-
rungshilfen zu Reden sowie Presseerklärungen,

b)	 Rechtsauskünfte in persönlichen Angelegenheiten oder 
die parteiliche Unterstützung bei rechtlichen Auseinan-
dersetzungen,

c)	 die Beurteilung von Einzelfällen aus dem Wahlkreis, 
die Unterstützung in kommunalpolitischen Angele-
genheiten.

(4) Über die Auslegung der vorstehenden Regelungen ent-
scheidet in Zweifelsfällen die Präsidentin oder der Präsi-
dent im Einvernehmen mit den Vizepräsidentinnen und Vi-
zepräsidenten.

§ 2 
Grundsätze

(1) Die Aufgabenerfüllung und Ausarbeitungen des Wissen-
schaftlichen Dienstes sind parteipolitisch neutral, sachlich 
und objektiv zu erledigen.

(2) Der Wissenschaftliche Dienst ist bei der Ausübung sei-
ner Tätigkeit unabhängig und bei der Erstattung von Gut-

achten und Abgabe von Stellungnahmen keinen materiel-
len Weisungen unterworfen.

(3) Soweit der Wissenschaftliche Dienst den Auftrag erhält, 
eine Angelegenheit zu bearbeiten, hat er den Inhalten des 
Auftrags Rechnung zu tragen. Dies gilt nicht im Hinblick 
auf das Ergebnis von Gutachten.

(4) Die Aufgaben unterliegen den von der Auftraggeberin 
beziehungsweise dem Auftraggeber gesetzten Terminfris-
ten. Sind diese nicht zu halten, ist frühzeitig mit der Auf-
traggeberin beziehungsweise dem Auftraggeber Kontakt 
aufzunehmen.

§ 3 
Rechtsstellung

(1) Die Beschäftigten des Wissenschaftlichen Dienstes un-
terstehen in dienstrechtlicher und organisatorischer Hin-
sicht der Aufsicht der Landtagspräsidentin beziehungswei-
se des Landtagspräsidenten.

(2) Angehörige des Wissenschaftlichen Dienstes haben Zu-
tritt zu den Ausschuss-Sitzungen und können nach Maßga-
be der Festlegung der beziehungsweise des Ausschuss-
vorsitzenden das Wort erhalten.

§ 4 
Auftragserteilung

Im Rahmen der in § 1 Abs. 1 genannten Aufgaben dürfen 
dem Wissenschaftlichen Dienst Aufträge erteilen:
1.	 die Präsidentin beziehungsweise der Präsident,
2.	 jedes Mitglied des Vorstands, 
3.	 die Fraktionen,
4.	 die Ausschüsse,
5.	 jedes Mitglied des Landtags.
Fraktionslose Abgeordnete haben einen besonderen An-
spruch auf Rat und Hilfestellung.

§ 5 
Informationsrechte und -pflichten

(1) Der Wissenschaftliche Dienst informiert die Präsiden-
tin beziehungsweise den Präsidenten über die eingegan-
genen und erledigten Aufträge und berichtet dem Vorstand 
jährlich über das betroffene Rechtsgebiet, die Art, die Zahl 
und den Abschluss der eingegangenen Aufträge sowie über 
die Anforderungen nach § 7.

(2) Jedes Mitglied des Vorstands kann verlangen, dass die 
Mitglieder des Wissenschaftlichen Dienstes Auskunft zum 
Wissenschaftlichen Dienst geben, soweit nicht schutzwür-
dige Belange entgegenstehen.

§ 6 
Geschäftsverteilung

(1) Der Leiterin oder dem Leiter des Wissenschaftlichen 
Dienstes obliegt die Einhaltung der Bestimmungen die-
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ser Richtlinie. Das schließt das Recht ein, einen Auftrag, 
der nicht im Rahmen dieser Richtlinie gestellt wurde, ab-
zulehnen.

(2) Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt grundsätzlich in 
der Reihenfolge ihres Eingangs. 

(3) Der Wissenschaftliche Dienst ist insbesondere über 
das betroffene Themenfeld, die Art, die Zahl und den Ab-
schluss der eingegangenen Aufträge gegenüber dem Vor-
stand mindestens einmal im Jahr berichtspflichtig. 

§ 7 
Anforderungen an das Personal

Die Hälfte der Anzahl der Personen, die im Wissenschaft-
lichen Dienst beschäftigt sind, sollen die Befähigung zum 
Richteramt besitzen. Satz 1 gilt nicht für das technische 
Personal. Die Beschäftigung im Wissenschaftlichen Dienst 
kann auf Dauer erfolgen. Einzelne Personen können bei 
Bedarf auch aufgabenbezogen eingestellt werden.

§ 8 
Zugänglichkeit

(1) Die Ausarbeitungen des Wissenschaftlichen Diens-
tes werden grundsätzlich neben der Auftraggeberin be-
ziehungsweise dem Auftraggeber auch den anderen Mit-
gliedern des Landtags, den Gremien des Landtags sowie 
den Fraktionen zur Verfügung gestellt. Dies erfolgt, so-
weit nicht schutzwürdige Belange Dritter entgegenstehen, 
durch Bekanntmachung in Abgeordneteninformationssys-
temen und auf Antrag an einzelne Abgeordnete durch Ver-
teilung in Papier.

(2) Sofern die Auftraggeberin beziehungsweise der Auftrag-
geber in besonderen Fällen eine vertrauliche Behandlung 
beansprucht, ist diese vier Wochen zu wahren. Nach Ab-
lauf dieser Frist findet Absatz 1 Anwendung.

(3) Der Wissenschaftliche Dienst kann seine Ausarbei-
tungen, gegebenenfalls erst nach Ablauf der Frist nach 
Absatz 2, anderen Parlamenten und den Ministerien der 
Landesregierung zur dienstlichen Verwendung zur Verfü-
gung stellen.

(4) Die Ausarbeitungen, die den Mitgliedern des Landtags 
in Abgeordneteninformationssystemen bekannt gemacht 
worden sind, werden einen Monat nach ihrer Veröffentli-
chung zusätzlich auf der Internetseite des Landtags in der 
Parlamentsdokumentation veröffentlicht, sofern nicht be-
sonders schutzwürdige Interessen oder das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung der Veröffentlichung ent-
gegenstehen.
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Anlage 5

Richtlinie über die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer  
Berufsreglementierungen im Sinne der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018  

gemäß § 79 a Abs. 1 Satz 2 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

1.	 Prüfung der Verhältnismäßigkeit
1.1	 Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-

stehender Rechtsvorschriften, die den Zugang zu 
reglementierten Berufen oder deren Ausübung 
beschränken, ist eine Prüfung der Verhältnis-
mäßigkeit nach den folgenden Bestimmungen 
durchzuführen. Der Umfang der Prüfung steht im 
Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswir-
kungen der Rechtsvorschrift.

1.2	 Das zu veröffentlichende Ergebnis der Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung muss ausführlich genug sein, 
um eine Bewertung der Übereinstimmung mit dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu erlauben.

1.3	 Die Gründe, aus denen hervorgeht, dass eine 
Rechtsvorschrift gerechtfertigt und verhältnismä-
ßig ist, sind durch qualitative und, soweit möglich 
und relevant, quantitative Elemente zu substanti-
ieren.

1.4	 Rechtsvorschriften im Sinne von Nummer 1.1 dür-
fen weder eine direkte noch eine indirekte Diskri-
minierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder 
des Wohnsitzes darstellen. 

1.5	 Rechtsvorschriften im Sinne von Nummer 1.1 
müssen durch Ziele des Allgemeininteresses im 
Sinne des Artikels 6 der Richtlinie (EU) 2018/958 
gerechtfertigt sein. Sie müssen für die Verwirkli-
chung des angestrebten Ziels geeignet sein und 
dürfen nicht über das zur Erreichung dieses Ziels 
erforderliche Maß hinausgehen.

2. 	 Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung
2.1	 Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind die 

folgenden Punkte zu berücksichtigen: 
a)	 die Eigenart der mit den angestrebten Zielen 

des Allgemeininteresses verbundenen Risi-
ken, insbesondere der Risiken für Dienst-
leistungsempfängerinnen bzw. -empfänger, 
einschließlich Verbraucherinnen bzw. Verbrau-
cher, Berufsangehörige und Dritte;

b)	 die Frage, ob bestehende Regelungen spezi-
fischer oder allgemeiner Art, etwa die Rege-
lungen in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
der Produktsicherheit oder des Verbraucher-
schutzes, nicht ausreichen, um das angestreb-
te Ziel zu erreichen;

c)	 die Eignung der Rechtsvorschriften hinsicht-
lich ihrer Angemessenheit zur Erreichung des 
angestrebten Ziels, und ob sie diesem Ziel tat-
sächlich in zusammenhängender und syste-
matischer Weise gerecht werden und somit 
den Risiken entgegenwirken, die bei vergleich-
baren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identifi-
ziert wurden;

d)	 die Auswirkungen auf den freien Personen- 
und Dienstleistungsverkehr innerhalb der Eu-
ropäischen Union, die Wahlmöglichkeiten für 
die Verbraucherinnen bzw. Verbraucher und 
die Qualität der bereitgestellten Dienstleistun-
gen;

e)	 die Möglichkeit des Rückgriffs auf mildere Mit-
tel zur Erreichung des im Allgemeininteresse 
liegenden Ziels. Wenn die Vorschriften nur 
durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt 
sind und sich die identifizierten Risiken auf das 
Verhältnis zwischen der bzw. dem Berufsange-
hörigen und der Verbraucherin bzw. dem Ver-
braucher beschränken und sich deshalb nicht 
negativ auf Dritte auswirken, ist insbesonde-
re zu prüfen, ob das Ziel durch Maßnahmen 
erreicht werden kann, die milder sind, als die 
Tätigkeiten zu reglementieren.

2.2	 Darüber hinaus sind bei der Prüfung die folgen-
den Elemente zu berücksichtigen, wenn sie für 
die Art und den Inhalt der neu eingeführten oder 
geänderten Rechtsvorschrift relevant sind:
a)	 der Zusammenhang zwischen dem Umfang 

der von einem Beruf erfassten oder einem 
Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten und der er-
forderlichen Berufsqualifikation;

b)	 der Zusammenhang zwischen der Vielfalt der 
betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, 
dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Be-
sitz einer bestimmten Berufsqualifikation sind, 
insbesondere in Bezug auf Niveau, Eigenart 
und Dauer der erforderlichen Ausbildung oder 
Erfahrung;

c)	 die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf 
alternativen Wegen zu erlangen;

d)	 die Frage, ob und warum die bestimmten Be-
rufen vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen 
Berufen geteilt oder nicht geteilt werden kön-
nen;

e)	 der Grad an Autonomie bei der Ausübung 
eines reglementierten Berufs und die Aus-
wirkungen von Organisations- und Überwa-
chungsmodalitäten auf die Erreichung des an-
gestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit 
einem reglementierten Beruf zusammenhän-
genden Tätigkeiten unter der Kontrolle und 
Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifi-
zierten Fachkraft stehen;

f) 	 die wissenschaftlichen und technologischen 
Entwicklungen, die die lnformationsasymmet-
rie zwischen Berufsangehörigen und Verbrau-
cherinnen bzw. Verbrauchern tatsächlich ab-
bauen oder verstärken können.

2.3	 Wird die neue oder geänderte Rechtsvorschrift 
mit anderen Vorschriften, die den Zugang zu re-
glementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, kombiniert, ist bei der Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit der neuen oder geänder-
ten Rechtsvorschrift die Wirkung der neuen oder 
geänderten Rechtsvorschrift zu berücksichtigen 
und insbesondere, wie die neue oder geänderte 
Rechtsvorschrift kombiniert mit anderen Anforde-
rungen zum Erreichen desselben im Allgemeinin-
teresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür 
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notwendig ist. Hierbei sind insbesondere die fol-
genden Anforderungen zu berücksichtigen:
a)	 Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbe-

zeichnung oder jede sonstige Form der Re-
glementierung im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 
Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG;

b)	 Verpflichtungen zur kontinuierlichen berufli-
chen Weiterbildung;

c)	 Rechtsvorschriften in Bezug auf Berufsorga-
nisation, Standesregeln und Überwachung;

d)	 Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorgani-
sation, Registrierungs- und Genehmigungs-
regelungen, insbesondere wenn diese An-
forderungen den Besitz einer bestimmten 
Berufsqualifikation voraussetzen;

e)	 quantitative Beschränkungen, insbesondere 
Anforderungen, die die Zahl der Zulassungen 
zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder 
eine Mindest- oder Höchstzahl der Arbeitneh-
merinnen bzw. Arbeitnehmer, Geschäftsführe-
rinnen bzw. Geschäftsführer oder Vertreterin-
nen bzw. Vertreter festsetzen, die bestimmte 
Berufsqualifikationen besitzen;

f)	 Anforderungen an bestimmte Rechtsformen 
oder Anforderungen in Bezug auf die Betei-
ligungsstruktur oder Geschäftsleitung eines 
Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglemen-
tierten Berufs zusammenhängen;

g)	 geografische Beschränkungen, einschließlich 
dann, wenn der Beruf in Teilen eines Mitglied-
staats in einer Weise reglementiert ist, die sich 
von der Reglementierung in anderen Teilen un-
terscheidet;

h)	 Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder 
partnerschaftliche Ausübung eines reglemen-
tierten Berufs beschränken, sowie Unverein-
barkeitsregeln;

i)	 Anforderungen an den Versicherungsschutz 
oder andere Mittel des persönlichen oder kol-
lektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaft-
pflicht;

j)	 Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit 
diese für die Ausübung des Berufs erforder-
lich sind;

k)	 festgelegte Mindest- und/oder Höchstpreisan-
forderungen; 

l)	 Anforderungen an die Werbung.
2.4	 Zusätzlich ist sicherzustellen, dass der Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit eingehalten wird, wenn 
spezifische Anforderungen im Zusammenhang 
mit der vorübergehenden oder gelegentlichen Er-
bringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der 
Richtlinie 2005/36/EG, einschließlich der folgen-
den Anforderungen, neu eingeführt oder geändert 
werden:
a)	 eine automatische vorübergehende Eintra-

gung oder eine Pro-Forma-Mitgliedschaft 
bei einer Berufsorganisation gemäß Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG;

b)	 eine vorherige Meldung gemäß Artikel 7 Abs. 1 
der Richtlinie 2005/36/EG, die gemäß Ab-
satz 2 des genannten Artikels erforderlichen 
Dokumente oder eine sonstige gleichwertige 
Anforderung;

c)	 die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, 
die von der Dienstleistungserbringerin bzw. 
vom Dienstleistungserbringer für die Verwal-
tungsverfahren im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu reglementierten Berufen oder de-
ren Ausübung gefordert werden.

Diese Verpflichtung gilt nicht für Maßnahmen, 
durch die die Einhaltung geltender Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen gewährleistet wer-
den soll, die im Einklang mit dem Recht der Eu-
ropäischen Union angewendet werden.

2.5	 Bei Rechtsvorschriften, die die Reglementierung 
von Gesundheitsberufen betreffen und Auswirkun-
gen auf die Sicherheit der Patientinnen bzw. Pa-
tienten haben, ist das Ziel der Sicherstellung ei-
nes hohen Niveaus des Gesundheitsschutzes zu 
berücksichtigen.

3.	 Eintragung in die Datenbank für reglementierte Be-
rufe, Stellungnahmen
3.1	 Die Gründe, nach denen Rechtsvorschriften, die 

den Zugang zu reglementierten Berufen oder de-
ren Ausübung beschränken, als gerechtfertigt, not-
wendig und verhältnismäßig beurteilt werden, sind 
der Kommission nach Artikel 59 Abs. 5 der Richt-
linie 2005/36/EG mitzuteilen. Zugleich sind diese 
Gründe in der in Artikel 59 Abs. 1 der Richtlinie 
2005/36/EG genannten Datenbank für reglemen-
tierte Berufe einzugeben.

3.2	 Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnah-
men anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, sonstiger Vertragsstaaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraums oder der Schweiz sowie 
interessierter Kreise sind entgegenzunehmen.
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Anlage 5 a

Vereinbarung über die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass 
neuer Berufsreglementierungen im Sinne der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018

I.	 Präambel

Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Landtags im Be-
reich der Gesetzgebung nach Artikel 48 Abs. 2 und auf 
Grundlage des Artikels 53 Abs. 2 und Artikels 67 Abs. 1 
und 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen schlie-
ßen der Thüringer Landtag - vertreten durch die Prä-
sidentin - und die Thüringer Landesregierung - vertre-
ten durch den Ministerpräsidenten - unbeschadet der 
verfassungsmäßigen Rechte der Abgeordneten die-
se Vereinbarung.

Die Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018 - im 
Folgenden "Richtlinie" - verpflichtet die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, vor Erlass neuer oder Ände-
rung bestehender berufsreglementierender Regelun-
gen eine Verhältnismäßigkeitsprüfung durchzuführen 
und den betroffenen lnteressensträgern im Sinne von 
Artikel 8 der Richtlinie die Möglichkeit zur Stellungnah-
me zu geben. Die Landesregierung und der Landtag 
haben unter Achtung ihrer jeweiligen verfassungsrecht-
lichen Stellung und in Ansehung der Verfassungsorgan-
treue und gegenseitigen Rücksichtnahme die im Sinne 
der Richtlinie erforderlichen geschäftsordnungsrechtli-
chen Regelungen getroffen.

Gesetzentwürfe der Landesregierung werden von die-
ser, Gesetzentwürfe aus der Mitte des Landtags oder 
im Wege der Volksgesetzgebung sowie Gesetzent-
würfe, welche im parlamentarischen Gesetzgebungs-
verfahren wesentlich geändert werden, werden vom 
Landtag auf Verhältnismäßigkeit entsprechend der 
Richtlinie geprüft.

II.	 Gesetzentwürfe der Landesregierung

Die Landesregierung berichtet dem Landtag bei Ein-
bringung eines Gesetzentwurfs, der in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie fällt, schriftlich in der Geset-
zesbegründung oder in einem gesonderten Dokument 
über das Ergebnis der Verhältnismäßigkeitsprüfung. 
Die Gründe, aus denen hervorgeht, dass eine Rechts-
vorschrift gerechtfertigt und verhältnismäßig ist, sind 
im Sinne der Richtlinie zu substantiieren. Die von der 
Landesregierung übermittelten Dokumente werden im 
Landtag entsprechend der Geschäftsordnung des Thü-
ringer Landtags behandelt und, soweit durch Rechts-
vorschrift vorgesehen, veröffentlicht.

III.	 Gesetzentwürfe aus der Mitte des Landtags oder 
im Wege der Volksgesetzgebung sowie bei we-
sentlichen Änderungen von Gesetzentwürfen im 
parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren

1.	 Führt der Landtag die Verhältnismäßigkeitsprüfung 
nach § 79 a der Geschäftsordnung des Thüringer 
Landtags durch, übermittelt die Landesregierung 
dem Landtag auf Bitte des federführenden Aus-
schusses alle zur Durchführung der Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit erforderlichen Informationen 

und rechtlichen Bewertungen sowie eine Liste der 
vom Entwurf der Rechtsvorschrift betroffenen In-
teressenträger im Sinne des Artikels 8 Abs. 2 der 
Richtlinie. Die von der Landesregierung nach Satz 
1 zu übermittelnden Informationen sollen den in An-
lage 5 zur Geschäftsordnung des Thüringer Land-
tags normierten Prüfpunkten zugeordnet werden 
und alle qualitativen und, soweit möglich und rele-
vant, quantitativen Elemente im Sinne des Artikels 
4 Abs. 4 der Richtlinie enthalten, die dem Landtag 
eine substantiierte Bewertung ermöglichen. Der 
federführende Ausschuss legt die Frist in Abstim-
mung mit der Landesregierung fest; diese kann die 
Einbringerin beziehungsweise den Einbringer des 
Gesetzentwurfs um weitere Erläuterungen bitten.

2.	 Der federführende Ausschuss kann die Landesre-
gierung über die Ziffer 1 hinaus um eine abschlie-
ßende Bewertung hinsichtlich der Übereinstimmung 
des Gesetzentwurfs mit den Grundsätzen der Ver-
hältnismäßigkeit im Sinne der Richtlinie bitten.

3.	 Die von der Landesregierung übermittelten Doku-
mente werden im Landtag entsprechend der Ge-
schäftsordnung des Thüringer Landtags behandelt 
und, soweit durch Rechtsvorschrift vorgesehen, 
veröffentlicht.

IV.	 Transparenz

Die Gründe für die Beurteilung eines Gesetzentwurfs, 
der nach der Richtlinie geprüft wurde, sind in den Fäl-
len der Ziffer II von der Landesregierung, in den Fäl-
len der Ziffer Ill vom Landtag der für die Eintragung in 
die Datenbank für reglementierte Berufe zuständigen 
Stelle zu übermitteln.
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Anlage 6

Richtlinie über die Durchführung von Sitzungen der Ausschüsse 
und weiterer Gremien des Landtags mittels Videokonferenztechnik 

§ 1 
Anwendbarkeit

Die Richtlinie über die Durchführung von Sitzungen der 
Ausschüsse und weiterer Gremien des Landtags mittels Vi-
deokonferenztechnik gilt im Anwendungsbereich des § 126 
der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags und regelt 
das Nähere im Sinne des § 126 Abs. 6 der Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags.

§ 2 
Hinweis auf der Einladung

Auf den Einsatz von Videokonferenztechnik bei Sitzungen 
oder Teilen einer Sitzung ist auf der Einladung besonders 
hinzuweisen. Die Zugangsdaten werden den Teilnahme-
berechtigten gesondert übermittelt.

§ 3 
Feststellung der Anwesenheit

Die berechtigten Sitzungsteilnehmerinnen beziehungswei-
se -teilnehmer melden sich in dem Videokonferenzsystem 
namentlich an. Ihre Anwesenheit wird zu Beginn der Sit-
zung durch persönliche Bestätigung nach dem jeweiligen 
Namensaufruf erfasst.

§ 4 
Ausübung des Rederechts

Das Rederecht wird durch Wortmeldung wahrgenommen. 
Für eine Ankündigung einer Wortmeldung, auch zum Ver-
fahren, kann die Chatfunktion des Videokonferenzsystems 
genutzt werden.

§ 5 
Ausschluss unberechtigter Personen

Die Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sollen sicher-
stellen, dass die Kamera dauerhaft eingeschaltet ist und 
keine unberechtigten Personen an der Sitzung teilnehmen.

§ 6 
Teilnahme mittels Telefoneinwahl

Ist eine visuelle Zuschaltung aus technischen Gründen im 
Einzelfall nicht möglich, können sich die betroffenen Sit-
zungsteilnehmerinnen und -teilnehmer auch im Wege der 
Telefoneinwahl der mittels Videokonferenztechnik durch-
geführten Sitzung zuschalten.

§ 7 
Abstimmungen

Die beziehungsweise der Vorsitzende beziehungsweise 
die Präsidentin beziehungsweise der Präsident stellt vor 
einer Abstimmung durch Nachfrage an jedes teilnehmen-
de Mitglied sicher, dass das Mitglied nicht gehindert war, 
dem Verlauf der Beratung zu folgen und von seinen Teilha-

berechten ausreichend Gebrauch zu machen. Die Mitglie-
der stimmen mündlich nach dem jeweiligen Namensaufruf 
oder unter Nutzung anderer Mittel, die die Feststellbarkeit 
ihres Abstimmungsverhaltens sicherstellen, ab.

§ 8 
Teilnahmeberechtigte Nichtmitglieder

Die dem jeweiligen parlamentarischen Gremium nicht an-
gehörenden Mitglieder des Landtags sowie andere Per-
sonen, die nach Maßgabe der Verfassung des Freistaats 
Thüringen oder der Geschäftsordnung des Thüringer Land-
tags zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt sind, sind 
angehalten, ihre Teilnahmerechte unter Berücksichtigung 
der technischen Kapazitäten auszuüben. Teilnahmeab-
sichten sind mindestens drei Werktage vor der Sitzung 
anzuzeigen, sofern keine besondere Frist mit der Einla-
dung bestimmt wird.

§ 9 
Öffentlichkeitszugang via Livestream

Der Öffentlichkeit wird bei einer öffentlichen Sitzung der 
Zugang durch elektronische Übermittlungswege (Internet-
Livestream) gewährt.


	Geschäftsordnung des Thüringer Landtags
	Geschäftsordnung des Thüringer Landtags
	Inhaltsübersicht
	I. Konstituierung
	§ 1 Erste Sitzung des Landtags
	§ 2 Wahl der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten und der Stellvertreterinnen beziehungsweise Stellvertreter
	§ 3 Wahl der Schriftführerinnen beziehungsweise Schriftführer

	II. Präsidentin beziehungsweise Präsident, Vorstand und Schriftführerinnen beziehungsweise Schriftführer
	§ 4 Aufgaben der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten
	§ 5 Vorstand
	§ 6 Sitzungsvorstand
	§ 7 Aufgaben der Schriftführerinnen beziehungsweise Schriftführer

	III. Fraktionen und Parlamentarische Gruppen
	§ 8 Bildung von Fraktionen
	§ 8 a Parlamentarische Gruppen
	§ 9 Reihenfolge und Stellenanteile der Fraktionen

	IV. Ältestenrat
	§ 10 Zusammensetzung des Ältestenrats
	§ 11 Aufgaben des Ältestenrats
	§ 12 Sitzungen des Ältestenrats

	V. Abgeordnete
	§ 13 Teilnahme an den Sitzungen und an der Arbeit des Landtags
	§ 14 (aufgehoben)
	§ 15 Abgeordnetenausweis
	§ 16 Arbeitsunterlagen

	VI. Sitzungen des Landtags
	§ 17 Öffentlichkeit
	§ 18 Leitung
	§ 19 Einberufung
	§ 20 Ladungsfrist
	§ 21 Tagesordnung
	§ 22 Abweichung von der Tagesordnung
	§ 23 Beratung
	§ 24 Vertagung oder Schluss der Beratung
	§ 25 Vertagung der Sitzung
	§ 26 Rederecht
	§ 27 Reihenfolge der Rednerinnen beziehungsweise Redner
	§ 28 Die Rede
	§ 29 Rededauer
	§ 30 Zwischenfragen
	§ 31 Zur Geschäftsordnung
	§ 32 Persönliche Bemerkungen
	§ 33 Erklärungen außerhalb der Tagesordnung
	§ 34 Herbeirufung eines Mitglieds der Landesregierung
	§ 35 Wiedereröffnung der Beratung
	§ 36 Verweisung zur Sache
	§ 37 Ordnungsruf
	§ 38 Sitzungsunterbrechung
	§ 39 Sonstige Ordnungsmaßnahmen
	§ 40 Beschlussfähigkeit
	§ 41 Abstimmung
	§ 42 Fragestellung bei der Abstimmung
	§ 43 Reihenfolge der Abstimmung
	§ 44 Abstimmung durch mündliche Erklärung nach Namensaufruf
	§ 45 Erklärungen zur Abstimmung
	§ 46 Wahlen
	§ 47 Wahl der Ministerpräsidentin beziehungsweise des Ministerpräsidenten
	§ 48 Konstruktives Misstrauensvotum, Vertrauensantrag
	§ 49 Neuwahl des Landtags 

	VII. Vorlagen
	§ 50 Vorlagen
	§ 51 Einbringung
	§ 51 a Anforderungen an den Inhalt und die Gestaltung von Vorlagen
	§ 52 Vorlagen, Bereitstellung, Zugang
	§ 53 Gemeinschaftsaufgaben
	§ 54 Unterrichtungen nach Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen
	§ 54 a Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der Europäischen Union nach Artikel 67 Abs. 5 der Verfassung des Freistaats Thüringen
	§ 54 b Beteiligung des Landtags nach Artikel 67 Abs. 5 der Verfassung des Freistaats Thüringen im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems
	§ 54 c Unterrichtungen in Angelegenheiten der Europäischen Union, die keine Unterrichtungen zur Beteiligung des Landtags oder über andere Sachverhalte im Sinne des Artikels 67 Abs. 4 und 5 der Verfassung des Freistaats Thüringen sind
	§ 54 d Prälegislatives Konsultationsverfahren
	§ 55 Beratungen
	§ 56 Erste Beratung
	§ 57 Ausschussüberweisung
	§ 58 Zweite Beratung
	§ 59 Erneute oder erstmalige Ausschussüberweisung
	§ 60 Abstimmungen in der zweiten Beratung
	§ 60 a Informationsverfahren (Notifizierung)
	§ 61 Dritte Beratung
	§ 62 (aufgehoben)
	§ 63 Schlussabstimmung
	§ 64 Änderungsanträge
	§ 65 Entschließungsanträge
	§ 66 Kürzung der Fristen
	§ 67 Haushaltsvorlagen
	§ 68 Staatsverträge
	§ 69 Allgemeine Bestimmungen für Anträge

	VIII. Ausschüsse
	§ 70 Bildung der Fachausschüsse
	§ 70 a Bildung des Petitionsausschusses
	§ 70 b Bildung des für Angelegenheiten der Europäischen Union zuständigen Ausschusses (Europaausschuss)
	§ 71 Bestellung der Vorsitzenden
	§ 72 Benennung der Mitglieder
	§ 73 Erste Einberufung
	§ 74 Aufgaben
	§ 75 Sitzungen
	§ 76 Verfahren
	§ 77 Berichterstattung
	§ 78 Öffentliche, nicht öffentliche und vertrauliche Sitzungen
	§ 79 Anhörungsverfahren
	§ 79 a Verhältnismäßigkeitsprüfung
	§ 80 Sitzungsprotokolle
	§ 81 Beteiligung mehrerer Ausschüsse
	§ 82 Wahlprüfungsausschuss
	§ 83 Untersuchungsausschüsse 
	§ 84 Enquetekommissionen

	IX. Anfragen, Regierungsbefragung und Aktuelle Stunde
	§ 85 Große Anfragen
	§ 86 Beratung der Großen Anfrage und der Antwort
	§ 87 Anträge zu Großen Anfragen
	§ 88 Beantwortung von Großen Anfragen
	§ 89 Beschränkung der Verhandlung über Große Anfragen
	§ 90 Kleine Anfragen
	§ 91 Dringlichkeitsanfragen
	§ 92 Regierungsbefragung
	§ 93 Aktuelle Stunde

	X. Öffentlichkeitsbeteiligung
	§ 94 Parlamentsdokumentation
	§ 95 Landtag live
	§ 96 Online-Diskussionsforum

	XI. Petitionen
	§ 97 Zuständigkeit des Petitionsausschusses
	§ 98 Einladung
	§ 99 (aufgehoben)
	§ 100 Mitteilung und Aufhebung der Beschlüsse des Petitionsausschusses
	§ 101 (aufgehoben)
	§ 102 (aufgehoben)
	§ 103 Bericht des Petitionsausschusses

	XII. Immunitätsangelegenheiten, Genehmigungen zur Zeugenvernehmung gemäß § 50 Abs. 3 StPO und § 382 Abs. 3 ZPO und Beteiligung an verfassungsgerichtlichen Verfahren
	§ 104 Behandlung von Immunitätsangelegenheiten und Genehmigung zur Zeugenvernehmung gemäß § 50 Abs. 3 der Strafprozessordnung (StPO) und § 382 Abs. 3 der Zivilprozessordnung (ZPO)
	§ 104 a Beteiligung an verfassungsgerichtlichen Verfahren

	XIII. Regierungserklärungen, Berichte der Landesregierung und deren Beratung
	§ 105 Berichte der Landesregierung
	§ 106 Beratung der Berichte der Landesregierung

	XIV. Beurkundung der Verhandlungen und Ausfertigung der Beschlüsse des Landtags
	§ 107 Sitzungsprotokoll, Beschlussprotokoll
	§ 108 Prüfung der Niederschrift von Reden
	§ 109 Niederschrift von Zwischenrufen
	§ 110 Ausfertigung und Übersendung der Beschlüsse

	XV. Landesrechnungshof und Landesbeauftragte beziehungsweise Landesbeauftragter für den Datenschutz
	§ 111 Landesrechnungshof
	§ 112 Landesbeauftragte beziehungsweise Landesbeauftragter für den Datenschutz
	§ 112 a Anfragen an die Landesbeauftragte beziehungsweise den Landesbeauftragten für den Datenschutz

	XVI. Allgemeine Bestimmungen
	§ 113 Verkehr mit der Landesregierung
	§ 114 Akteneinsicht
	§ 115 Geheimschutzordnung
	§ 116 Verteilung der Landtagsdrucksachen
	§ 117 Fristenberechnung
	§ 118 Wahrung der Frist
	§ 119 Ende der Wahlperiode
	§ 120 Abweichungen von der Geschäftsordnung
	§ 121 Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall
	§ 122 Grundsätzliche Auslegung der Geschäftsordnung
	§ 123 Rechte des für Geschäftsordnungsrecht zuständigen Ausschusses
	§ 124 Landtagsverwaltung
	§ 125 Wissenschaftlicher Dienst
	§ 126 Durchführung von Sitzungen der Ausschüsse und weiterer Gremien des Landtags mittels Videokonferenztechnik


	Anlage 2
	GEHEIMSCHUTZORDNUNG
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Grundsätze
	§ 3 Geheimhaltungsgrade
	§ 4 Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade
	§ 5 Kenntnis und Weitergabe einer Verschlusssache
	§ 6 Fernmündliche Gespräche über Verschlusssachen
	§ 7 Behandlung von Verschlusssachen in Ausschüssen
	§ 8 Herstellung von Duplikaten
	§ 9 Registrierung und Verwaltung von Verschlusssachen
	§ 10 Weiterleitung von Verschlusssachen
	§ 11 Mitnahme von Verschlusssachen
	§ 12 Mitteilungspflicht


	Anlage 3
	Vereinbarung über die Unterrichtung und Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der Europäischen Union
	I.	Allgemeine Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der Europäischen Union
	II.	Beteiligung des Landtags im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems
	III.	Europaausschuss
	IV.	Evaluierungsklausel


	Anlage 4
	Richtlinie über die Grundsätze des Wissenschaftlichen Dienstes
	§ 1 Aufgaben
	§ 2 Grundsätze
	§ 3 Rechtsstellung
	§ 4 Auftragserteilung
	§ 5 Informationsrechte und -pflichten
	§ 6 Geschäftsverteilung
	§ 7 Anforderungen an das Personal
	§ 8 Zugänglichkeit


	Anlage 5
	Richtlinie über die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen im Sinne der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018 gemäß § 79 a Abs. 1 Satz 2 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags
	1.	Prüfung der Verhältnismäßigkeit
	2. 	Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung
	3.	Eintragung in die Datenbank für reglementierte Berufe, Stellungnahmen


	Anlage 5 a
	Vereinbarung über die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen im Sinne der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 28. Juni 2018

	Anlage 6
	Richtlinie über die Durchführung von Sitzungen der Ausschüsse und weiterer Gremien des Landtags mittels Videokonferenztechnik 
	§ 1 Anwendbarkeit
	§ 2 Hinweis auf der Einladung
	§ 3 Feststellung der Anwesenheit
	§ 4 Ausübung des Rederechts
	§ 5 Ausschluss unberechtigter Personen
	§ 6 Teilnahme mittels Telefoneinwahl
	§ 7 Abstimmungen
	§ 8 Teilnahmeberechtigte Nichtmitglieder
	§ 9 Öffentlichkeitszugang via Livestream



